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Ost und West gemeinsam 

Die Gebäudereiniger haben die Angleichung der 
Löhne geschafft. Das stärkt den gemeinsamen Ta¬ 
rifkampf in der Zukunft. 
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SPD-Mitgliederentscheid 

Die UZ sprach mit der bayrischen Juso-Vorsitzen¬ 
den, warum die Jungsozialisten gegen eine wei¬ 
tere Große Koalition sind. 
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Thema der Woche 


Aus dem Untergrund 

Sie haben illegal für die verbotene kommunis¬ 
tische Partei gearbeitet - und trotzdem so of¬ 
fen wie möglich gesagt, wofür die Kommunis¬ 
ten stehen, trotz Gefängnis und Entlassungen. 
Zwei Frauen erzählen davon, wie die Kom¬ 
munisten vor 50 Jahren aus dem Untergrund 
kamen und die kommunistische Partei unter 
dem Kürzel DKP neu konstituierten. 
Interviews mit den Genossinnen Heidi Humm- 
ler und Elfriede Haug. 
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Stimmungskrieg 


Leid gibt es nur dort, wo es nützt 
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Die „Weißhelme“ tauchen immer nur in von Terroristen beherrschten Gebieten auf. Für den Westen sind sie „die Guten“. 


A m 24. Februar beschloss der 
UN-Sicherheitsrat die Resolu¬ 
tion 2401, die erneut zum Waf¬ 
fenstillstand in Syrien aufruft. Die 
Resolution befasst sich mit mehreren 
Brennpunkten des Krieges in Syrien. 
Aber in der veröffentlichten Wahr¬ 
nehmung geht es nur um die Situati¬ 
on in Ghuta. 

Die Vororte und landwirtschaft¬ 
lich genutzten Gebiete im Osten von 
Damaskus werden in den Medien zur 
Hölle von Ghuta, zur humanitären 
Katastrophe, zum Leidensort für Kin¬ 
der: Das mediale Trommelfeuer lässt 
keine Überschrift und kein Bild aus, 
um Assad und Putin anzuklagen. Bis 
hin zum erneuten Vorwurf: „Aktivis¬ 
ten melden mutmaßlichen Giftgasan¬ 
griff auf Ost-Ghuta.“ 

Wie 2016 vor der Vertreibung aus 
Ost-Aleppo werden viele Medien zum 
Sprachrohr für Aktivisten und „Weiß¬ 
helme“, die Vertreter von Al-Nusra 
und anderen dschihadistischen Orga¬ 
nisationen. Die Bomben und Raketen 
aus Ghuta, die in den letzten Monaten 
in Damaskus explodierten und Hun¬ 
derte töteten und verletzten, werden 
dagegen ignoriert. 

Das reale Leid der Bevölkerung 
wird instrumentalisiert und nur dar¬ 
gestellt, wo es dem Krieg gegen Syrien 
nutzt. Keine Rolle in der öffentlichen 
Wahrnehmung spielte Raqqa, das die 
Bomben der USA dem Erdboden 
gleichmachten. 

Und noch etwas spielt keine Rol¬ 
le. Die aktuelle UN-Resolution zeigt 
glasklar: Der Waffenstillstand muss 
für Afrin gelten. Dazu ist die YPG be¬ 
reit - nicht aber die türkische Armee. 
Und er gilt ganz und gar nicht gegen¬ 
über dem IS, Al-Nusra, Al-Kaida und 
allen Gruppen, die mit ihnen zusam¬ 
men arbeiten - wie in Ghuta. 

Von den ersten Tagen des Krieges 
an war Ghuta eines der Zentren der 
Dschihadisten in ihrem Kampf gegen 
die syrische Regierung. Terroranschlä¬ 
ge, die unzählige Menschen in Damas¬ 
kus töteten, wurden dort vorbereitet. 


Mehrmals versuchte die Armee, die 
Kontrolle zu erlangen und die terro¬ 
ristischen Organisationen zu vertrei¬ 
ben. Unzählige syrische Soldaten sind 
dabei gefallen. 

Hier war eines der Gebiete, für die 
als Deeskalationszonen ein Waffen¬ 
stillstand vereinbart war. Dieses Ab¬ 
kommen wurde von Al-Nusra mit zwei 
schweren Anschlägen aufgekündigt. 

Es geht dort nicht um den Kampf 
gegen eine Opposition oder gar Zivi¬ 
listen. Es ist der Kampf gegen die Or¬ 
ganisationen der Dschihadisten. 

Jetzt begann die syrische Armee 
eine Offensive in Ghuta. Armeeein¬ 
heiten marschierten auf - in vollem 
Tageslicht und unter aller Augen über 
die Autobahnen um Damaskus. Und 
wie in Ost-Aleppo 2016 gibt es das 
Angebot an die Dschihadisten: Sie 
können mit ihren leichten Waffen ab- 
ziehen, ihre Familien können sie be¬ 
gleiten. 


Verhandlungen darüber fanden 
statt zwischen der syrischen Armee 
auf der einen Seite und al-Nusra und 
anderen dschihadistischen Organisati¬ 
onen auf der anderen, unter Vermitt¬ 
lung durch die russische Armee. Da¬ 
bei ging es auch um Fluchtkorridore 
für die Zivilisten, die in Ghuta ein¬ 
geschlossen sind. Der größte Wider¬ 
stand gegen ein Abkommen geht von 
Al-Nusra aus. 

Für Zivilisten in Ghuta ist die Si¬ 
tuation katastrophal, zwischen dem 
Angriff der Armee und den Waffen 
der Terroristen bleibt ihnen kein Aus¬ 
weg. Die Verantwortung dafür tragen 
die Mächte, die von Anfang an und 
bis heute die „Rebellen“ und „Frei¬ 
heitskämpfer“ bewaffnet haben, die 
in Wirklichkeit Al-Kaida und IS wa¬ 
ren. Die Mächte, die Milliarden Dol¬ 
lar investierten, um die Regierung zu 
stürzen. Die das Land zerstören ließen 
und nun die Schrecken des Krieges, 


den sie selbst befehligen, - als Propa¬ 
ganda gegen die syrische Regierung 
ins Feld führen. 

Die UN-Resolution 2401 wurde 
einstimmig verabschiedet. Dahinter 
verbirgt sich eine tiefe Feindseligkeit 
der USA gegenüber Russland. Die 
USA verfolgen weiterhin ihre Poli¬ 
tik des Regime-Change. Sie ermuti¬ 
gen und bestärken damit diejenigen 
Dschihadisten, die die verbliebene 
Bevölkerung von Ghuta zur Geisel 
nehmen. 

Russland hat nun für die eigenen 
militärischen Operationen eine tägli¬ 
che fünfstündige Waffenpause ange¬ 
ordnet, damit Zivilisten fliehen bzw. 
versorgt werden können. Das gilt auch 
für Gebiete unter Kontrolle von Al- 
Nusra. Fluchtkorridore werden ein¬ 
gerichtet. 

Die Dschihadisten müssen Gutha 
verlassen. 

Manfred Ziegler 


1818 Marx 2018 



„Der gesellschaftliche Fort¬ 
schritt lässt sich exakt mes¬ 
sen an der gesellschaftli¬ 
chen Stellung des schönen 
Geschlechts (die Hässlichen 
eingeschlossen).“ 

Marx an Ludwig Kugelmann, 
12 . Dezember 1868 


Gleichberechtigt? 

Heute sind Frauen doch gleichbe¬ 
rechtigt. Nur Einparken, das können 
sie einfach nicht. Aber mit Kindern, in 
der Familie, da sind sie den Männern 
weit überlegen. Ganz weit, weshalb sie 
auch besser gleich die ganze Hausar¬ 
beit übernehmen - so lauten die gän¬ 
gigen Klischees, die ihr Haltbarkeits¬ 
datum lange überschritten haben. 

In Deutschland verdienen Frauen im 
Schnitt 21 Prozent weniger als Männer 
- für die gleiche Arbeit. Gleichzeitig 
sind viel mehr Frauen als Männer in 
Niedriglohnjobs. Da ist es kein Wun¬ 
der, dass reaktionäre Rollenbilder bei 
uns wieder an Bedeutung gewinnen. 

Sie 

.. .wollen sich nicht auf eine Rolle als 
Hausfrau oder Sexobjekt reduzieren 
lassen? 

... wollen genauso viel verdienen wie 
die männlichen Kollegen? 

... finden, dass Kindererziehung auch 
eine gesellschaftliche Aufgabe ist? 
Dann wünschen wir Ihnen alles Gute 
zum Internationalen Frauentag. 

Die Redaktion 


Fahrverbote! 

Bundesregierung hat sich bei der Förderung der heimischen Autoindustrie verzockt 


Selbst das Bundesverwaltungsgericht 
hat die Fahrverbote nicht abwehren 
können. Am vergangenen Dienstag ur¬ 
teilte es: Deutsche Städte dürfen Fahr¬ 
verbote für Autos mit Dieselmotoren 
verhängen. Nur wenige Verzögerungen 
und Ausnahmeregeln gab das Gericht 
den Städten vor. Die Bundesregierung 
und das sie tragende Kartell politischer, 
im Sinne der deutschen Autoindustrie 
tätiger Parteien haben sich damit im 
Regulierungsnetz verfangen, das sie 
selber mitgestrickt haben. In der EU 
hat Deutschland immer und mit Erfolg 
darauf gedrängt, dass die Zulassung 
von Fahrzeugen nicht von zu strengen 
Abgashöchstwerten begrenzt werde. 
Noch im Februar 2016 wurde in der 
EU vor allem auf Betreiben deutscher 
Lobby- und Regierungsargumente die 
Abgasnorm „Euro 6“ von 80 auf 168 
Milligramm/km heraufgesetzt. Denn 
die vorher strengere Zulassungsnorm 


konnte ja im Labor erreicht werden. Im 
Realbetrieb auf der Straße, der nun auf 
Druck USA gemessen werden müsse, 
sei das nicht möglich. 

Im Realbetrieb in vielen Städten, al¬ 
len voran München und Stuttgart, liegt 
die gemessene Belastung mit dem ge¬ 
sundheitsschädlichen Stickoxid seit vie¬ 
len Jahren über dem erlaubten Grenz¬ 
wert von 40 Mikrogramm pro Kubik¬ 
meter Luft. Die Grenzwerte gelten 
EU-weit und sind von der Bundesre¬ 
gierung gebilligt worden. Weder Regie¬ 
rung noch die betroffenen Städte ha¬ 
ben sich veranlasst gesehen, gegen die 
akute Gesundheitsgefährdung der Be¬ 
völkerung etwas zu unternehmen. Erst 
als die „Deutsche Umwelthilfe“ im ver¬ 
gangenen Jahr Fahrverbote einklagte 
und vor Gerichten Recht bekam, kam 
etwas Schwung in die Sache. Sogar die 
mit Deutschland immer sehr nachsich¬ 
tige EU-Kommission drohte an, den 


mächtigsten EU-Staat wegen des jah¬ 
relangen Nichtstuns in Sachen Stick¬ 
oxidbelastung zu verklagen. Die Lan¬ 
desregierungen von Nordrhein-Westfa¬ 
len und Baden-Württemberg (mit dem 
„grünen“ Ministerpräsidenten Kretsch- 
mann) fochten die von den unteren Ge¬ 
richten verfügten Fahrverbote in einer 
so genannten „Springrevision“ vor dem 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig 
an. Argument: Die Städte seien nicht 
berechtigt, Fahrverbote zu verhängen. 
Schließlich habe der Gesetzgeber, ge¬ 
zielt untätig in dieser Angelegenheit, 
keine Gesetzesregeln dafür vorgese¬ 
hen. Es fehle zum Beispiel das dafür 
erforderliche Straßenschild. 

Bis vor zwei Wochen hatte die Bun¬ 
desregierung, die seit der Bundestags¬ 
wahl im September vorigen Jahres nur 
noch geschäftsführend im Amt ist, wie 
eine Löwin gegen diesen größten anzu¬ 
nehmenden Unfall (GAU) gekämpft. 


Auf dem Dieselgipfel kurz vor der 
Bundestagswahl waren sich die ver¬ 
sammelten Vertreter aus Staat und Au¬ 
toindustrie einig, dass Fahrverbote als 
GAU für die automobile Gesellschaft 
einzustufen seien. Die Eigentümer der 
etwa 17 Millionen Dieselfahrzeuge lie¬ 
fen Gefahr, ihre Autos nicht mehr nut¬ 
zen zu können. Entsprechend drohe ein 
Wertverlust. Der Autoindustrie drohe 
nicht nur ein Imageschaden, auch der 
noch florierende Absatz mit Rabatten 
bei Rückgabe gebrauchter Diesel wür¬ 
de zurückgehen. Die Alternative, die 
nicht der Euronorm 6 entsprechenden 
Dieselfahrzeuge (etwa 12 Millionen 
Fahrzeuge) nachzurüsten, lehnte die 
Autoindustrie als zu teuer strikt ab. 
Damit war der Vorschlag für die Bun¬ 
desregierung gestorben. Nur Umwelt¬ 
ministerin Barbara Hendricks brachte 
ihn zur Vermeidung von Fahrverboten 
gelegentlich sachte ins Gespräch. Als 


sich abzeichnete, dass das hohe Gericht 
in Leipzig die Fahrverbote nicht würde 
abwehren können, lancierte die Regie¬ 
rung in der Hoffnung, wieder ein wenig 
Zeit zu gewinnen, ihre angebliche Be¬ 
reitschaft, rechtliche Regeln für Fahr¬ 
verbote zu schaffen. 

Auch Exotisches wurde präsentiert. 
Um den heiligen Individualverkehr 
(Fahrverbote) nicht einzuschränken, 
sei die Bundesregierung sogar bereit, 
den öffentlichen Nahverkehr zu för¬ 
dern, gab sie bekannt, (vgl. UZ v. 23.2.) 
Er könne in den Städten vielleicht so¬ 
gar kostenlos gemacht werden. Auch 
fünf Städte wurden genannt, die damit 
experimentieren sollten. Deren Ober¬ 
bürgermeister trafen am Tag vor dem 
Fahrverbotsurteil mit dem Bundesum¬ 
weltministerium zusammen und ließen 
danach die Presse wissen, dass von kos¬ 
tenlosem Nahverkehr nicht mehr die 
Rede war. Lucas Zeise 
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Gewinnrekord 

Ein großer Teil der Dax-Konzerne er¬ 
lebte 2017 ein Rekordjahr. Das geht 
aus den Bilanzen von 15 der 30 Dax- 
Unternehmen hervor, die bisher Zah¬ 
len für 2017 vorgelegt haben. Die Un¬ 
ternehmen erzielten dem Prüfungs¬ 
und Beratungsunternehmen EY 
zufolge zusammengerechnet Best¬ 
marken bei Umsatz und operativem 
Gewinn (Ebit). Der Gesamtumsatz 
der 13 Dax-Unternehmen - die Deut¬ 
sche Bank und die Commerzbank 
wurden nicht berücksichtigt - stieg 
den Angaben zufolge um fast fünf 
Prozent auf insgesamt gut 621 Mrd. 
Euro. Der operative Gewinn kletter¬ 
te um rund 3 Prozent auf knapp 62 
Mrd. Euro. 

Exportschlager Autos 

Fahrzeuge waren 2017 das achte 
Jahr in Folge größter deutscher Ex¬ 
portschlager. Kraftwagen und Kraft¬ 
wagenteile im Wert von 234,4 Mrd. 
Euro wurden nach Angaben des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes ins Ausland 
geliefert. Das entspricht 18,3 Prozent 
der gesamten deutschen Ausfuhr. 
Zweitwichtigstes Exportgut waren 
abermals Maschinen mit einem Wert 
von 183,6 Mrd. Euro, was einem An¬ 
teil von 14,4 Prozent entspricht. Auch 
bei den Importen führen Kraftwagen 
und Kraftwagenteile die Ranglis¬ 
te an. Sie summierten sich auf 114,6 
Mrd. Euro, was 11,1 Prozent der ge¬ 
samten Einfuhr entspricht. 

Neuer Aktionär 
bei Daimler 

Der chinesische Autohersteller Geely 
hat knapp 10 Prozent der Daimler- 
Aktien. Haupteigentümer und Prä¬ 
sident von Geely ist der chinesische 
Milliardär Li Shufu. Geely ist bereits 
Mehrheitsaktionär des schwedischen 
Autoproduzenten Volvo. Trotz des 
Geely-Einstiegs investiert Daimler 
zusammen mit einem Konkurrenten 
von Geely und langjährigem Partner 
BAIC nun 1,9 Mrd. Dollar in eine 
neue Fabrik in China. 

Export in die 
Türkei gefördert 

Die Bundesregierung hat 2017 deut¬ 
lich mehr Exporte in die Türkei finan¬ 
ziell abgesichert als im Vorjahr. Der 
Umfang der sogenannten Hermes- 
Bürgschaften wuchs um knapp ein 
Drittel auf 1,458 Mrd. Euro. Das geht 
aus einer Antwort des Wirtschafts¬ 
ministeriums auf eine Anfrage des 
Linken-Abgeordneten Alexander 
Neu hervor. Im Zuge einer angeb¬ 
lich härteren Gangart gegenüber der 
Türkei hatte die Bundesregierung im 
September die Bürgschaften bei 1,5 
Mrd. Euro „gedeckelt“. Diese Ober¬ 
grenze wurde fast erreicht. Sie war 
ohnehin schon so hoch angesetzt 
worden, dass sie deutlich über der 
Bürgschaftssumme von 1,102 Mrd. 
Euro aus dem Vorjahr lag. „Die De¬ 
ckelung der Hermes-Bürgschaften 
war in Wirklichkeit keine Sanktion“, 
sagte Neu zu den Zahlen. „Die Bun¬ 
desregierung denkt gar nicht daran, 
die Wirtschaftsbeziehungen zur Tür¬ 
kei zu beeinträchtigen.“ 

Gewinnsprung bei BASF 

Der weltgrößte Chemiekonzern 
BASF will nach einem Gewinn¬ 
sprung im Jahr 2017 mehr Geld an 
die Aktionäre ausschütten. Für das 
laufende Jahr kündigt der scheidende 
Vorstandschef Kurt Bock einen Ge¬ 
winnanstieg von bis zu 10 Prozent an. 
Nach einem deutlichen Gewinnplus 
im vergangenen Jahr geht BASF für 
2018 von weiteren Zuwächsen aus. 
Der operative Gewinn (Ebit) vor 
Sondereinflüssen soll 2018 leicht über 
dem Vorjahresniveau liegen, darun¬ 
ter versteht der Vorstand einen An¬ 
stieg um bis zu 10 Prozent. 

Kein Angebot 

Im ersten Verhandlungstermin der 
Tarif- und Besoldungsrunde 2018 am 
26. Februar in Potsdam haben die öf¬ 
fentlichen Arbeitgeber des Bundes 
und der Kommunen kein Angebot 
vorgelegt. Die Gewerkschaft ver.di 
fordert eine Lohnerhöhung von 6 Pro¬ 
zent, mindestens aber um 200 Euro. 


Gemeinsam gegen Rechts 

Daimler-Betriebsrat in Untertürkheim distanziert sich von rechter Betriebsratsliste 


I n den letzten Monaten gab es in 
vielen Medien Artikel und Beiträ¬ 
ge zu den Vorhaben der rechtsex¬ 
tremen Szene, in den Betrieben rech¬ 
te Betriebsratslisten zu verankern. Das 
Vorzeigeprojekt der Rechten ist die 
Betriebsratsliste „Zentrum“ mit dem 
Ex-Gitarristen der Rechtsrockband 
„Noie Werte“ O. Hilburger, als führen¬ 
den Kopf, die seit acht Jahren im Be¬ 
triebsrat von Daimler Untertürkheim 
vertreten sind, seit 2010 mit zwei und 
seit 2014 mit vier Mandaten. Zur Be¬ 
triebsratswahl 2018 treten sie mit einer 
Liste von 187 Kandidaten (181 Män¬ 
ner, sechs Frauen) an. Das zeigt, dass 
sie sich in den acht Jahren relativ stark 
verankern konnten, was u.a. damit zu¬ 
sammenhängt, dass die IG Metall nicht 
aktiv gegen das Zentrum agiert hat. 
Auch ist es dem Zentrum gelungen, in 
der Daimler-Zentrale in Stuttgart eine 
Betriebsrats-Liste mit drei Kandidaten 
einzureichen, bei Daimler in Sindelfin- 
gen haben sie sechs und bei Daimler 
Rastatt zehn Kandidaten. 

Auch in anderen Betrieben wie 
Opel Rüsselsheim, BMW Leipzig, Stihl 
Waiblingen und AMG Affalterbach 
sind sie vertreten. Klar zu erkennen ist 
der Schwerpunkt Daimler und ande¬ 
re Automobilfirmen sowie die Region 
Stuttgart. Ihre Vernetzungen in Stutt¬ 
gart konnten sie nutzen, um in weiteren 
Betrieben in der Region Fuß zu fassen. 
Vergleicht man die Anzahl der Betriebe 
mit rechten Betriebsratslisten mit der 
Anzahl der vielen tausende Betrieben, 
in denen Betriebsratswahlen anstehen, 
ist dies noch relativ überschaubar und 
zeigt die Schwierigkeiten der Rech¬ 
ten, in neuen Betrieben Fuß zu fassen. 


Trotzdem ist natürlich jeder einzelne Umso wichtiger ist, dass in dem 
Betrieb mit rechter Liste einer zu viel. Betrieb mit der größten Verankerung 



Kapitalisten würden 
Zentrum wählen 



der Gegenwind gegen die Rechten zu¬ 
genommen hat. So werden Zentrums- 
Plakate mit antifaschistischen Aufkle¬ 
bern wie z.B. „Gemeinsam gegen Nazis 
und AusländerHass“ der IGM-Jugend 
beklebt. Vor den Werkstoren wurden 
„Spicker“ der Initiative Klassenkampf 
verteilt, in denen die Argumente der 
Rechten fundiert auseinandergenom¬ 
men wurden. Und an den Werkstoren 
finden sich Aufkleber mit Karikatu¬ 
ren der Initiative Klassenkampf. Wie 
„Zentrum: Heiße Luft, Lüge & Grö¬ 
ßenwahn“ mit O. Hilburger als Ham¬ 
pelmann von Jürgen Elsäßer sowie O. 
Hilburger mit Hakenkreuz und einer 
Wirbelsäule aus Geldstücken und dem 
Text: „Kapitalisten würden Zentrum 
wählen“. Die „Alternative“(linke Be¬ 
triebszeitung) enthüllt die Vernetzun¬ 
gen mit der rechtsextremen Szene und 
IG-Metall-Vertrauensleute beziehen 
darin klar Stellung gegen die Politik 
der Zentrums-Liste. Der Betriebsrat 
vom Werk Untertürkheim hat in sei¬ 
ner Sitzung am 20. Februar 2018 eine 
Erklärung beschlossen, in der er gegen 
rechtsradikales und neonazistisches 
Gedankengut eindeutig Stellung be¬ 
zieht. Eine direkte Auseinandersetzung 
mit den angesprochenen Betriebsrä¬ 
ten war in der Sitzung nicht möglich, 
da sämtliche Betriebsräte der Liste 
„Zentrum“ einschließlich eventueller 
Ersatzmitglieder der Sitzung fern blie¬ 
ben, ebenso die „unabhängigen“ Be¬ 
triebsräte, was zeigt, wohin diese poli¬ 
tisch mittlerweile tendieren. Alle anwe¬ 
senden Betriebsräte einschließlich des 
Vertreters der „Christlichen Gewerk¬ 
schaft Metall“ stimmten für die Erklä¬ 
rung. Christa Hourani 


Klar distanzieren! 

Auszüge aus der Erklärung des Betriebsrates des Daimler-Werks Werk Untertürkheim vom 20. Februar 2018 


Offenbar soll der Standort Untertürkheim mit Hilfe 
der Betriebsratsmandate der Liste Zentrum zu einem 
rechtsextremen Vorzeigeprojekt mit bundesweitem 
Vorbildcharakter ausgebaut werden. Gegen einen sol¬ 
chen Missbrauch der Betriebsratsmandate für rechts¬ 
radikale Zwecke und Ziele verwahrt sich der Betriebsrat 
des Werkes Untertürkheim mit aller Entschiedenheit. 
Wir halten für uns fest: 

(1) Der Betriebsrat distanziert sich strikt von allem 
rechtsradikalen und neonazistischen Gedankengut 
und den Aktivitäten einzelner Mitglieder in diesem Zu¬ 
sammenhang und kritisiert eindeutig die Haltung aller, 
die keine klare Position gegen Rechtsextremismus und 
Neonazismus einnehmen und sich nicht eindeutig zu 
den demokratischen Grundwerten bekennen. 

(2) Im Werk Untertürkheim arbeiten Kolleginnen und 
Kollegen aus mehrals 50 verschiedenen Nationen. Der 
Betriebsrat ist die gewählte pluralistische und demo¬ 
kratische Interessenvertretung aller Kolleginnen und 
Kollegen an unserem Standort unabhängig von Ge¬ 
schlecht, Hautfarbe, Nationalität, Herkunft, Abstam¬ 
mung, Religion oder Alter. Deshalb lehnen wir jegliche 


rassistischen, diskriminierenden und herabwürdigen¬ 
den Aussagen ab. Wenn auf Veranstaltungen von „Zen¬ 
trum Automobil“ Einwanderer als „Lumpenpack“ und 
„Schmarotzer“ bezeichnet werden oder wenn im Um¬ 
feld von „Zentrum Automobil“ türkischstämmige Kol¬ 
leginnen und Kollegen als„Kümmelhändler“oder„Ka- 
meltreiber“ verunglimpft werden,fordern wir eine un¬ 
missverständliche Distanzierung und Entschuldigung. 

(3) Personen, die durch die Verwendung von Haken¬ 
kreuzen oder anderen Nazi-Symbolen zu verstehen ge¬ 
ben, dass sie noch immer offene Sympathien für das 
nationalsozialistische Regime und deren Verbrechen 
hegen, dürfen in unserer Arbeitnehmervertretung kei¬ 
nen Platz haben. Wir erwarten von Mitgliedern des Be¬ 
triebsrates - und solchen, die es werden wollen - eine 
klare Distanzierung von solchem Gedankengut und 
solchen Handlungen. 

(4) Wir fühlen mit den Familien und Freunden der er¬ 
mordeten Opfer der Terrorgruppe „NSU“ und hoffen, 
dass die Täter juristisch vollständig zur Rechenschaft 
gezogen werden. Angesichts der Morde und Verbre¬ 
chen des „NSU“ halten wir es für beschämend, wenn 


im Zusammenhang mit dem Betriebsrat im Werk Un¬ 
tertürkheim über mögliche Kontakte zum Umfeld des 
„NSU“ berichtet wird und kritisieren die Art und Wei¬ 
se, wie Einzelne als Zeugen gegenüber dem NSU-Un- 
tersuchungsausschuss des Baden-Württembergischen 
Landtages aufgetreten sind. 

(5) Unsere Betriebsratsarbeit dient den Belangen und 
Interessen unserer Belegschaft. Dafür ist eine kons¬ 
truktive Zusammenarbeit aller Betriebsräte notwen¬ 
dig. Wir kritisieren alle Versuche, die Arbeit des Be¬ 
triebsrates am Standort Untertürkheim für außerbe¬ 
triebliche,fremde politische Zwecke zu missbrauchen. 
Weder das Werk Untertürkheim noch der Betriebsrat 
dürfen zum Spielball von rechtsextremen Politikern 
werden, die meinen, auf dem Rücken der Belegschaft 
einen „außerparlamentarischen Widerstand“ organi¬ 
sieren oder eine „nationale und soziale Befreiungs¬ 
front“ aufbauen zu können. 

Wir werden auf Basis dieser Grundsätze und Bewertun¬ 
gen sowohl unsere Belegschaft informieren als auch 
auf Anfragen der öffentlichen Medien zu den Vorgän¬ 
gen und Vorwürfen Stellung nehmen. 


Abstiegsängste 

Die Schattenseite im „Wohlfühl-Land“ 


Die Arbeiter in Deutschland sind stark 
verunsichert. Das belegt der Deutsche 
Gewerkschaftsbund DGB mit der gera¬ 
de erschienenen Studie „Abstiegsängste 
in Deutschland“. Die Studie sollte eine 
Antwort auf die Frage finden, warum 
Menschen mit Abstiegsängsten beson¬ 
ders oft die AfD wählen. Das Fazit lau¬ 
tet, dass sich die AfD das Gefühl einer 
allgemeinen „sozialen Verunsicherung“, 
zunutzen mache, so die Autorin der Stu¬ 
die. Spätestens seit den letzten Landtags¬ 
und Bundestagswahlen ist der DGB alar¬ 
miert: Gewerkschafter haben überpro¬ 
portional die AfD gewählt. 

Abstiegsangst kommt nicht von un¬ 
gefähr. Um das zu erkennen, hätte es die¬ 
ser Studie nicht bedurft. Liegt doch z.B. 
die Armutsquote im reichen Deutsch¬ 
land bei fast 20 Prozent, und Wohnen 
wird für immer mehr Menschen zum Lu¬ 
xus. Die Studie legt nun offen, dass hier¬ 
zulande trotz anderslautender bürgerli¬ 


cher Propaganda die Abstiegsangst unter 
allen Beschäftigten grassiert, besonders 
heftig unter den Geringverdienern. Ge¬ 
rade von den Beschäftigten, die sich 
nicht nur „gefühlt“ zum ärmsten Zehntel 
rechnen, machen sich 87 Prozent Sorgen 
um ihren Lebensstandard und ihre „so¬ 
ziale Positionierung“ in der Zukunft. Mit 
ihrer Angst sind sie nicht allein. 

Nicht ganz so heftig, aber doch im¬ 
merhin fast jeder Zweite (47,6 Prozent) 
des „reichsten“ Zehntels macht sich 
auch Sorgen um seine finanzielle Situ¬ 
ation und soziale Positionierung in der 
Gesellschaft. Auch „ganz oben“ plagt 
diese Angst spätestens dann, wenn der 
Dax absackt, das Depot an Wert verliert 
oder sich im Alter die ersten Zipperlein 
und anderes gesundheitliches Ungemach 
einstellen. Abstiegsängste sind demnach 
nicht nur unter jenen verbreitet, die we¬ 
nig haben, sondern auch unter denen, die 
viel zu verlieren haben. 


Die Böckler-Studie stellt fest, dass 
die Abstiegsängste „mehrere Dimensio¬ 
nen“ haben. Die Sorge um den Arbeits¬ 
platz nimmt dabei überraschenderweise 
nicht mehr die entscheidende Rolle ein. 
Egal ob in West- oder Ostdeutschland, 
zwei Drittel der Befragten machen sich 
keine oder nur geringe Sorgen um ihre 
Arbeitsplatzsituation. Doch immerhin 
13 Prozent derer, die sich keine oder nur 
geringe Sorgen um ihren Job machen, 
rechnen damit, dass sich ihre finanziel¬ 
le Situation in der näheren Zukunft ver¬ 
schlechtern wird. 

Selbst von denen mit einem monat¬ 
lichen Einkommen von über 4 000 Euro 
macht sich noch jeder dritte Sorgen um 
seinen Lebensstandard und sein Ein¬ 
kommen. Die Sorge, den eigenen Le¬ 
bensstandard nicht langfristig halten zu 
können, treibt mehr als 80 Prozent der 
Geringverdiener um, aber auch knapp 
40 Prozent der Top-Verdiener. Abstiegs¬ 


ängste sind demnach nicht nur unter je¬ 
nen verbreitet, die wenig haben, sondern 
auch unter jenen, die viel zu verlieren ha¬ 
ben. Abstiegsängste haben viel mit dem 
Gefühl des „Ausgeliefertseins“ zu tun. 

Selbst von denen mit mehr als 4 000 
Euro Einkommen stimmte ein Drittel der 
Aussage zu, „was mit mir passiert, wird 
irgendwo draußen in der Welt entschie¬ 
den“, berichtet die Autorin der Studie. 
Diese Abstiegsängste fußen aber auch auf 
konkreten Erfahrungen am Arbeitsplatz, 
zum Beispiel bei Menschen, die ständi¬ 
gem Druck und zunehmender Arbeits¬ 
verdichtung ausgesetzt sind. „Abstiegs¬ 
ängste speisen sich auch aus dem Gefühl, 
den gesellschaftlichen Veränderungen, 
die Digitalisierung oder Globalisierung 
mit sich bringen, ausgeliefert zu sein. Sie 
sind nicht zuletzt Ausdruck des Gefühls, 
die Kontrolle über die Gestaltung des ei¬ 
genen Lebens verloren zu haben“, so die 
Autorin der Studie. Manfred Dietenberger 
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Tarifeinigung bei VW 

Lange Laufzeit wie in der Fläche - Betriebsrente steigt 



Demonstration der IG BAU am 26. September 2017 in Essen 


Mehr Lohn, weniger Keime 

Reinigungskräfte fordern Lohnerhöhung ohne Arbeitszeitverdichtung 

Petra Vogel ist Reinigungskraft und freigestellte Betriebsratsvorsitzende an einem 
Bochumer Klinikum. Im Bundestagswahlkampf wurde sie bekannt durch einen 
Auftritt in der ZDF-Sendung „Klartext“, wo sie Angelika Merkel die Meinung 
geigte. Die UZ sprach mit ihr über die Arbeit und den Tarifkampf. 


UZ: Wie sieht die Situation aktuell bei den 
Reinigungskräften im Krankenhaus aus? 

Petra Vogel: Die Leute sind total unter¬ 
bezahlt. Wir bekommen 10,30 Euro die 
Stunde. Mit 10,30 Euro kannst du keine 
großen Sprünge machen. Es ist ein un¬ 
heimlich harter Job, gerade wenn du in 
OPs oder Intensivstationen arbeitest, wie 
ich das früher gemacht habe. Du kannst 
also nebenher keinen anderen Job mehr 
machen, weil du einfach kaputt bist, und 
dann musst du mit 10,30 Euro - das sind 
im Monat 1 050,1 100 Euro je nachdem 
wie viele Arbeitstage du hast - auskom- 
men. 

Als ich hier vor 30 Jahren angefangen 
habe, hab ich in der Regel zwischen 160 
und 180 Quadratmeter in der Stunde ge¬ 
putzt. Da gehört nicht nur der Fußboden 
dazu, sondern auch das gesamte Inven¬ 
tar - Nasszellen, Toiletten auf den Zim¬ 
mern, Stühle, Tische und Griffbereiche 
an der Tür. Die Stationen sind heute 260 
bis 280 m 2 groß und werden von einer 
Person geputzt. 

UZ: Könnt ihr das überhaupt noch schaf- 
fen? 

Petra Vogel: Die Verkeimung in Kran¬ 
kenhäusern nimmt drastisch zu und das 
heißt auch, dass wir sorgfältig arbeiten 
müssen, was wir mittlerweile gar nicht 
mehr können wie früher. Es gibt genug 
Kolleginnen, die befristet sind und Angst 
haben, sich dagegen zu wehren und sa¬ 
gen, wenn ich meine Stunden rum hab, 
dann geh ich nach Hause. Die hängen 
aber sehr oft noch eine halbe Stunde 
dran, um ihre Arbeit zu schaffen und ir¬ 
gendwann in ein unbefristetes Arbeits¬ 
verhältnis übernommen zu werden. Auch 
wenn schon längst unbefristet, haben vie¬ 
le Angst. Die Frauen wollen hier ihre Ar¬ 
beit vernünftig machen, schon alleine um 
sich nicht nachsagen zu lassen, dass sie 
unsauber putzen. 

UZ: Wie sind die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen am Krankenhaus beschäftigt? 

Petra Vogel: Zwei Drittel sind in Teilzeit 
beschäftigt und ein gut weiteres Drittel 
arbeitet Vollzeit oder mindestens 7 Stun¬ 
den und ein ganz geringer Teil ist auf 450 
Euro. Im Krankenhaus muss an allen Ta¬ 


gen gereinigt werden. Deshalb stellen 
wir dafür zusätzlich 450-Euro-Leute ein. 
Schüler oder Studenten in der Mehrzahl, 
aber es gibt auch ein paar Frauen, die an 
Wochenenden arbeiten, um sich etwas ne¬ 
benher zu verdienen. Ansonsten legen wir 
viel Wert drauf, dass die Leute sozialversi¬ 
cherungspflichtig beschäftigt werden. 

Die Schwierigkeit in der Gebäude¬ 
reinigung ist, wenn du 4 oder 5 Stunden 
gearbeitet hast, dann bist du kaputt, weil 
es sehr anstrengend ist. Du musst viel he¬ 
ben, dich viel bücken und viele einseitige 
Bewegungen machen. Das beansprucht 
Schultern, Knie und den Rücken, sodass 
viele Leute bei uns mit spätestens 50 
oder 55 Rücken-, Knie- oder Hüftprob- 
leme haben. Schultererkrankungen und 
Bandscheibenvorfälle sind auch nicht 
selten. Es liegt einmal daran, wie du ar¬ 
beitest, aber auch wie schnell du arbei¬ 
ten musst. 

UZ: Haben die, die hier fest angestellt 
sind, noch einen Tarifvertrag? 

Petra Vogel: Ja, da wir für eine Misch¬ 
firma aus Hauswirtschaft und Reinigung 
arbeiten, gehören wir nicht dem Flächen¬ 
tarifvertrag an. Unser Tarifvertag ist an 
den Flächentarifvertrag der Gebäude¬ 
reinigung angelehnt. 

Wir gehören der IG BAU an, die uns 
vertritt. Wir haben einen hohen Organi¬ 
sationsgrad von über 80 Prozent und da 
kann man auch mal etwas mehr verlan¬ 
gen. Wir sind mitten in den Tarifverhand¬ 
lungen, dann hoffe ich, dass bei uns 10,60 
oder 10,70 Euro die Stunde rumkommen. 

UZ: Was fordert ihr neben mehr Lohn? 

Petra Vogel: Wir gehen jetzt in die Rah¬ 
mentarifverhandlungen. Wir wollen 
nicht nach jeder Lohnerhöhung Ar¬ 
beitszeitverdichtung. Das heißt, nach 
jeder Lohnerhöhung bekommst du 30 
Quadratmeter in der Stunde drauf. Dann 
hast du bei den Löhnen nichts gewon¬ 
nen. Du machst dich einfach nur mehr 
kaputt, weil du noch mehr in der Stunde 
schaffen musst. 

Wir hatten früher mal Weihnachts¬ 
geld, das ist weggefallen, weil die Or¬ 
ganisation der IG BAU noch nicht so 
stark war. Mittlerweile gibt es viel mehr 
Mitglieder, so dass wir auch etwas stär¬ 


ker auftrumpfen können. Wir wollen das 
Weihnachtsgeld zurück. 

UZ: Du bist nicht nur freigestellte Be¬ 
triebsratsvorsitzende, sondern auch Vor¬ 
sitzende der Fachgruppe Gebäudereini¬ 
gung Bochum-Dortmund. Wie sieht es in 
der Region aus? 

Petra Vogel: In Kliniken, wo BGs (Kli¬ 
nikverbund der gesetzlichen Unfallver¬ 
sicherung, Anm. d.R.) und Universitäten 
noch Einfluss haben und Gelder rein¬ 
pumpen, ist der Standard bei 260 bis 280 
Quadratmetern. Es gibt Kliniken, die ha¬ 
ben über 300 bis 400 m 2 in der Stunde zu 
reinigen. Das ist überhaupt nicht mehr zu 
schaffen und ich verstehe nicht, warum 
nicht das ganze Krankenhaus verkeimt 
ist. Du kannst es einfach nicht schaffen, 
du musst da pfuschen. 

Man muss in der Gewerkschaft 
mitmachen, um das zu verändern. Die 
Gebäudereinigung lief bei der IG BAU 
zuerst nebenher, aber mittlerweile ha¬ 
ben wir geschafft, uns einen guten Sta¬ 
tus aufzubauen und innerhalb der IG 
BAU sind wir die Gruppe mit den 
fortschrittlichsten Forderungen. Wir 
haben es jetzt zum Beispiel bei den 
Flächentarifverhandlungen, die 2017 
waren, geschafft, dass 2020 nach 31 
Jahren einheitliches Deutschland der 
Osten die gleichen Löhne haben wird 
wie der Westen. Der Westen hatte bis 
dato 10 Euro und der Osten nur 9,05 
Euro. 2020 werden es endlich einheit¬ 
lich 10,80 Euro sein. 

UZ: Wie habt ihr das geschafft? 

Petra Vogel: Der Westen hat diesmal 
ein wenig auf Lohn verzichtet. Wenn wir 
richtig hart verhandelt hätten und hätten 
gesagt, wir lassen den Osten außen vor, 
dann wären wir vielleicht statt bei 10,80 
Euro auf 11,20 oder 11,30 Euro gelan¬ 
det. Aber du machst dich damit erpress¬ 
bar. Einmal die Angleichung des Ostens 
an den Westen und eine hohe Lohnfor¬ 
derung, dann kommt von den Arbeit¬ 
gebern immer das Argument, wenn der 
Westen zu viel fordert, können wir den 
Osten nicht angleichen. Diesmal haben 
wir in den sauren Apfel gebissen und ha¬ 
ben gesagt, für die Angleichung wird der 
Westen auf ein bisschen Lohn verzich¬ 
ten. Dann haben wir aber gemeinsame 
Ausgangspositionen und Forderungen 
können in der Zukunft ganz anders for¬ 
muliert werden. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Am späten Abend des 20. Februar ei¬ 
nigten sich der VW-Vorstand und die 
IG Metall auf folgendes Ergebnis: 

★ eine Einmalzahlung von 100 Euro 
(auch für Leiharbeiter - Auszubilden¬ 
de 70 Euro) für April 2018 

★ der Tariflohn wird ab Mai 2018 um 
4,3 Prozent erhöht 

★ die Verpflichtung zur Einstellung 
von 1 400 Auszubildenden jährlich 
wird bis Ende 2020 verlängert 

★ erstmals im August 2019 wird ein 
jährliches tarifliches Zusatzgeld in 
Höhe von 27,5 Prozent des Monats¬ 
lohns gezahlt, erstmals im August 
2019. Beschäftigte in Schicht und jene, 
die Kinder bis zehn Jahre und Ange¬ 
hörige betreuen, können dafür sechs 
freie Tage nehmen 

★ die Aufstockung die betrieblichen 
Altersversorgung (Beteiligungsrente 
I) durch Volkswagenwird ab 1.7.2019 
von monatlich 27 auf 90 Euro erhöht 
und ab 1.1.2020 auf 98 Euro. Danach 
steigt die Rente tarifdynamisch 

★ statt bisher 5 Prozent können nun 
10 Prozent der Beschäftigten in Pro¬ 
jekten bis zu 40 Stunden arbeiten 

★ Der Tarifvertrag läuft bis 30. April 
2020 

Zu diesem Ergebnis einige An¬ 
merkungen: Uwe Fritsch als Betriebs¬ 
ratsvorsitzender in Braunschweig hat 
z.B. die lange Laufzeit bemängelt. Ich 
habe mich schon vor vielen Jahren da¬ 
gegen gewendet, dass die IG Metall 
so stark auf die Betriebsrente setzt. 
Für mich ist das ein Zurückweichen 
vor der gesellschaftlichen Auseinan¬ 
dersetzung um eine auskömmliche 
gesetzliche Rente für alle. Und wir 
hätten natürlich gerne die allgemeine 
Arbeitszeitverkürzung mit Entgelt- 
und Personalausgleich auf die Tages¬ 
ordnung gesetzt und Öffnungsklau¬ 
seln zur Verlängerung der Arbeitszeit 
vermieden. Aber Tarifpolitik findet 
nun mal auf dem Hintergrund des Be¬ 
wusstseins, der Wünsche der Beschäf¬ 
tigten und nicht zuletzt der Machtver¬ 
hältnisse zwischen Kapital und Arbeit 
statt. 

Die Verlängerung der Arbeits¬ 
zeit ist zumindest gekoppelt an die 
100-prozentige Bezahlung und un¬ 
terliegt der doppelten Freiwilligkeit. 


„Die Aufnahme in den deutschen 
Frauenhäusern ist dramatisch wie nie, 
die Versorgungslage der von Gewalt 
betroffenen Frauen und Kinder hat 
sich bedrohlich verschlechtert“, heißt 
es in einem offenen Brief des Dach¬ 
verbandes Frauenhauskoordinierung 
e.V. an die Bundestagsfraktionen, die 
Gleichstellungs- und Frauenminister¬ 
konferenz und die kommunalen Spit¬ 
zenverbände. Es gibt in Deutschland 
zu wenig Plätze in Frauenhäusern. 
Durch die fehlenden Plätze und den 
Geldmangel spitzt sich die Lage für 
betroffene Frauen immer mehr zu. In 
NRW werden mehr als die Hälfte der 
schutzsuchenden Frauen abgewiesen, 
weil es keine freien Plätze gibt. 

Die verfügbaren Frauenhäuser 
decken weder quantitativ noch qua¬ 
litativ den Bedarf. Die Finanzierung 
durch Land, Kommunen und Spenden 
reicht bei weitem nicht aus, und der 
Bund stiehlt sich aus der Verantwor¬ 
tung, ohne finanzielle Mittel zur Ver¬ 
fügung zu stellen. 

Hinzu kommt der sich ausweitende 
Mangel an bezahlbaren Wohnungen 
im Anschluss an einen Frauenhausauf¬ 
enthalt. Viele betroffene Frauen sind 
seit Einführung der Hartz-IV-Gesetze 
auf staatliche Unterstützung angewie¬ 
sen und haben keine oder nur geringe 
Einkommen. Das heißt: Sie können 
nicht aus dem Frauenhaus ausziehen, 
weil sie keine bezahlbare Wohnung 
finden. 

Am 1. Februar ist in Deutschland 
die „Istanbul-Konvention“ in Kraft 


Die Festlegung, die Zahl der Auszu¬ 
bildenden für drei Jahre auf jährlich 
1400 Azubis und Studierende im Pra¬ 
xisverbund, ist vor dem Hintergrund 
der Übernahmeverpflichtung bei VW 
zu sehen. Es bedeutet praktisch 1 400 
Einstellungen jährlich. 

Statt des jährlichen Zusatzgehalts 
von 27,5 Prozent können bestimmte 
Beschäftigte sechs freie Tage nehmen. 
Alternativ können die Beschäftigten 
den Betrag auch in die Zeitwerte und 
die Betriebsrente stecken. Außerdem 
erlaubt eine Öffnungsklausel die Aus¬ 
weitung der Freizeitentnahme auf 
weitere Beschäftigtengruppen. 

Als Erfolg dürfte bei vielen tat¬ 
sächlich die Erhöhung der Betriebs¬ 
rente gesehen werden. Hier wurden 
die 400 Euro im Flächentarifvertrag 
mit vielen Verrechnungen (u.a. der 
zwei Tage von den 27,5 Prozent) in zu 
einer quasi paritätischen Erhöhung 
der Beteiligungsrente I gemacht. Die 
27 Euro werden auf 90 Euro bzw. 98 
Euro erhöht und sie sind dynamisiert. 
Für jetzt 20-jährige heißt das bei¬ 
spielsweise, dass sie bis zu ihrem Ren¬ 
teneintritt mit einer deutlich höheren 
Betriebsrente als nach alter Regelung 
rechnen können. Gut 50 Prozent da¬ 
von kommen über die Erhöhung des 
Rentenbausteins I. Die Entgeltrege¬ 
lungen entsprechen denen im Flä¬ 
chentarifvertrag. 

Die Resonanz der Vertrauensleu¬ 
te in den drei Schichtveranstaltungen 
war positiv, und schon jetzt gibt es ein 
großes Interesse bei Beschäftigten im 
Schichtbetrieb an den zusätzlichen 
freien Tagen. Das ist positiv, weil hier 
ein Personalausgleich unerlässlich 
ist. Das Ergebnis war möglich, weil 
sich erstmals nach 14 Jahren mehr als 
57000 Beschäftigte an Warnstreiks 
nach Ende der Friedenspflicht betei¬ 
ligt haben und weil der Vorstand unter 
dem Druck stand, einen Abschluss zu 
haben, bevor das grandiose Geschäfts¬ 
ergebnis von Volkswagen öffentlich 
wurde. Ich gehe davon aus, dass der 
Betriebsrat das in den Verhandlungen 
um den tariflich abgesicherten Bonus 
berücksichtigt und dort noch einen 
Zuschlag fordert. 

Ulrike Schmitz 


getreten. Dieses Übereinkommen des 
Europarates zur Verhütung und Be¬ 
kämpfung von Gewalt gegen Frau¬ 
en und häusliche Gewalt wurde vom 
deutschen Bundestag am 12. Oktober 
2017 ratifiziert - jedoch mit Vorbehalt 
gegen den Artikel 59. Dadurch kann 
sich die volle rechtliche Wirkung für 
Frauen ohne deutsche Staatsbürger¬ 
schaft oder gesicherten Aufenthalts¬ 
status nur eingeschränkt entfalten. 
Indem ein eigenständiger Aufent¬ 
haltsstatus an eine dreijährige Ehe¬ 
bestandszeit geknüpft wird, verwehrt 
man vielen Migrantinnen und geflüch¬ 
teten Frauen den Zugang zu dringend 
notwendigen Hilfen. 

Vor dem Hintergrund der seit Jah¬ 
ren immer wieder aufgezeigten Prob¬ 
leme müssen die Maßnahmen in der 
Konvention dringend zügig und voll¬ 
ständig umgesetzt werden. Dazu gehö¬ 
ren das Bleiberecht für alle von Ge¬ 
walt betroffenen Migrantinnen und 
geflüchteten Frauen. Der Vorbehalt 
gegen Artikel 59 muss zurückgenom¬ 
men werden. 

Im gesamten Bundesgebiet sind 
endlich genügend Frauenhausplät¬ 
ze zu schaffen, die ausreichende Fi¬ 
nanzierung von Schutz und Hilfe für 
hilfesuchende Frauen muss dringend 
bundesrechtlich verankert werden. 
Der Zugang zu Schutz und adäquater 
gleichwertiger Unterstützung für alle 
von Gewalt betroffenen Frauen und 
ihre Kinder muss sicher, schnell, unbü¬ 
rokratisch und bedarfsgerecht gewähr¬ 
leistet sein. Erika Markowski 


Notstand Frauenhäuser 

Tausende in Not werden abgewiesen 
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Chauvis und Rassisten 

AfD und andere Rechte attackieren Selbstbestimmungsrechte der Frau 
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Bei der rechten Frauendemo in Berlin vereinigten sich irrationale Angst und reaktionäre Ideologie. 


ie Politik der völkisch-nationalis¬ 
tischen AfD und ihrer Anhänger¬ 
schaft nimmt immer absurdere 
Züge an. So versucht ausgerechnet die 
extrem rechte Partei sich zunehmend 
als Verteidigerin von Frauenrechten, 
Demokratie und Meinungsfreiheit zu 
inszenieren, obwohl nicht wenige ih¬ 
rer Sympathisanten bestenfalls für ein 
Frauenbild stehen dürften, das aus den 
1950er Jahren stammt. 

Nachdem die AfD-Aktivistin Leyla 
Bilge am 17. Februar zu einem „Marsch 
der Frauen“ nach Berlin aufgerufen 
hatte, der von mehreren hundert Anti¬ 
faschistinnen und Antifaschisten erfolg¬ 
reich blockiert worden war, gab es für 
die AfD kein Halten mehr. Sie beantrag¬ 
te eine sogenannte „Aktuelle Stunde“ 
im Bundestag, um zum großen Schlag 
gegen Abgeordnete und Mitglieder an¬ 
derer Parteien auszuholen, die sich an 
den Blockadeaktionen und Gegende¬ 
monstrationen beteiligt haben sollen. 
Der AfD-Bundestagsabgeordnete Kars¬ 
ten Hilse verstieg sich gar zu der These, 
dass „die Demokratie in Deutschland 
schweren Schaden erlitten“ habe und 
fabulierte eine Blockade von „Linksex¬ 
tremisten“ herbei. 

Caren Lay, Bundestagsabgeordnete 
der Linksfraktion, wies die Opferinsze¬ 
nierung der Rechten zurück: „Wenn 
man sich mit diesem sogenannten Frau¬ 
enmarsch der Männer beschäftigt, dann 
wird schnell klar: Als Täter sexualisier- 
ter Gewalt gelten bei ihnen Migranten 
und Muslime. Sie bemühen das Feind¬ 
bild von fremden schwarzen Männern, 
und als Opfer sehen sie ausschließlich 
weiße deutsche Frauen. Dabei sind die 


Opfer sexueller Gewalt nicht selten Mi- 
grantinnen. Alle einschlägigen Studien 
belegen, dass die meisten Täter Part¬ 
ner, Ehegatten, Verwandte sind. Sie 
kommen aus allen Schichten, sie kom¬ 
men aus allen Regionen. Es sind fast 
ausschließlich Männer. Nicht Muslim 
oder Christ, Deutscher oder Migrant 
ist die entscheidende Frage. Patriarchat 
und Sexismus, das ist das Problem, und 
das müssen wir bekämpfen.“ Zugleich 
warf sie den Rechten vor, Frauenrechte 
einzig zu benutzen, um ihrem Hass auf 
Migranten und Muslime freie Bahn zu 
lassen. 

Die Organisatorin des sogenannten 
Frauenmarsches ist politisch kein unbe¬ 
schriebenes Blatt. Informationen des 
„Berliner Bündnisses gegen rechts“ zu¬ 


folge soll Leyla Bilge 2016 der AfD bei¬ 
getreten sein. Seit 2017 arbeite sie für 
den AfD-Bundestagsabgeordneten Ul¬ 
rich Oehme, der bis zu seinem Eintritt 
in die AfD Mitglied der extrem rechten 
Partei „Die Freiheit“ gewesen sei und 
nun Mitglied im Landesvorstand der 
AfD Sachsen ist. Leyla Bilge gelte dem 
Anti-Nazibündnis zufolge innerhalb der 
AfD als „Vorzeige-Migrantin“ und ist 
in der AfD und der neuen Rechten gut 
vernetzt. Sie halte regelmäßig Vorträ¬ 
ge in ganz Deutschland, so auch bei der 
Konferenz der extrem rechten Zeitung 
„Compact“ im November 2017. 

Die Angriffe der Rechten auf vor¬ 
mals links besetzte Themen wie Femi¬ 
nismus und die Selbstbestimmungsrech¬ 
te von Frauen dürften zukünftig noch 


dreister werden. Schließlich sind für die 
kommenden Wochen bereits weitere 
Aufmärsche angekündigt, die sich um 
Frauen, angeblich von Migranten began¬ 
gene Gewalt und den Islam drehen wer¬ 
den. So wollen am 4. März selbsternann¬ 
te „Mütter gegen Gewalt“ im nordrhein¬ 
westfälischen Bottrop aufmarschieren. 
Das Bottroper „Bündnis gegen rechts“, 
welches von der DKP mitinitiiert wurde, 
ruft zu einer antifaschistischen Gegen¬ 
kundgebung zu der Zusammenrottung 
der Rechten auf. Diese instrumentali¬ 
sierten, so die Antifaschisten, die The¬ 
men „Frauenrechte“ und „Gewalt“ für 
ihre Zwecke, würden rassistische Vorur¬ 
teile bedienen und gegen Migration und 
Vielfalt in Bottrop hetzen. Der harmlose 
Titel „Mütter gegen Gewalt“ verheim¬ 


liche zudem, mit wem dort marschiert 
werden solle: Nationalisten, Chauvinis¬ 
ten, Rassisten und Rechtsradikale aller 
Couleur. 

Am 17. März wollen hingegen in 
Münster christliche Fundamentalisten, 
extreme Rechte und andere Ewiggestri¬ 
ge aufmarschieren, um gegen Selbstbe¬ 
stimmung von Frauen und Abtreibun¬ 
gen zu wettern. Aktuell eskaliert der 
politische Streit um ein sogenanntes 
Werbeverbot für Schwangerschaftsab- 
brüche auch im Bundestag. Ende letz¬ 
ter Woche wurde dort über eine Strei¬ 
chung bzw. Änderung des Paragraphen 
219a des Strafgesetzbuches (StGB) 
debattiert, der „Werbung für den Ab¬ 
bruch der Schwangerschaft“ unter Stra¬ 
fe stellt. Linkspartei und Grüne fordern 
seine komplette Abschaffung. Ihre Ge¬ 
setzesvorschläge sowie die der FDP, die 
lediglich für eine Abmilderung plädiert, 
wurden nun erstmals im Plenum disku¬ 
tiert. Auslöser für die Initiativen der Par¬ 
teien war eine von der Gießener Ärztin 
Kristina Hänel initiierte Petition an den 
Bundestag. Hänel war aufgrund einer 
Strafanzeige von selbsternannten Le¬ 
bensschützern Ende November vergan¬ 
genen Jahres wegen angeblicher Wer¬ 
bung für Schwangerschaftsabbrüche zu 
einer Geldstrafe von 6 000 Euro verur¬ 
teilt worden. 

Die politische Linke steht nunmehr 
vor der Aufgabe, feministische Politik 
und Antirassismus verstärkt zusammen 
zu denken und zugleich die offensicht¬ 
lichen Vereinnahmungsversuche von 
Frauen durch die politische Rechte ent¬ 
schlossen abzuwehren. 

Markus Bernhardt 


Beruhigungspille Teddy in Singen 

Gesundheitsminister mit Pharmalobby verbunden Stolpersteine für Thälmann-Familie in Singen verlegt 



Gunter Demnig verlegt die Stolpersteine für 
die FamilieThälmann. 


Die Kanzlerin will mit Jens Spahn ei¬ 
nen ihrer heftigsten Kritiker aus den 
eigenen Reihen in die Regierung ein¬ 
binden. Am Sonntag hatte sie die Liste 
der CDU-Minister in der kommenden 
Bundesregierung vorgestellt, Spahn 
soll Gesundheitsminister werden. 

Der 37-Jährige (Bankkaufmann, 
von 2003 bis 2008 Studium der Politik- 
und Rechtswissenschaften), der seit 
2002 im Bundestag sitzt, von 2009 bis 
Juni 2015 gesundheitspolitischer Spre¬ 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on war und ab Juli 2015 Finanzstaats¬ 
sekretär. Spahn gilt in der CDU nicht 
nur als einer der heftigsten Kritiker von 
Angela Merkel, der auch in der Jungen 
Union Anhänger hat, sondern als Ver¬ 
treter der Konservativen. In der Öffent¬ 
lichkeit wurde er 2015 vor allem durch 
seine heftige Kritik an der Flüchtlings¬ 
politik Merkels bekannt. Die „Süd¬ 
deutsche Zeitung“ schrieb am Sonntag 
auf ihrer Internetseite: „Spahn verkör¬ 
pert viel von dem, was sich ein Teil der 
CDU-Mitglieder wünscht.“ Und: „Es 
war kein Zufall, dass Spahn am Abend 
der österreichischen Nationalrats wähl 
in Wien war und sich mit Kurz hat ab¬ 
lichten lassen.“ Spahn ist u.a. Mitglied 
der Mittelstands- und Wirtschaftsver¬ 
einigung der CDU/CSU, Mitglied des 
Parlamentskreises Mittelstand und 
Mitglied der NATO-nahen Deutschen 
Atlantischen Gesellschaft. 

Der „Focus“ hatte im Jahr 2012 da¬ 
rüber berichtet, dass Spahn vor seiner 
Zeit als gesundheitspolitischer Spre¬ 
cher der Fraktion bis 2009 offiziell an 
der Lobby-Agentur Politas beteiligt 
war, die er 2006 zusammen mit seinem 
Freund und Büroleiter Markus Jasper 
und dem befreundeten Lobbyisten Max 
Müller gegründet hatte. Laut „Focus“ 
gehörten zu dem Kundenkreis von Po¬ 
litas hauptsächlich Unternehmen aus 
der Medizin- und Pharmaindustrie. Ge¬ 
worben wurde offenbar mit den guten 
Verbindungen in den Bundestag. Auch 
nach dieser Zeit pflegte Spahn gute 
Beziehungen zur Pharmaindustrie und 
zum Verband der der Privaten Kran¬ 
kenversicherungen. Die haben nun, wie 


der Vorsitzende der Linkspartei Bernd 
Riexinger am Sonntag kommentierte, 
„einen dienstwilligen Fürsprecher im 
Kabinett der Großen Koalition“. 

Von der alten Riege der CDU-Mi- 
nister soll, wenn die große Koalition 
mit der SPD zustande kommt, wovon 
Merkel offensichtlich eine Woche vor 
Ende der SPD-Mitgliederbefragung 
ausgeht, Ursula von der Leyen (59 
Jahre) bleiben. Peter Altmaier (59) 
soll Wirtschaftsminister werden. Moni¬ 
ka Grütters (56) bleibt Kulturstaatsmi¬ 
nisterin. Ansonsten setzt die CDU auf 
„neue“ und jüngere Politikerinnen und 
Politiker, auf „Aufbruch“ und „Dyna¬ 
mik“. Helge Braun (45), promovierter 
Mediziner, soll neuer Kanzleramtschef 
werden. Er war bislang Staatsminister 
im Kanzleramt. Die Nominierung von 
Anja Karliczek (46, Betriebswirtin) für 
den Posten Bildung und Forschung ist 
eine Überraschung. Erfahrung hat sie 
in diesem Bereich keine. Julia Klöckner 
(45, Religionslehrerin) soll das Ressort 
Ernährung und Landwirtschaft über¬ 
nehmen. Anette Widmann-Mauz (51), 
bislang Staatssekretärin, soll Integrati¬ 
onsbeauftragte werden. 

Auf dem Sonderparteitag der CDU 
am Montag hatte Merkel dafür gewor¬ 
ben, dem Koalitionsvertrag mit der 
SPD zuzustimmen - die CDU habe 
„hart gerungen, wir mussten Kompro¬ 
misse eingehen, aber wir haben auch 
viel durchgesetzt“ - und die bisherige 
saarländische Ministerpräsidentin An¬ 
negret Kramp-Karrenbauer als neue 
Generalsekretärin der Partei zu wäh¬ 
len. Sie wolle aber auch Lehren aus den 
Verlusten bei der Bundestagswahl zie¬ 
hen. Kritik am Koalitionsvertrag kam 
vor allem von rechten Konservativen. 
Für ihre Rede erhielt Merkel, über die 
es zuvor immer wieder hieß, sie sei in 
Teilen der Partei stark umstritten, von 
den Delegierten fast fünf Minuten Bei¬ 
fall. In den großbürgerlichen Medien 
war man sich am Montag weitgehend 
einig, dass Angela Merkel mit ihrer Mi¬ 
nisterliste einen Teil ihrer Kritiker zu¬ 
nächst einmal beruhigen konnte. 

Nina Hager 


In Singen am Hohentwiel erforscht die 
Initiative „Stolpersteine für Singen - 
gegen Vergessen und Intoleranz“ in 
mühevoller Kleinarbeit seit 2009 ak¬ 
ribisch das Schicksal von Nazi-Opfern 
in ihrer Stadt. Dank ihres couragierten 
Engagements konnten schon über 60 
Singener Nazi-Opfer mit dem Verle¬ 
gen von Stolpersteinen dem Vergessen 
entrissen werden. Am 21. kamen sie¬ 
ben weitere dazu. Darunter auch drei 
die vor dem Wohnhaus in der Riela- 
singer Straße 180 in Singen, wo die 
Familie Thälmann ihre letzte Zuflucht 
fand, bevor sie von den Nazis verhaftet 
und ins Konzentrationslager deportiert 
wurden. Schon im Vorfeld berichteten 
Presse, Rundfunk und Fernsehen bun¬ 
desweit von der geplanten Verlegung 
der Stolpersteine. 

Auslöser war ein Offener Brief des 
baden-württembergischen AfD-Land- 
tagsabgeordneten (Wahlkreis Singen) 
Wolfgang Gedeon. Er schrieb: „Mit ih¬ 
ren Aktionen versuchen die Stolper- 
stein-Initiatoren ihren Mitmenschen 
eine bestimmte Erinnerungs-Kultur 
aufzuzwingen und ihnen vorzuschrei¬ 
ben, wie sie wann wessen zu gedenken 
hätten. Ich fordere die Singener Be¬ 
völkerung auf, sich solchem Ansinnen 
und solchen Aktionen zu widersetzen.“ 
Doch die Bürger Singens gingen dem 
braunen Rattenfänger nicht auf den 
Leim, sondern beteiligten sich beson¬ 
ders zahlreich an der Stolperstein-Ver¬ 
legung. Mit dabei auch viele Schüler, 
beispielsweise aus der 12. Klasse des 
Friederich-Wöhler-Gymnasiums. 

Warum auch ein Stein für den frü¬ 
heren Vorsitzenden der KPD, Ernst 
Thälmann, verlegt wurde, der anders 
als seine Frau und Tochter selbst nie 
in Singen wohnte, begründete der be¬ 
kannte Kölner Antifaschist und Künst¬ 
ler Gunter Demnig so: „Ernst gehört 
zu seiner Familie und deshalb gebührt 
ihm ein Stolperstein am letzten Wohn¬ 
ort der Familie.“ Hans-Peter Storz, 
Sprecher der Initiative, verwahrte sich 
gegen „niederträchtige“ Äußerungen 
des MdL Wolfgang Gedeon. Die Sin- 
gerner Bürgermeisterstellvertreterin 


Ute Seifried schloss sich ihm 
an und sagte der Stolperstein- 
Initiative namens der Stadt 
Singen jede weitere Unter¬ 
stützung zu. Auch die beiden 
aus Hamburg und Berlin an¬ 
gereisten Vertreter der Ernst- 
Thälmann-Gedenkstätte und 
der Gedenkstätte Ziegenhals 
kritisierten den AfDler heftig 
und zeigten klare Kante gegen 
AfD, Neofaschismus und Anti¬ 
kommunismus. Viktoria Hart¬ 
mann, die intensive Nachfor¬ 
schungsarbeit über das Leben 
von Mutter und Tochter Thäl¬ 
mann geleistet hatte, erzählte 
den sehr aufmerksam zuhören¬ 
den Teilnehmern kenntnisreich 
und mit die Herzen ihrer Zu¬ 
hörer erreichenden Worten, wie 
es dazu kam, dass es die beiden 
Frauen nach Singen verschlug 
und welch grausame Zeit die¬ 
se im Frauen-KZ Ravensbrück 
durchleiden mussten. 

Die Familie von Ernst Thäl¬ 
mann, wohnte ursprünglich in 
Hamburg. Nach den schwe¬ 
ren Bombenangriffen auf die 
Stadt zog Rosa Thälmann mit 
ihrer Tochter Irma nach Singen/Hohen¬ 
twiel. Es waren familiäre, freundschaft¬ 
liche und politische Gründe, die für die 
Stadt am Bodensee sprachen. Bereits 
in der Weimarer Republik gab es eine 
enge Freundschaft zwischen der Fami¬ 
lie Ernst Thälmanns und der Singener 
Arbeiterfamilie Max Maddalenas, der 
mit Thälmann im ZK der KPD aufs 
Engste zusammenarbeitete. Dessen 
Singener Genosse Georg Biohorn or¬ 
ganisierte zwischen 1942 bis April 1944 
mit seiner als „Speyer Kameradschaft“ 
getarnten Solidaritätsorganisation ille¬ 
gal Lebensmittel für die Thälmanns, um 
ihre schwierige Lage wenigstens etwas 
zu erleichtern. Am 16. April 1944, dem 
Geburtstag Ernst Thälmanns, wurde 
Irma Thälmann in Singen verhaftet. 
Zwanzig Mann stürmten in die Woh¬ 
nung, das Haus war umstellt. Die Ge¬ 
stapoleute hausten wie die Räuber. 


Am 8. Mai 1944 wurde dann auch Rosa 
Thälmann verhaftet. Mutter und Toch¬ 
ter kamen beide in das Frauenkonzen¬ 
trationslager Ravensbrück. Auf dem 
Transportschein stand der Vermerk 
„Rückkehr unerwünscht“. Dank der 
Solidarität der illegalen Widerstands¬ 
organisation im Lager überlebten bei¬ 
de. Ernst Thälmann wurde nach über 
elfjähriger Kerkerhaft am 18. August 
1944 im KZ-Buchenwald ermordet. 
Nach der Befreiung übersiedelte Rosa 
Thälmann mit ihrer Tochter Irma, ver¬ 
heiratete Vester, in die DDR. Rosa 
Thälmann starb 1962, Tochter Irma im 
Jahre 2000. Besonders bewegend war 
der Moment, als die eigens für die¬ 
sen Tag aus Berlin angereiste Enkelin 
Thälmanns, Vera Dehle-Thälmann, rote 
Nelken auf die frisch für ihre Familie 
verlegten Steine niederlegte. 

Manfred Dietenberger 
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Große Koalition, Minderheitsregierung oder Neuwahlen? Sozialdemokraten uneins. 


Links statt Groko 


Der SPD-Mitgliederentscheid über den Koalitionsvertrag läuft, das Ergebnis wird 
in wenigen Tagen bekanntgegeben. Gegen eine Koalition mit der CDU/CSU weh¬ 
ren sich vor allem die Jungsozialisten (Jusos). Die UZ hat bei Stefanie Krammer, 
Vorsitzende der Jusos Bayern, nachgehakt. 


UZ: Die SPD hat einen Koalitionsver¬ 
trag mit der CDU/CSU aus gehandelt und 
stellt ihn ihren Mitgliedern zur Abstim¬ 
mung vor. Wie stehen die Jusos dazu? 

Stefanie Krammer: Von Beginn an wa¬ 
ren wir gegen eine weitere Große Koa¬ 
lition, weil wir glauben, dass die großen 
Volksparteien nicht mehr unterscheid¬ 
bar sind. Man sieht in Österreich, was 
passiert, wenn man viele große Koalitio¬ 
nen hintereinander macht, dann kommt 
eine rechtspopulistische Regierung an 
Macht. Die Gefahr ist uns zu groß. Wir 
wollen der AfD nicht die Rolle der 
größten Oppositionspartei überlassen. 

UZ: Habt ihr nur wahltaktische Beden¬ 
ken oder auch inhaltliche Kritikpunkte 
am Koalitionsvertrag? 

Stefanie Krammer: Wir haben auch in¬ 
haltliche Probleme mit dem Koalitions¬ 
vertrag. Wenn man sich insbesondere 
im Bereich Asyl anschaut, dass jetzt 
schon vorher der Familiennachzug aus¬ 
gesetzt wurde und die Zahl im Koaliti¬ 
onsvertrag auch begrenzt ist. 


Auch in Bereichen, wo vermeintlich 
etwas Supertolles drin steht, sind es lee¬ 
re Hüllen. Zum Beispiel haben wir lan¬ 
ge dafür gekämpft, dass das Berufsbil¬ 
dungsgesetz novelliert wird. Das steht 
jetzt drin, sogar mit einer Mindest- 
Auszubildendenvergütung, aber dann 
kommt nichts mehr. Da steht nicht drin, 
wie und was dann noch novelliert wer¬ 
den soll. 

Das Bundesbildungsministerium 
wird an die CDU gehen. Und wenn es 
dann in einem von der CDU geleiteten 
Ministerium ausgestaltet wird, dann ha¬ 
ben wir Sorge, dass das sogar schlechter 
wird. Man kann ein Gesetz auch zum 
Schlechteren novellieren. 

UZ: Wie sähe für euch eine Alternative 
zur GroKo aus? 

Stefanie Krammer: Unsere Alterna¬ 
tive wäre eine Minderheitsregierung 
oder Neuwahlen. Ich glaube, man darf 
sich da nicht von Angst leiten lassen. 
Wie es dann aussieht, wird sich zeigen. 
Ich gehe von einer Minderheitsregie¬ 
rung aus und das fände ich auch gut, 



Stefanie Krammer 


weil dann der Bundestag mal wieder als 
echtes Parlament, wo man über Positi¬ 
onen streitet und diskutiert, fungieren 
würde. 

UZ: Aus der SPD hat es Vorwürfe ge¬ 
geben wie, die Jusos würden von „ den 
Russen“ bezahlt, um eine Regierung zu 
verhindern. Wie reagiert ihr auf solche 
Vorwürfe? 

Stefanie Krammer: Ich glaube, bei die¬ 
ser Geschichte mit den russischen E- 
Mails ist mittlerweile allen außer der 
„Bild“-Zeitung klar, dass es sich um 
Fakes handelt. Ich finde es nicht unbe¬ 
dingt witzig, aber ich kann schon darü¬ 


ber lachen, wie sich da die „Bild“-Zei- 
tung verhalten hat. 

UZ: Viele SPDler hoffen die SPD in 
der Opposition wieder zu alter Stärke 
zu bringen. Reicht Opposition aus oder 
braucht es nicht auch ein Überdenken 
von Positionen, siehe Hartz IV und 
Agenda 2010? 

Stefanie Krammer: Ja, absolut. Nur Op¬ 
position reicht nicht, aber es wäre ein 
erster Schritt. Die Erneuerung der SPD 
folgt nicht automatisch aus der Oppo¬ 
sition, aber dass die Erneuerung nicht 
passiert, folgt logisch aus der Großen 
Koalition. 

Natürlich geht es auch um Erneue¬ 
rung der Positionen, Fehler einzugestehen 
und diese aufzuarbeiten. Man sieht es an 
den Umfragewerten. Als Martin Schulz 
rausgegangen ist mit „Wir haben bei der 
Agenda 2010 Fehler gemacht“, war das 
genau der Punkt, an dem wir 33 Prozent 
hatten. Als wir wieder auf Konsenskurs 
eingeschwenkt sind, sind die Umfrage¬ 
werte runtergegangen. Von daher sieht 
man auch, dass man sich klar links posi¬ 
tionieren muss, um als echte Arbeitneh¬ 
merpartei wahrgenommen zu werden. 
Das Gespräch führte Christoph Hentschel 

Siehe Kolumne auf Seite 9 


Aufrüstungsjeremiade 

Die gedungenen Klageweiber der Kriegsindustrie haben 


Hochkonjunktur 



Kriegsministerin von der Leyen sorgt sich zu wenig um die Truppe, meinen manche Militaristen. 


Es ist zum Haareraufen. „Marode“ 
(Hannoversche Allgemeine), „Sanie¬ 
rungsfall“ ( Deutschlandfunk ), „er¬ 
bärmlicher Zustand“ (FAZ). Sogar 
Militärbischof Franz-Josef Overbeck 
sieht einen „Handlungs- und Nach¬ 
holbedarf höchsten Grades“ (katholi- 
sche.de). Die Bundeswehr steht kurz 
vor dem Zusammenbruch. Zumindest 
wenn man den Qualitätsmedien einmal 
glauben möchte. Es fehlten „nicht nur 
Panzer, sondern auch Schutzwesten, 
Winterbekleidung und Zelte“. Und na¬ 
türlich auch U-Boote und Hubschrau¬ 
ber. Und da sieht man sie schon wie¬ 
der, die deutschen BW-Landser, frie¬ 
rend, ohne Schal und warme Socken, 
und nicht einmal ein Zelt dabei. Und 
das bei minus 30 Grad vor Stalingrad. 
Oder so ähnlich. 

Aber da ist natürlich der deut¬ 
sche Parlamentarier davor. Derartige 
Versorgungslücken könne und werde 
man nicht akzeptieren, gab der SPD- 
Vaterlandsverteidiger Fritz Felgentreu 
zu Protokoll. Die Wehr-kundige FDP- 
Expertin Marie-Agnes Strack-Zim- 
mermann vergaß für den Moment so¬ 
gar das parteieigene Mantra, „an allem 
ist zu sparen“, um den „erbärmlichen 
Zustand“ zu beklagen, auf den „die 
Bundeswehr inzwischen runtergespart“ 
worden sei. Da werde sie demnächst 
glatt einen Unterausschuss beantragen. 

Das Ganze erinnert an die gute alte 
Zeit, als noch der Russe vor der Tür 
stand. Auch damals fehlte ständig ir¬ 
gendetwas. Bomber, Raketen, Panzer. 
Der Russe, also der vor der Tür, hatte 
immer mehr und immer das weitaus 
bessere Material. SS-20 beispielsweise. 
„Wir“ mussten ständig „nachrüsten“. 
Ein begnadeter Nachrüster war Helmut 
Schmidt. Bis, warum auch immer, ein ge¬ 
wisser Michaiel Gorbatschow die Weiße 
Fahne geschwenkt hat. Hinterher haben 
sich dann so einige westliche Drahtzie¬ 
her, wie Egon Bahr oder Zbigniew Brze- 
zinski, damit gebrüstet, dass das ja alles 
sehr clever von ihnen eingestielt worden 
sei und der böse Russe, der vor der Tür, 
nun endgültig besiegt sei. Das war dann 
aber mehr im Kleingedruckten. 

Das war natürlich Unsinn. Die 
Kriegsindustrie, vor allem in den USA, 
ist ein Billionen schwerer, riesiger 
Komplex. Und was dieser militärisch- 
geheimdienstlich-industrielle Komplex 
am allerwenigsten brauchen kann sind 
besiegte Feinde. Und, Wunder über 
Wunder, kaum hatte Russland wieder 


einen einigermaßen nüchternen Präsi¬ 
denten, da war er wieder zurück, der 
böse Russe - nun zwar nicht mehr vor 
unserer Tür, mehr vor der des Balti¬ 
kums - aber immerhin, zurück. 

Krieg führen kostet Geld. Vor allem 
wenn es wieder einmal gegen Russland 
geht. Es gibt da ja Erfahrungen. Man 
sieht sie schon, die Aufrufe für das 
Deutsche Winterhilfswerk oder die 
Kanzlerin beim Eintopf-Sonntag. Nun 
hat die Nato 2014 ja ihre berühmte 
„Speerspitze“ gegründet, oder im Na- 
to-Slang „Very High Readiness Joint 
Task Force“ (VJTF), um den Russen in 
die Schranken zu weisen, der ja in Re¬ 
aktion auf den letzten US-Putsch auf 
dem Maidan bekanntlich wieder dabei 
ist ganz Europa zu überrollen. 

Diese Vorstellung wurde auch auf 
dem ironischerweise „Sicherheitskon¬ 
ferenz“ genannten Kriegstreiber-Tref¬ 
fen in München aktiviert. Es gebe auf 
der Welt eben unzufriedene, „revisio¬ 
nistische Mächte“, die uns unsere frei¬ 
heitlich-liberale Lebensart missgönn¬ 
ten. Im Klartext, es merkwürdigerwei¬ 
se nicht so prickelnd finden, dass eine 
Handvoll imperialistischer Staaten sich 
den Globus unter den Nagel gerissen 


hat, seine Ressourcen ausplündert, sei¬ 
ne Bauern und seine Industrie ruiniert, 
seine Kinder verhungern lässt, die Um¬ 
welt verpestet und jeden verfolgt und 
umbringt, der es wagt dagegen aufzu¬ 
stehen. Millionen Tote, allein seit Geor¬ 
ge W. Bushs „Global War on Terror“. 

Glücklicherweise heißt der derzei¬ 
tige US-Präsident Donald Trump. Mr. 
Trump verfügt über ein sorgsam ge¬ 
pflegtes, ungewöhnlich großes Nega¬ 
tivimage. Vor allem in Europa. Wenn 
Kriegsministerin von der Leyen oder 
ihre französische Amtskollegin, Flo- 
rence Parly, von einer Verantwortung 
Europas reden, können sie auf Mr. 
Trump deuten, der am Ende vielleicht 
nicht mehr das tun könnte, was noch 
alle US-Präsidenten vor ihm getan ha¬ 
ben: Nämlich Krieg zu führen. Weshalb 
man nun schleunigst selbst zu den Waf¬ 
fen zu greifen habe. 

Ein ambitioniertes Unterfangen. 
Über alles gerechnet verfügt der US- 
Repressions- und Überwachungsappa¬ 
rat über ein Budget von mehr als einer 
Milliarde Dollar. Damit verglichen sind 
die entsprechenden Aufwendungen der 
europäischen Hauptstaaten in Rich¬ 
tung 50 Mrd. Euro geradezu mickrig. 


Die VJTF verfügt über 5 000 Frauen 
und Männer. „Mit 5 000 Mann vertei¬ 
digt die Nato kein einziges Land“, war 
da vom Vorsitzenden des Bundestags- 
Verteidgungsausschusses, Hans Peter 
Bartels (SPD), zu hören. Klartext: Die 
Aufrüstung hat gerade erst angefangen, 
wie auch die Planungen für das neue 
Nato-Zentrum für schnelle Truppen 
und Materialtransporte signalisieren. 

Die Bundeswehr ist laut Grund¬ 
gesetz (Art 87a) eine Verteidigungs¬ 
armee. Ein Blick auf die europäische 
Karte macht klar, dass es da keine re¬ 
ale Bedrohung gibt. Handelte man im 
Sinne der Verfassung, gehörte die Bun¬ 
deswehr abgeschafft. Natürlich interes¬ 
sieren reale Bedrohungslagen die Ber¬ 
liner „Verteidigungsexperten“ nicht. 
Zur Not wird Deutschland eben am 
Hindukusch verteidigt oder in Syrien 
oder Mali. Die Zielmarke heißt erst 
einmal 2 Prozent/BIP. Also rund 70 
Mrd. Euro. Und die müssen erst ein¬ 
mal bei Straßen, Schienen, Kanälen, 
Schulen, Krankenhäusern und Renten 
herausgespart werden. Da werden wir 
uns noch so mache Mitleidsstory über 
die arme, arme Bundeswehr anhören 
müssen. Klaus Wagener 


Grund zum 
Spitzeln 

Erwiesen 

linksextremistisch? 

Das Gericht habe schon hinreichend 
festgestellt, dass Silvia Gingold eine 
Linksextremistin sei - deshalb solle 
ihre Berufung vor dem Verwaltungs¬ 
gericht Wiesbaden nicht zugelassen 
werden. Das fordert der Hessische 
Verfassungsschutz in einem neu¬ 
en Schriftsatz zum Verfahren „Silvia 
Gingold gegen Land Hessen“. Gingold 
hatte darauf geklagt, dass der Verfas¬ 
sungsschutz sie nicht weiter beobach¬ 
ten darf und die über sie gespeicher¬ 
ten Daten löschen muss, im Januar 
und September vergangenen Jahres 
hatten die Verwaltungsgerichte Wies¬ 
baden und Kassel ihre Klage jeweils 
zum Teil abgewiesen. 

Silvia Gingold ist die Tochter der 
antifaschistischen Widerstandskämp¬ 
fer Ettie und Peter Gingold, in den 
70er Jahren verboten ihr die Behör¬ 
den, als Lehrerin zu arbeiten. Vor eini¬ 
gen Jahren hatte sie beim Verfassungs¬ 
schutz angefragt, welche Daten über 
sie gespeichert werden - und erfah¬ 
ren, dass sie auch heute noch bespit¬ 
zelt wird. Dagegen hatte sie geklagt, im 
Verfahren hatte der Verfassungsschutz 
auch verkündet, dass sich im Schwur 
der Häftlinge von Buchenwald - auf 
den Gingold sich wie viele Antifaschis¬ 
ten bezieht - eine verfassungsfeindli¬ 
che Ablehnung der parlamentarischen 
Demokratie ausdrücke. 

Wie der Verfassungsschutz Gin¬ 
gold genau bespitzelt musste er im 
Verfahren nicht offenlegen: In einem 
geheimen Zwischenverfahren ent¬ 
schieden die Richter, dass Gingold 
und ihre Anwälte nur 23 von 131 Sei¬ 
ten der Verfassungsschutzakte über sie 
zu sehen bekommen. Die geschwärz¬ 
ten Abschnitte durfte der Verfassungs¬ 
schutz geheim halten, um seine Infor¬ 
manten zu schützen und keine Hinwei¬ 
se auf Überwachungspraktiken geben 
zu müssen. 

In seinem neuen Schriftsatz er¬ 
klärte der Geheimdienst nun noch 
einmal, dass Gingold nicht nur wegen 
ihres Engagements für die VVN-BdA 
beobachtet werden müsse. Die „von 
ihr ausgehenden extremistischen Be¬ 
strebungen“, formulieren die Geheim¬ 
dienstjuristen, zeigten sich auch an 
„Verhaltensweisen im Kontext wei¬ 
terer linksextremistischer bzw. links¬ 
extremistisch beeinflusster Organisa¬ 
tionen wie namentlich der DKP, der 
SDAJ und der Zeitung ,unsere Zeit‘“ 
Und sie kündigen an, dass der Verfas¬ 
sungsschutz „in einem Berufungsver¬ 
fahren weitere, die extremistischen 
Bestrebungen der Klägerin belegen¬ 
de Tatsachen vortragen könnte“. Ei¬ 
nen kleinen Vorgeschmack geben die 
Geheimdienstler in einer Anlage: Dort 
haben sie eine Rede dokumentiert, die 
Gingold am 5. Mai 2017 in Kassel ge¬ 
halten hatte. Der Anlass: Der 199. Ge¬ 
burtstag von Karl Marx. Als wäre das 
nicht schon schlimm genug, hatte Gin¬ 
gold in dieser Rede auch erwähnt, dass 
sie 1968 an der Gründung der SDAJ 
beteiligt war und dass die SDAJ „als 
marxistische Jugendorganisation bis 
heute für eine sozialistische Alter¬ 
native zum kapitalistischen System“ 
streitet. 

Für den Verfassungsschutz sind sol¬ 
che Aussagen Grund genug, um wei¬ 
ter Gingolds Mails überwachen und 
V-Leute Informationen über sie sam¬ 
meln zu lassen. Nun wird das Gericht 
entscheiden, ob es ein Berufungsver¬ 
fahren zulässt und Gingold noch ein¬ 
mal vor Gericht versuchen kann, ge¬ 
gen die Spitzelpraxis vorzugehen. 
Bereits im vergangenen Jahr hatte 
Gingold zu den Aussichten ihrer Klage 
gesagt: „Ich mache mir keine Illusio¬ 
nen, dass ich juristisch etwas erreichen 
kann. Aber ich kann mit diesem Pro¬ 
zess erreichen, dass die Öffentlichkeit 
etwas darüber erfährt, wie Menschen, 
die sich im Rahmen ihrer Grundrechte 
engagieren, überwacht, bespitzelt und 
in die Ecke des Extremismus gestellt 
werden.“ 

Olaf Matthes 
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Dem Volk die Macht! 

ln Italien versucht es die kommunistische Linke mit einem Wahlbündnis 


A m kommenden Sonntag finden in 
Italien Parlamentswahlen statt. 
Italien hatte über lange Jahre 
keine Wahlen und wurde von den ein¬ 
gesetzten Ministerpräsidenten Gentilo- 
ni, Renzi, Letta und Monti regiert. 

Für den Sonntag sagen Umfragen 
einen Sieg der angeblich unideologi¬ 
schen, also zutiefst systemstützenden 
„5-Sterne-Bewegung“ von Beppe Gril- 
lo mit unter 30 Prozent voraus; dahin¬ 
ter stünden die regierenden Sozialde¬ 
mokraten der Demokratischen Partei 
(PD) mit etwa einem Viertel der Stim¬ 
men. Starke Ergebnisse für die Lega 
Nord (14 Prozent) und auch die rechts¬ 
extremen „Fratelli d’Italia“ (Brüder Ita¬ 
liens), die mit 5 Prozent einziehen wür¬ 
den, komplettieren ein Bild, wonach der 


rechte Block um Ex-Ministerpräsident 
Berlusconi mehr als ein Drittel aller 
Stimmen bekommen wird. Und die lin¬ 
ken Kräfte? 

Wichtige Teile der radikaleren ita¬ 
lienischen Linken haben sich zu ei¬ 
nem Wahlbündnis zusammengeschlos¬ 
sen - „Potere al Popolo“ „Dem Volk 
die Macht“ setzt sich vorwiegend aus 
Gruppen des kommunistischen Spek¬ 
trums zusammen. Neben dem „Kom¬ 
munistischen Netzwerk“, der „Antika¬ 
pitalistischen Linken“ oder der Liga der 
Sozialisten sowie der Gewerkschafts¬ 
verbünde COBAS und USB sind das 
die beiden aus der historischen Italie¬ 
nischen Kommunistischen Partei (Par- 
tito Comunista Italiano - PCI) entstan¬ 
denen „Rifondazione Comunista“ (RC) 


und die nach zwei Umbenennungen 
nun zum alten Namen zurückgekehrte 
Italienische KP. 

Rifondazione Comunista trägt in¬ 
zwischen ihre Mitgliedschaft in der 
Europäischen Linkspartei (ELP) im 
Namen, denn genau genommen heißt 
sie jetzt „Partei der Kommunistischen 
Wiedergründung - Europäische Lin¬ 
ke“. Die PCI dagegen ist zumindest 
namentlich auf historischen Pfaden, 
nachdem sie zuvor „Partei der Italieni¬ 
schen Kommunisten“ (PdCI) und dann 
PCdl (Kommunistische Partei Italiens) 
geheißen hatte. Annäherungsversuche 
zwischen den beiden Parteien zu einer 
Vereinigung sind immer wieder geschei¬ 
tert. Wer glaubt, dass das Wahlbündnis 
in dieser Hinsicht hilfreich sein kann, 


sollte berücksichtigen, dass die Vermen¬ 
gung von Wahlpolitik und Strategieent¬ 
wicklung selten erfolgreich war. 

Am Sonntag gilt eine neu eingeführ¬ 
te 3-Prozent-Hürde; bei nahezu völliger 
Ignorierung durch die Medien lag „Po¬ 
tere al Popolo“ bei daher nur begrenzt 
aussagefähigen Umfragen bei 2 Prozent. 
93 000 Unterschriften waren innerhalb 
weniger Tage gesammelt worden, um 
überall auf den Stimmzetteln zu stehen. 

RC und PCI weisen in etwa zeit¬ 
gleich erschienenen Kommuniques auf 
die Notwendigkeit einer Ablösung der 
Politik der Regierung der PD unter 
Paolo Gentiloni hin. Rifondazione setzt 
auf die Zusammenführung der „anti¬ 
neoliberalen Linken in einem politi¬ 
schen Pol bei Respektierung der unter¬ 
schiedlichen politischen Kulturen der 
Bündnispartner“. RC grenzt sich ab von 
der Mitte-Links-Politik mit verschiede¬ 
nen Regierungserfahrungen in den letz¬ 
ten 25 Jahren und verteidigt dabei die 
aus dem Widerstand gegen den Faschis¬ 
mus geborene Verfassung. Es gehe um 
„eine Gesellschaft, die auf Würde, Frei¬ 
heit und Rechten von Arbeiterinnen 
und Arbeitern, auf der Eliminierung 
jeglicher Diskriminierung, auf Rechten 
der Frauen und substantieller Gleich¬ 
heit, auf der Rückgewinnung der sozi¬ 
alen und Bürgerrechte, auf dem Schutz 
von Umwelt, Kultur und Kunst und der 
Abwehr von Krieg basiert“. 

Die Italienische KP sieht eben¬ 
falls keine Möglichkeit der Erneue¬ 
rung von Konstellationen wie die der 
Regierungsjahre des „Olivenbaums“ 
(1996 bis 2001 und 2006 bis 2008), die 
sich heute in der linken Liste der „Frei¬ 
en und Gleichen“ (Liberi e Uguali) 
wiederfänden und NATO und EU zu 
Diensten seien und deren Diskrepanz 
zur Demokratischen Partei im Grunde 


allein in der Person Matteo Renzi be¬ 
stehe. Offensichtlich sei, dass mit dem 
neuen Wahlgesetz eine Regierung der 
nationalen Einheit durch PD und die 
Mitte-Rechts-Parteien unter Berlusconi 
angestrebt werde. 

Die PCI sieht im Wahlbündnis eine 
Chance auf die Akkumulierung von 
Kräften aus Friedens-, Ökologie- und 
Frauenbewegung, die alle antikapitalis¬ 
tischen und antiimperialistischen Cha¬ 
rakter, aber kein Moment der politi¬ 
schen Einheit gehabt hätten. Nun gebe 
es eine Gelegenheit einer höheren Syn¬ 
these der verschiedenen Bewegungen, 
die zur Vereinigung der Kämpfe, aber 
auch zur Verbreitung ihrer Positionen 
im ganzen Land führen könnten. 

„Potere al Popolo“ lehnt eine EU- 
Armee ab und spricht sich für einen 
Austritt aus NATO, EU und Eurozone 
aus. Das ist mindestens für das ELP- 
Vollmitglied Rifondazione Comunis¬ 
ta ein bemerkenswerter Schritt, so wie 
er sich in den letzten Jahren schon bei 
ELP-Mitgliedern wie der KP Spaniens 
oder der französischen „Partei der Lin¬ 
ken“ entwickelt hat, aber in der ELP 
von der Französischen KP, von „Die 
Linke“ und natürlich noch weniger 
von der griechischen Regierungspartei 
Syriza nachvollzogen wird. Auch sol¬ 
len die Gegenreformen u.a. beim Ar¬ 
beitsrecht, dem Renteneintritt und der 
Arbeitslosenhilfe rückgängig gemacht 
und eine staatliche Intervention in der 
Wirtschaft vorgenommen werden, wo¬ 
mit die Arbeiter und die Volksschichten 
geschützt werden könnten, so die PCI 
in ihrem Kommunique. Nicht zuletzt 
gehe es auch um eine Reduzierung der 
Arbeitszeit bei entsprechendem Lohn¬ 
ausgleich, wozu der Fiskalpakt verlas¬ 
sen werden müsse. 

Günter Pohl 



Nichts geht mehr Mit Gejammer zum Ziel 

Streiks an den britischen Hochschulen Kriegsmaterialverordnung in der Schweiz soll gelockert werden 



Die Universitätsgewerkschaft „Uni- 
versity and College Union“ (UCU) hat 
in Großbritannien zu vierzehn Streik¬ 
tagen an 64 Hochschulen aufgerufen. 
Außerhalb der Streiktage soll „Dienst 
nach Vorschrift“ erfolgen, Vertretungs¬ 
seminare oder -Vorlesungen werden 
nicht stattfinden. 

Dabei geht es um die Pensionen 
für Professoren und andere Lehrende. 
Wenn es nach dem Unternehmerver¬ 
band „Universities UK“ geht, soll zu¬ 
künftig mit den von Lehrenden einge¬ 
zahlten Rentenbeiträgen an der Börse 
spekuliert werden. Der von den Uni¬ 
versitäten eingerichtete Rentenfonds, 
in den das Lehrpersonal bislang einen 
Teil ihrer Gehälter einzahlte, steht an¬ 
geblich mit 6 Millionen Pfund im Mi¬ 
nus. Bei der Umstellung des Betriebs¬ 
rentensystems werden den Lehrenden 
nach Schätzung der UCU Einbußen 
von mindestens 10 000 Pfund (11 350 
Euro) pro Jahr entstehen - Verluste 
durch Kursverluste nicht mitgerechnet. 
Im gesamten Rentenzeitraum können 
das pro Person bis zu 200 000 Pfund 
(227 006 Euro) sein, bis zu 50 Prozent 
der bisherigen Rentenansprüche. 

Seit 2009 sehen sich die Angestell¬ 
ten im britischen Hochschulbildungs¬ 
wesen Einkommenseinbußen ausge¬ 
setzt, das Einkommen ist um 16 Pro¬ 
zent gesunken, die Einzahlungen in den 
Rentenfonds sind erhöht und das Pensi¬ 
onsalter heraufgesetzt worden. Zudem 
sind 50 Prozent aller Lehrenden an den 
Universitäten mit befristeten Verträgen 
prekär beschäftigt, an einigen Unis so¬ 
gar bis zu 70 Prozent. 

Dementsprechend groß ist die Zu¬ 
stimmung zum Ausstand, der, wenn 
„Universities UK“ nicht einlenkt, der 
größte Unistreik in der Geschichte 
Großbritanniens sein wird. Am ersten 
Streiktag am 22. Februar beteiligten 
sich 40 000 Lehrende, das bedeutete 
einen Ausfall der Lehrveranstaltun¬ 
gen für mehr als eine Million Studie¬ 


rende. Diese zeigten sich solidarisch 
mit den Streikenden, nahmen an De¬ 
monstrationen teil und unterstützten 
Streikposten. Laut Umfragen liegt die 
Zustimmung an bestreikten Universi¬ 
täten mit 66 Prozent sogar höher als an 
nicht bestreikten (60 Prozent). Um den 
Druck auf „Universities UK“ zu erhö¬ 
hen, schlossen sich Studierende aller 
Universitäten zusammen um ihre Stu¬ 
diengebühren zurückzufordern. Über¬ 
raschenderweise haben sich auch einige 
der in Großbritannien als „Vice-Chan- 
cellors“ bezeichneten Universitätsprä¬ 
sidenten mit den Streikenden solida¬ 
risch erklärt. Deren Pension ist nicht 
an einen Rentenfonds, sondern an ihr 
letztes Gehalt geknüpft und von den 
einschneidenden Änderungen daher 
nicht betroffen. Das Jahresgehalt der 
Vice-Chancellors wird von den Uni¬ 
versitäten lokal festgelegt und beträgt 
durchschnittlich jährlich 400 000 Pfund 
(453 228 Euro). Laut UCU sind zwei 
Drittel aller Universitätspräsidenten 
Teil der Komitees, deren Aufgabe die 
Festlegung ihres Gehalts ist. 

Auch die deutsche Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
erklärte sich solidarisch mit ihren strei¬ 
kenden Kolleginnen. Die Vorsitzende 
der GEW, Marlis Tepe, und ihr Stell¬ 
vertreter Andreas Keller betonten in 
ihrer Solidaritätsadresse das Interesse 
der Studierenden an angemessen ab¬ 
gesicherten Dozentinnen, die sich auf 
Forschung und Lehre konzentrieren 
können. Keller wünschte sich eine Vor¬ 
bildfunktion des Streiks für Deutsch¬ 
land: „Mit guten Argumenten für fai¬ 
re Beschäftigungsbedingungen ist es 
nicht getan. Die Beschäftigten müssen 
sich gewerkschaftlich organisieren und 
engagieren, um ihre Ziele erfolgreich 
durchzusetzen. Ziel der GEW ist daher 
die Kampffähigkeit der Wissenschaft- 
lerinnen, Wissenschaftler und anderen 
Beschäftigten an den Hochschulen.“ 

Melina Deymann 


Im Gegensatz zum weltweiten Trend nah¬ 
men die Rüstungsexporte der Schweiz in 
den letzten Jahren minimal ab. Gleichwohl 
sind die Zahlen im Vergleich zum Ende des 
Kalten Krieges immer noch überdurch¬ 
schnittlich hoch, denn seit Beginn des „War 
on Terror“ der USA herrscht Rüstungs¬ 
hochkonjunktur. Der leichte Rückgang ist 
eine erfreuliche Entwicklung - zumindest 
in den Augen von Friedensaktivistinnen. 
Ganz anderer Meinung ist die Rüstungs¬ 
industrie: Vereint wandten sich letzten 
September 13 Rüstungsfirmen, darunter 
die RUAG, Mowag und Rheinmetall mit 
einem Brief an die Sicherheitspolitische 
Kommission des Ständerats (SiK-S). Sonst 
Konkurrenten, malten sie in dem Schreiben 
gemeinsam schwarz: Die in ihren Augen re¬ 
striktive Schweizer Kriegsmaterialverord¬ 
nung bringe die ganze Wehrtechnik-Indus¬ 
trie in Gefahr. Zahllose Arbeitsplätze seien 
gefährdet. Die Rüstungsschmieden fordern 
gleiche Exportbedingungen wie im umlie¬ 
genden Ausland. 

Kurz nachdem im letzten Novem¬ 
ber der Inhalt des Briefes in den Medien 
platziert worden war, lud die SiK-S Ver¬ 
treterinnen der Rüstungsindustrie zu ei¬ 
ner ersten Anhörung. Mit dabei waren 
auch Vertretungen des Staatssekretariats 
für Wirtschaft (Seco) und des Außenmi¬ 
nisteriums (EDA). Die „Gruppe für eine 
Schweiz ohne Armee“ (GSoA) blitzte mit 
ihrem Ersuchen ab, zur nächsten Anhö¬ 
rung eingeladen zu werden. 

Nach der zweiten Anhörung - dies¬ 
mal mit Vertretungen aus dem Wirt¬ 
schafts-, Verteidigungs- und Außenminis¬ 
terium - waren sich die drei Ministerien 
einig und wollen der Rüstungsindustrie 
entgegenkommen. Das Wirtschaftsmi¬ 
nisterium will im Gesamtbundesrat eine 
Änderung der Kriegsmaterialverordnung 
beantragen, um die Exportregelung zu lo¬ 
ckern und den Wünschen der Rüstungs¬ 
industrie zu entsprechen. Zum einen wird 
es um die Verlängerung der Exportbe¬ 
willigung, zum andern um die flexiblere 
Handhabung des Exportausschlusskrite¬ 


riums „Innere Konflikte“ gehen. Konkret 
bedeutet dies: Waffenlieferungen in Bür¬ 
gerkriegsländer. 

Schockiert, nicht nur weil auch die Mi¬ 
nisterien den Profit der Rüstungsfirmen 
über Menschenleben stellen, sondern 
auch wegen der undemokratischen Vorge¬ 
hensweise, zeigten sich zahlreiche NGOs. 
27 Organisationen, darunter die GSoA, 
Alliance Sud, Schweizerische Friedens¬ 
bewegung und Solidarite sans frontieres, 
drückten in einem Brief an die SiK-S und 
den Bundesrat ihre Empörung aus. „Was 
die Forderung der Rüstungsunternehmen 
treibt, ist eine egoistische, wirtschaftszen¬ 
trierte Sicht, welche die Auswirkungen 
ihrer Tätigkeit verkennt und die Arbeits¬ 
plätze in der Schweiz höher gewichtet als 
die Menschenrechte und die globale Si¬ 
cherheit“, heißt es in dem Schreiben. Ver¬ 
eint bitten die Organisationen die zustän¬ 
digen Gremien, von einer Verordnungs¬ 
änderung abzusehen. Dass der Wille von 
doppelt so vielen NGOs höher gewichtet 
werden würde als die Anliegen der 13 
Kriegsmaterialproduzenten ist auch in 
der Schweiz eine Illusion. 

Nachdem der Bundesrat noch 2008 
Rüstungsexporte in Länder, die in inter¬ 


ne oder internationale bewaffnete Kon¬ 
flikte verwickelt sind, untersagt hatte, 
wurde dieses Ausschlusskriterium be¬ 
reits 2014 wieder verwässert. Obwohl 
die Schweizer Kriegsmaterialverordnung 
auf dem Papier restriktiver erscheint als 
die Exportverordnungen anderer eu¬ 
ropäischer Länder, muss hier bemerkt 
werden, dass die Schweiz als einziges 
Land zwischen Kriegsmaterial und so¬ 
genannten besonderen militärischen 
Gütern unterscheidet. Die Exporte die¬ 
ser Güter werden nicht über die Kriegs¬ 
materialverordnung geregelt und sind 
bei den Kriegsmaterial-Exportzahlen 
gar nicht erst aufgeführt. Darunter fal¬ 
len insbesondere die militärischen Trai¬ 
ningsflugzeuge „Porter“ von Pilatus, die 
in der Vergangenheit immer mal wieder 
bewaffnet und beispielsweise in Bur¬ 
ma, dem Irak, Mexiko oder dem Tschad 
gegen Zivilistinnen eingesetzt wurden. 
Auch der Großteil der Piloten, die mo¬ 
mentan Luftangriffe im Jemen fliegen, 
hat sein Kriegshandwerk auf Schweizer 
Pilatus-Flugzeugen gelernt. 

Judith Schmid 
Übernommen aus „Vorwärts“, Schweiz. 

Red. bearbeitet. 
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Deal oder kein Deal? 

YPG und syrische Regierung schweigen sich über Abkommen aus 



B is heute ist unklar, welche Ver¬ 
einbarungen es zwischen den 
kurdischen Kräften in Nordsyri¬ 
en und der syrischen Regierung über 
die gemeinsame Verteidigung gegen 
die türkischen Angriffe gibt. Der Spre¬ 
cher der YPG, Nouri Mahmud, sprach 
nur davon, die Regierung in Damas¬ 
kus komme endlich ihrer Pflicht nach, 
Afrin zu verteidigen - eine sehr frag¬ 
würdige Aussage, wollte doch die kur¬ 
dische Verwaltung in ihrer Zusammen¬ 
arbeit mit den USA jahrelang keine sy¬ 
rischen Truppen auf ihrem Gebiet. 

Und auch die Regierung schweigt 
sich zum Abkommen aus. Schließlich 
würde sie mit einem offiziellen Ab¬ 
kommen die kurdische Verwaltung als 
gleichberechtigten Partner anerken¬ 
nen - bevor die Beziehungen zwischen 
kurdischer Verwaltung und syrischer 
Regierung offiziell geklärt sind. 

Nach UN-Angaben leben in Afrin 
ungefähr 320 000 Menschen, viele von 
ihnen waren vor dem Krieg aus ande¬ 
ren Gebieten ins verhältnismäßig si¬ 
chere Afrin geflohen. Jetzt kommt der 
Krieg aus der Türkei nach Afrin. Die 
türkische Armee, Luftwaffe und Ar¬ 
tillerie unterstützt Einheiten der so¬ 
genannten „Freien syrischen Armee“ 
(FSA) (von der CIA ausgebildet und 


ausgerüstet) gegen die kurdischen 
YPG (von der US-Armee ausgebildet 
und ausgerüstet). 

Die Sprecherin des russischen Au¬ 
ßenministeriums, Marija Sacharowa, 
sprach davon, dass hunderte Menschen 
im türkischen Angriff gestorben sind, 
darunter viele Zivilisten. Das Kranken¬ 
haus von Afrin meldete bis zum 20. Fe¬ 
bruar 175 getötete Zivilisten. Reiner 
Zynismus ist es, wenn türkische Politi¬ 
ker behaupten, kein einziger Zivilist in 
Afrin wäre auch nur verletzt worden. 

Lange Zeit erhofften kurdische 
Politiker ein Eingreifen des Westens. 


Zuletzt forderte der ehemalige Vor¬ 
sitzende der kurdischen „Partei der 
demokratischen Union“ (PYD), Salih 
Muslim, in Berlin noch kurz vor der 
Stationierung syrischer Einheiten in 
Afrin eine Unterstützung durch die 
EU und die USA. Vergebens. 

Also kam es doch zu Verhandlun¬ 
gen mit der Regierung. In Aleppo ver¬ 
handelten neben Vertretern der YPG 
und einem hochrangigen syrischen 
General auch der Chef des russischen 
Armee-Zentrums für Nationale Ver¬ 
söhnung. 


Furat Khalil, Sprecher der YPG, 
sagte, dass Kämpfer seiner Gruppe 
ihre Posten in Aleppo verlassen hät¬ 
ten, um die Miliz in Afrin bei der Ab¬ 
wehr des türkischen Angriffs zu un¬ 
terstützen. Damit konnte die syrische 
Regierung die Kontrolle über Gebiete 
wiedererlangen, die zuvor unter kurdi¬ 
scher Kontrolle standen. 

Einheiten syrischer Milizen - nicht 
der Armee selbst - wurden ab dem 
20. Februar nach Afrin verlegt - und 
dabei von türkischen Truppen beschos¬ 
sen, 

Nun gibt es auch noch die türki¬ 
sche Drohung gegen Manbidsch. Be¬ 
kanntlich sind dort auch US-Soldaten 
stationiert. Nach Angaben der Zei¬ 
tung „Asharq al-Awsat“ verhandeln 
Türkei und USA über die Situation in 
Manbidsch. 

Während die YPG ihre Bereitschaft 
erklärt hat, den von den UN vereinbar¬ 
ten Waffenstillstand umzusetzen, setzt 
die Türkei ihre Artillerie- und Bom¬ 
benangriffe mit der Bombardierung ei¬ 
nes Hilfskonvois und der Bombardie¬ 
rung Afrins fort. Die türkische Armee 
und ihre Verbündeten der FSA haben 
mittlerweile den gesamten Norden der 
Region Afrin besetzt. 

Manfred Ziegler 



One Billion Rising 

Hunderttausende beim weltweiten Aktionstag 


Hunderttausende Frauen demonstrierten weltweit am 14. Februar (Valentins¬ 
tag), um ein Ende der Gewalt gegen Frauen einzufordern. Jedes Jahr finden tau¬ 
sende Aktionen in über 200 Ländern der Welt statt. Der Aktionstag „One Billion 
Rising“ (Eine Milliarde erhebt sich) wurde 2012 initiiert und fand 2013 zum ersten 
Mal statt. Es handelt sich um eine weltweite Kampagne für ein Ende der Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen und für Gleichstellung. Die eine „Milliarde“ deutet 
auf eine UN-Statistik hin, nach der eine von drei Frauen in ihrem Leben entweder 
vergewaltigt oder Opfer einer schweren Körperverletzung wird, also mindestens 
eine Milliarde Frauen. Es ist eine der größten Kampagnen weltweit. Überall in 
der Welt wird bei den Aktionen das gleiche Lied gesungen und der gleiche Tanz 
gemeinsam getanzt. Im Liedtext „Break the Chain“ -„Brecht die Ketten“ - heißt 
es: 

Ich kann eine Welt sehen, in der wir alle leben 
Sicher und frei von allen Formen der Unterdrückung 
Keine Vergewaltigung, Inzest oder Missbrauch 
Frauen sind kein Besitz. 

Eine klare Botschaft. Rund 60 000 Frauen haben 2018 an den „One Billion 
Rising“-Veranstaltungen in Deutschland in ca. 180 Städten teilgenommen. Es 
sind von Jahr zu Jahr mehrTeilnehmerinnen und mehr Aktionen geworden - vie¬ 
lejunge Frauen beteiligen sich. Dieses Jahr standen die Veranstaltungen unter 
dem Motto „SOLIDARITÄT gegen die Ausbeutung von Frauen“ und erteilten mit 
einer deutlichen Ausrichtung gegen Rassismus und Faschismus rechten Bestre¬ 
bungen, den Feminismus für sich zu nutzen, eine deutliche Absage. 

Mit dem überall gleichen Lied und Tanz werden die kollektive Stärke und die glo¬ 
bale Solidarität über alle Grenzen hinweg spürbar und beeindruckend zum Aus¬ 
druck gebracht. CHou 


Gemeinsame Strategie 

Kommunisten und Sozialisten unterzeichnen 
Abkommen in Venezuela 


In Caracas haben am Montag führende 
Vertreter der Kommunistischen Partei 
Venezuelas (PCV) und der Vereinten 
Sozialistischen Partei (PSUV) ein Ab¬ 
kommen unterzeichnet, das Eckpunk¬ 
te einer gemeinsamen Strategie enthält. 
Die Kommunisten hatten eine solche 
gemeinsame Erklärung zur Bedingung 
dafür gemacht, erneut zur Wahl von 
Staatschef Nicoläs Maduro zum Präsi¬ 
denten Venezuelas aufzurufen. In den 
Wochen zuvor hatte es aus den Reihen 
der PCV scharfe Kritik am Verhal¬ 
ten der Staatsführung angesichts der 
schweren Krise des Landes gegeben. 


klärte Maduro, dass Kritik immer will¬ 
kommen sei. Er habe auch in den ver¬ 
gangenen Monaten und Jahren, „trotz 
all unserer Fehler“, nie daran gezweifelt, 
auf die Unterstützung der Kommunis¬ 
ten zählen zu können. Es sei „unvor¬ 
stellbar“, die Fahnen der PCV mit dem 
roten Hahn nicht mehr auf den De¬ 
monstrationen der revolutionären Be¬ 
wegung zu sehen. 

Maduro würdigte in seiner rund ein- 
stündigen Ansprache, die vom Staatska¬ 
nal VTV und über weite Strecken auch 
vom lateinamerikanischen Fernsehsen¬ 
der TeleSur live übertragen wurde, die 



Präsident Maduro nach der Unterzeichnung des Abkommens mit der Fahne der 
PCV. 


Es ist das erste Mal in der Geschichte 
der B olivarischen Revolution, dass zwei 
fortschrittliche Parteien ein solches of¬ 
fizielles Dokument unterzeichnen. Zu¬ 
dem soll sich eine Kommission unter 
Leitung von Minister Aristöbulo Istü- 
riz bilden, die konkrete Maßnahmen 
für die ersten 100 Tage nach der Wahl 
vom 22. April festlegen soll. Es werde 
eine „Beschleunigung und Vertiefung 
der Revolution“ geben, kündigte Ma¬ 
duro an. 

Am Montag kam zunächst eine De¬ 
legation des PCV-Politbüros im Präsi¬ 
dentenpalast Miraflores zu einem Ar¬ 
beitstreffen mit Maduro zusammen. 
Eine solche Unterredung hatten die 
Kommunisten seit Monaten eingefor¬ 
dert. Offenbar wurde in dem Gespräch 
Klartext geredet, wie Maduro anschlie¬ 
ßend im Cantaclaro-Theater, dem Sitz 
der PCV, einräumte. In seiner Rede vor 
den Delegierten der XIV. Nationalkon¬ 
ferenz der Kommunistischen Partei er- 


PCV als die „Partei der Demokratie Ve¬ 
nezuelas“. Ihre ruhmreiche Geschichte 
des Widerstandes gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung sei eine riesige 
Verpflichtung, und diese verspüre auch 
er, wenn er nun auch als Kandidat der 
Kommunisten in die Wahlen gehe. 

Konkret kündigte Maduro unter 
dem Beifall der Anwesenden an, dass 
widerrechtlich erfolgte Kündigungen 
von Arbeitern korrigiert würden. In 
den vergangenen Wochen hatten die 
PCV und die ihr nahestehenden Ge¬ 
werkschaften willkürliche Entlassun¬ 
gen in mehreren Staatsbetrieben ange¬ 
prangert. 

Die Präsidentschaftswahl in Vene¬ 
zuela findet am 22. April statt. Neben 
der PCV und Maduros PSUV unter¬ 
stützen den Staatschef mehrere klei¬ 
nere Linksparteien, unter anderem So- 
mos Venezuela, PPT, MEP, Podemos 
und UPV. 

www.redglobe.de 


Frauenstreik 

Für den Internationalen Frauentag 
haben rund 300 Frauenorganisati¬ 
onen aus Spanien zu einem landes¬ 
weiten Arbeits-, Studien-, Konsum- 
und Pflegestreik aufgerufen. Unter 
der Losung „Ohne uns steht die Welt 
still“ soll laut Aufruf die Arbeit sicht¬ 
bar gemacht werden, die bislang nie¬ 
mand anerkennen will. Frauen sollen 
am 8. März Arbeit und Universitä¬ 
ten fernbleiben, nicht einkaufen und 
Kinder und Ältere nicht pflegen. Für 
den Abend sind Demonstrationen in 
mehreren Städten Spaniens geplant. 
Die beiden größten Gewerkschafts¬ 
dachverbände CCOO und UGT ha¬ 
ben sich dem Aufruf zum Streik an¬ 
geschlossen, allerdings nur auf zwei 
Stunden begrenzt. Da ein Streik nur 
für Frauen im Gesetz nicht vorge¬ 
sehen ist, dürfen auch Männer am 
8. März die Arbeit niederlegen. 

Während Parteien wie Podemos 
den Aufruf zum Protest unterstüt¬ 
zen, hält die Vorsitzende der rechtsli¬ 
beralen Ciudadanos die Proteste für 
falsch, weil sie sich nicht nur gegen 
Machismo und Ungleichheit richten, 
sondern „gegen den Kapitalismus“. 

Frauenrecht 

Tausende Frauen demonstrierten in 
Argentinien am 20. Februar für ein 
Recht auf Abtreibung. Die Demons¬ 
trationen folgten einer Online-Kam- 
pagne der „Nationalen Kampagne 
für das Recht auf legale, sichere und 
kostenfreie Abtreibung“ auf, die den 
Hashtag #AbortoLegalYa, zum häu¬ 
figsten Thema des Landes auf Twitter 
machte. Nach argentinischem Recht 
sind Abtreibungen illegal, außer die 
Schwangerschaft gefährdet das Le¬ 
ben der Mutter oder ist das Resul¬ 
tat von Vergewaltigung, Missbrauch 
oder Inzest. Nach Angaben des ar¬ 
gentinischen Gesundheitsministeri¬ 
ums finden jährlich zwischen 300 000 
und einer halben Million illegale Ab¬ 
treibungen statt. Die Illegalität und 
die daraus resultierenden hygieni¬ 
schen Bedingungen machen Kom¬ 
plikationen nach einer Abtreibung 
zur häufigsten Todesart werdender 
Müttern in Argentinien. Mehr als 
350 Organisationen haben dem Par¬ 
lament im Jahr 2007 ein Gesetz vor¬ 
gelegt, das die Kriminalisierung von 
Abtreibung beenden soll, es wurde 
aber nie darüber abgestimmt. Vanina 
Biasi, eine der Organisatorinnen der 
Demonstration, sagte, die Entkrimi- 
nalisierung werde nicht die Anzahl 
der Abtreibungen erhöhen, sondern 
die Zahl der Frauen reduzieren, die 
dabei sterben. Weder die Rechtsre¬ 
gierung von Mauricio Macri noch die 
seiner Vorgängerin Cristina Fernan- 
dez wären bereit gewesen, sich mit 
der Entkriminalisierung zu befassen. 
„Wir wissen, sie werden nur auf uns 
hören, wenn mehr und mehr von uns 
auf die Straße gehen.“ 

Frauenleben 

In Mexiko haben am vergangenen 
Sonntag Frauen- und Menschen¬ 
rechtsorganisationen gegen die 
hohe Zahl von Morden an Frauen 
und Mädchen protestiert. Sie for¬ 
derten vom Bürgermeister von Me¬ 
xiko-Stadt, Miguel Ängel Mancera, 
endlich wirksame Maßnahmen zu 
ergreifen um Frauen und insbeson¬ 
dere Mädchen vor den Verbrechen 
der organisierten Kriminalität zu 
schützen. 

Frauenvolksbegehren 

In Österreich hat ein Volksbegeh¬ 
ren für mehr Frauenrecht inner¬ 
halb einer Woche die erste Hürde 
genommen und eine Debatte im 
Parlament erzwungen. Dafür wa¬ 
ren innerhalb einer Woche mehr als 
100 000 Unterschriften unter das 
„Frauenvolksbegehren 2.0“ gesam¬ 
melt worden. Unter anderem wird 
darin gefordert, alle wichtigen Gre¬ 
mien in Politik und Wirtschaft je zur 
Hälfte mit Frauen und Männern zu 
besetzen, bei der Entlohnung „vol¬ 
le Transparenz“ durchzusetzen, um 
Einkommensunterschiede zwischen 
den Geschlechtern abzubauen, und 
Familie und Beruf besser vereinbar 
zu machen. 
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Interview 


unsere zeit m 


„Die Frau auf Kuba hat Macht“ 

Über Gleichberechtigung, US-Blockade und bevorstehende Wahlen 


Interview mit Gladys Ayllön, Leiterin der Europaabteilung des direkt nach der 
Revolution von Fidel Castro gegründetem Kubanischen Instituts für Völkerfreund¬ 



schaft (ICAP). 

UZ: Rämon Räpoll, der kubanische Bot¬ 
schafter in Deutschland, hat sich verwun¬ 
dert gezeigt, dass Frauen in Deutschland 
immer noch weniger verdienen als Män¬ 
ner. In Kuba ist die Frau ökonomisch 
gleichgestellt. Wo gibt es noch etwas zu 
tun in Fragen der Gleichberechtigung? 

Gladys Ayllön: Wie jede Kubanerin 
glaube ich, es ist unsere Pflicht, deutlich 
zu machen, warum die kubanische Revo¬ 
lution besteht, wenn wir ins Ausland rei¬ 
sen. Trotz aller Verleumdungen und aller 
Diffamierungen die es gibt, besteht die 
kubanische Revolution weiter und sie 
wird weiter bestehen. Und ich spreche 
von der Revolution nicht als von etwas 
Systemischem, sondern von Erfolgen, 
die das Volk errungen hat. 

Eine der ersten Schlachten, die wir 
geschlagen haben - wirklich eine der 
ersten -, war die für die Emanzipation 
der Frau. Und das in einem unterentwi¬ 
ckelten lateinamerikanischen Land, das 
vom „Machismo“ durchdrungen war. 

Vor 1959, vor der Revolution, war 
eine Frau im schlimmsten Fall nur ein 
Sexualobjekt. Und in diesem Land war 
das erste, was wir getan haben, dass wir 
die Frauen aus den den Häusern rausge¬ 
holt haben, aus dem Kreislauf von Haus¬ 
arbeit und Kindererziehung. Schnell 
wurden Manufakturen wie Schneider¬ 
und Nähwerkstätten eingerichtet, um 
den Frauen Arbeit zu ermöglichen. 

Wir hatten das Glück, dass die Ku¬ 
banische Frauenföderation gegründet 
wurde und Celia Sanchez ihre erste Vor¬ 
sitzende war. Sie war diejenige, die ganz 
besonders für die Frauenrechte eingetre¬ 
ten ist und besonders für die Frauen auf 
dem Land. Die ganze Alphabetisierung 
auf Kuba lag fast ausschließlich in den 
Händen der Frauen. Nicht nur diejeni¬ 
gen, die als Lehrerinnen gearbeitet ha¬ 
ben, sondern besonders diejenigen, die 
diese Kampagne vorangetrieben haben, 
waren Frauen. Junge Frauen verließen 
das erste Mal ohne Erlaubnis ihres Vaters 
das Haus, was bis dahin nicht üblich war. 

Nach und nach hat sich diese Ent¬ 
wicklung fortgesetzt und man kann heu¬ 
te sagen: die Frau auf Kuba hat Macht. 
Sie hat dieselben gesellschaftlichen und 
juristischen Rechte, dieselben Bürger¬ 
rechte wie der Mann. Das heißt, sie sind 
auf derselben „Wettbewerbsebene“ wie 
der Mann und auch von den ihnen zu¬ 
geschrieben Fähigkeiten her auf dersel¬ 
ben Stufe. 

Schauen wir uns die bevorstehen¬ 
den Parlamentswahlen an. 53 Prozent 
der Kandidatinnen sind Frauen. Kuba 
steht weltweit an zweiter Stelle, was den 
Anteil an Frauen im Parlament betrifft. 
In Kuba ist sind auch die Mehrheit derje¬ 
nigen, die einen Hochschulabschluss ma¬ 
chen, Frauen. Der Frauenverband orga¬ 
nisiert nach wie vor Kampagnen zur ge¬ 
sellschaftlichen Anerkennung der Frau. 
Wir haben eine große Aufklärungskam¬ 
pagne gegen verdeckte, nicht körperli¬ 
che Gewalt, in der Frauen aufgefordert 
werden, Schutz in frauen- und familien¬ 
unterstützenden Zentren zu suchen, die 
es bei uns in allen Kreisen gibt. 

Über kubanische Frauen kann man 
viel erzählen: Frauen in der Wissen¬ 
schaft, Ministerinnen, Frauen in hohen 
militärischen Rängen, aber leider ist un¬ 
sere Zeit ja begrenzt. 

UZ: Nach der Revolution, als viele Län¬ 
der die diplomatischen Beziehungen zu 
Kuba mehr oder weniger abgebrochen 
haben, wurde dein Institut gegründet 
und Fidel Castro hat es als Kubas „ Tor 
zur Welt“ bezeichnet. Was sind heute eure 
Aufgaben? 

Gladys Ayllön: Ich glaube, das war eine 
der großen Visionen, die Fidel gehabt 
hat. Es war das Ergebnis eines Besuches 
von Fidel in den USA im März 1960. Er 
hat dort die große Bewunderung der 
Menschen für den Prozess in Kuba be¬ 
merkt, gleichzeitig hatte die US-Regie- 
rung schon begonnen, Kuba in die Iso¬ 


lierung zu drängen. Und so ging es dann 
ganz schnell, dass im Dezember 1960 das 
ICAP gegründet wurde. Seine Aufgabe 
war von seiner Gründung an klar: Kuba 
so nah wie möglich an allen Völkern die¬ 
ser Welt zu halten. Das war die erste gro¬ 
ße Abteilung internationaler Arbeit, die 
wir in Kuba hatten, in den einzelnen Mi¬ 
nisterien gab es solche Abteilungen zu 
dem Zeitpunkt noch nicht. So waren es 
also die Mitarbeiter des ICAP die an der 
Seite der großen Revolutionsführer die 
Menschen empfangen haben, die nach 
Kuba kamen, um die Entwicklung mit 
eignen Augen zu sehen. 

Das war der Auslöser für die Grün¬ 
dung der vielen Freundschaftsgesell¬ 
schaften und Solidaritätskomitees. Die 
Leute sind nach Kuba gekommen und 
haben mitgemacht bei Zuckerrohrern¬ 
ten, bei Bauarbeiten für Schulen und 
Krankenhäuser. Kuba war dabei völlig 
offen und transparent und hat den Men¬ 
schen die Lage so gezeigt wie sie war. Als 
die Besucher dann festgestellt haben, 
dass tatsächlich eine neue Gesellschaft, 
ein neues Land aufgebaut wurde, haben 
sie das mitgenommen und konnten das 
übermitteln. Diese Freundschafts- bzw. 
Soli-Bewegung war quasi mit dabei bei 
der Entstehung dieser neuen Gesell¬ 
schaft als es die Versuche gab, dieses 
Land von der Welt zu isolieren. Sie war 
dabei, als versucht wurde, diese neue 
Gesellschaft wieder zu beseitigen. Des¬ 
halb besteht sie so lange. 

Von 1960 bis heute bestehen die gro¬ 
ßen Aufgaben des ICAP weiterhin darin, 
gegen die großen medialen Hetzkampa¬ 
gnen und alle imperialistischen Angrif¬ 
fe gegen uns zu arbeiten. Wir sind eine 
gesellschaftliche Organisation, eine so¬ 
ziale Bewegung. Trotzdem ist es so, dass 
wir der Linie unserer Partei, der Kom¬ 
munistischen Partei Kubas, folgen. Die 
zentralen Kampagnen des ICAP sind 
immer darauf gerichtet, die Errungen¬ 
schaften der Revolution zu verteidigen. 
Im Moment initiieren und unterstützen 
wir zum Beispiel Aktionen, die das Ziel 


haben, die mörderischen Auswirkungen 
der Blockade deutlich zu machen. Nicht 
nur die Auswirkungen auf die kubani¬ 
sche Bevölkerung, sondern auch die in¬ 
ternationalen Auswirkungen. 

UZ: Die EU-Außenbeauftragte Federica 
Mogherini hat gerade Kuba besucht und 
es gibt zwischen Kuba und der EU ein 
Abkommen über politischen Dialog und 
Zusammenarbeit. Wie sieht diese Zusam¬ 
menarbeit aus? 

Gladys Ayllön: Bevor dieses Abkom¬ 
men unterzeichnet worden ist, gab es 
sehr viele Verhandlungen - mit der 
Umsetzung dieses Abkommens wurde 
bereits begonnen. Nun war Mogherini 
in Kuba und das Wichtigste bei ihrem 
Besuch war ihre Aussage, dass die EU 
weiterhin gegen die illegale Blockade 
kämpfen wird. 

Was Kuba sich erhofft und erwar¬ 
tet, ist, dass es tatsächlich eine gemein¬ 
same Position der EU dazu gibt. Bisher 
können Banken immer noch keine frei¬ 
en Überweisungen nach Kuba vorneh¬ 
men. Seit der Zeit der Präsidentschaft 
Barack Obamas ist es sogar so, dass es 


Frauen feiern am i. Mai in Havanna 

unter den Banken panische Angst gibt, 
was Überweisungen nach Kuba an¬ 
geht. Ich erwähne hier Obama, weil die 
Trump-Regierung natürlich schlimmer 
als die Bush-Regierung ist, aber viele 
Leute dabei vergessen, dass unter Oba¬ 
ma die meisten und höchsten Strafzah¬ 
lungen für Beziehungen zu Kuba - oder 
schon für den Versuch der Aufnahme 
von Beziehungen - verhängt wurden. 
Zum Beispiel die millionenschwere 
Strafzahlung, die gegen die französische 
Großbank BNP Paribas verhängt wur¬ 
de. Und Frankreich hat, statt gegen die¬ 
se Strafen zu protestieren, nur eins ge¬ 
macht: Gezahlt. Die ganzen Vorfälle mit 
den Banken ING Diba oder der ING in 
den Niederlanden, die dürfen wir auch 
nicht vergessen. Denken wir an die Soli- 
Bewegung in Deutschland, wo es Prob¬ 
leme mit PayPal gab. Mal sehen, ob die 
EU tatsächlich entschieden hat, jetzt 


eine andere Haltung gegenüber Kuba 
einzunehmen. 

Es soll auch gemeinsame Abschlüs¬ 
se zu den Themen Umweltschutz, Tech¬ 
nologie und Landwirtschaft geben. Es 
ist sogar ein Abkommen vorgesehen, 
das gemeinsame Projekte der EU mit 
Kuba vorsieht. Aber glasklar ist und ist 
auch bei der EU glasklar angekommen: 
Kuba wird bei keiner Verhandlung, egal 
worum es geht, seine Prinzipien verra¬ 
ten. Wir erwarten Dialog und einen zi¬ 
vilisierten Umgang miteinander, die 
Achtung von Unterschieden, der Sou¬ 
veränität und des Selbstbestimmungs¬ 
rechts Kubas. 

UZ: Mogherini hat die Blockade zu 
Recht als illegal gegeißelt. Wie viel ist so 
eine Aussage wert angesichts einer EU- 
Politik, die im gleichen Atemzug die 
Sanktionen gegen Venezuela verschärft? 

Gladys Ayllön: Das ist genau der Grund, 
warum Kuba in diesem Dialog von Prin¬ 
zipien spricht. Auch wenn Kuba dieses 
Abkommen unterzeichnet hat, ist es 
weiterhin solidarisch mit Venezuela und 
wird seine Unterstützung nicht ändern, 


genauso wenig wie die für Bolivien oder 
Ecuador. 

Egal was passiert, unser Außenmi¬ 
nisterium wird Verlautbarungen veröf¬ 
fentlichen zur Unterstützung Venezue¬ 
las. Für diesen Dialog und die Beziehun¬ 
gen der EU zu Kuba würden wir niemals 
Lateinamerika oder speziell Venezuela 
zum Gegenstand von Verhandlungen 
machen. Kuba tut dies ganz öffentlich, 
das heißt, wir sagen nicht nur, dass wir 
unsere Prinzipien niemals verlassen wer¬ 
den, sondern wir veröffentlichen Pro¬ 
testnoten gegen die Maßnahmen gegen 
Venezuela und sind solidarisch. 

Kuba ist gegenüber der EU nicht 
naiv. In der UNO-Vollversammlung 
wurde der Antrag Kubas zum Aufheben 
der Blockade bereits 23 mal gestellt und 
abgestimmt, alle EU-Staaten stimmen 
zugunsten dieses Antrags, Unterzeichne¬ 
ten ihn und trotzdem machen sie dann 
genau das Gegenteil. Weil sie dieses Vor¬ 
gehen zulassen. 

UZ: Kuba befindet sich zur Zeit in einer 
Übergangsphase. Es werden demnächst 
keine Teilnehmer der Revolution mehr an 
der Spitze des Staates stehen, im April soll 
Raul Castros Nachfolger gewählt werden. 
Wie gestaltet sich dieser Übergang? 

Gladys Ayllön: Mir gefällt das Wort 
„Übergang“ nicht. Was wir in Kuba erle¬ 
ben ist Kontinuität. Von Außen gucken 
die Leute und meinen es wäre ein neu¬ 
er Prozess, aber in Kuba fühlen wir uns 
alle als Teil der revolutionären Führung. 
Das betrifft sogar diejenigen, die nicht 
Mitglieder der Kommunistischen Partei 
Kubas sind. Das ist der Grund, warum 
wir bei den Wahlprozessen in Kuba kei¬ 
ne Kandidaten der PCC aufstellen. Die¬ 
jenigen, die als Kandidaten zur Wahl der 
Nationalversammlung auf gestellt wer¬ 
den und schließlich auch eine Führungs¬ 
position im Land bekommen, kommen 
immer aus dem Volk. Es gibt auch kei¬ 
nen Wahlkampf. In jeder Gemeinde, in 
jedem Ortsteil werden diejenigen, die 
sich zur Wahl stellen, bekannt gemacht 
durch eine DIN-A4-Seite mit ihrer Bio¬ 
grafie und einem Foto. Es ist also ein 
transparenter Prozess. 

Das ist sozusagen ein weiteres 
Recht, das wir haben, dass jeder, der 
eine Verantwortung übernimmt - bis 
zur höchsten Ebene - von unten nach 
oben schrittweise gewählt wird. Un¬ 
ser Präsident, Raul Castro Ruz, hat 
bei seinem ersten Amtsantritt gesagt, 
dass er diese Funktion für zwei Perio¬ 
den wahrnehmen wird. Damit war völ¬ 
lig klar, dass dann auch Wahlen statt¬ 
finden werden. In diesem Zusammen¬ 
hang erinnere ich immer gerne daran, 
dass Fidel in vollem Bewusstsein seiner 
Aufgaben und seiner Fähigkeiten ge¬ 
sagt hat, dass er nicht wieder zur Präsi¬ 
dentschaftswahl kandidieren wird und 


wir Kubaner selber gefragt haben, „Was 
machen wir jetzt bloß, wenn Fidel nicht 
mehr der Staatschef ist?“. Fidel hat aber 
entspannt und offen dargelegt, dass es 
Zeit war, jemand anderem die Führung 
des Landes zu übertragen und dass die 
nachfolgenden Generationen entspre¬ 
chend auf diese Aufgabe vorbereitet 
werden müssen. Das zeigt, dass er vol¬ 
les Vertrauen in die Kubanerinnen und 
Kubaner hatte. 

Außerhalb des Landes haben die Me¬ 
dien, die internationale Presse, ganz gro¬ 
ße Nebelkerzen geworfen und Fragen 
gestellt, wie es denn nun weitergehen 
soll. Die Mittel, die die USA für subver¬ 
sive Aktionen gerade unter der Jugend 
bereit stellen, sind zu diesem Zeitpunkt 
in die Höhe geschossen. Trotzdem hat 
Kuba seinen demokratischen Prozess 
ganz normal weitergeführt. 

In der jetzt auslaufenden Legislatur¬ 
periode ist es so, dass von den 605 Ab¬ 
geordneten 338 das erste Mal im Par¬ 
lament und knapp 41 Prozent im Alter 
zwischen 18 und 35 Jahren sind. Das 
Durchschnittsalter der Parlamentsab¬ 
geordneten beträgt 49 Jahre, das heißt, 
wir haben ein junges Parlament. Für 
eine Bevölkerung von knapp 12 Millio¬ 
nen Einwohnern ist es ein Riesenparla¬ 
ment, aber darin sind auch alle Lebens¬ 
wirklichkeiten Kubas vertreten. 

Man muss hervorheben, dass wir für 
die anstehenden Wahlen vier Kandida¬ 
ten haben, die aus dem nichtstaatlichen 
Bereich kommen, den viele als „Privat¬ 
wirtschaft“ bezeichnen. Auch sie werden 
also ihre Vertreter im Parlament haben. 
Und ich glaube, was Kuba bis heute be¬ 
sonders prägt und auszeichnet ist die 
Solidarität der Menschen untereinan¬ 
der, eine Solidarität, die über den Un¬ 
terschieden steht. 

Manchmal werde ich gefragt ob 
Kuba eine Diktatur ist. Ja, wir haben 
die Diktatur des Volkes. Ich glaube, 
dass deswegen Fidel immer „Diktator“ 
genannt wurde, weil er dem Volk das 
Handwerkszeug gegeben hat, sich zu 
verteidigen: Die Bildung. Weil er den 
Menschen beigebracht hat zu denken. 
Und das ist für jede Art von Staatsfüh¬ 
rung eine Herausforderung, weil die 
Menschen sich ihre eigene Meinung bil¬ 
den, weil sie bessere Kenntnisse über die 
internationale Politik bekommen. Denn 
wir haben die Möglichkeit Vergleiche zu 
ziehen mit der ganzen Welt. Das ist die 
Bildung und die Anleitung zum Denken 
und Handeln, die wir von unserer Regie¬ 
rung bekommen haben. 

Wir wären sehr naiv, wenn wir zulie¬ 
ßen, dass man unser kubanisches System 
kaputtmacht. Die Stärke Kubas besteht 
darin, dass Probleme festgestellt und ku¬ 
banische Lösungen dafür gefunden wer¬ 
den - und es gibt viele Probleme, für die 
wir eine Lösung brauchen. 

Das Gespräch führte Melina Deymann 



In der UZ-Redaktion: Gladys Ayllön (I.) mit Petra Wegener, Vorsitzende der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, die das Gespräch übersetzte. 
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Melina Deymann zu #Me Too 

Nur im Film? 


E s war nur eine kleine Aufforde¬ 
rung: Wenn auch du einmal beläs¬ 
tigt oder missbraucht worden bist, 
sexuelle Gewalt erfahren hast, dann ant¬ 
worte auf diesen Tweet. Und hundert¬ 
tausende Frauen antworteten, „Me too!“ 
Die Belästigungen in der Filmbranche 
zogen große Kreise. Aus Solidarität mit 
den Opfern trug man schwarze Kleider 
auf dem roten Teppich der Golden Glo- 
bes, auf der Berlinale liefen mehr als 100 
Filme von Frauen, es gab eine Diskus¬ 
sionsrunde zu sexuellem Missbrauch in 
der Filmszene und Kulturstaatsminis¬ 
terin Monika Grütters verkündete die 
dreijährige Finanzierung einer „Anlauf¬ 
stelle für Missbrauchsopfer aus der Kre¬ 
ativbranche“ denn: „Macht und Angst 
waren viel zu lange stille Komplizen“ 
Keine Rolle spielte eine Debatte über 
die sexistischen Formate, die die Bran¬ 
che am laufenden Meter produziert. 

Jede Belästigung und jede Diskri¬ 
minierung von Frauen ist eine zu viel. 
Doch wenn jetzt eine mediale Empö¬ 


rung über sexuelle Belästigung von 
Frauen in der Filmbranche losgetreten 
wird, wirft das schon Fragen auf. Als hät¬ 
te man noch nie etwas von der Beset¬ 
zungscouch gehört. Das Klischee vom 
polyamourösen Macho-Filmmogul, der 
gern mal im Bademantel Castings ab¬ 
hält, wie es ein Weinstein oder Wedel 
verkörpert, hat in den deutschen Me¬ 
dien immer Anklang gefunden. Kritik 
daran wurde niedergeschrien. In der 
Filmbranche gehe es halt nicht gerecht 
zu, nicht immer bekommt auch die mit 
dem größten Talent die Rolle, die Che¬ 
mie müsse ja schließlich auch stimmen 
... Davon, dass etwas prinzipiell nicht in 
Ordnung ist, will niemand was gewusst 
haben. Nach Weinstein und #Me Too ist 


die Stellung der Frau in der Filmbranche 
in aller Munde. 

Warum eigentlich nur in der Film¬ 
branche? Warum nur, wenn es sich um 
prominente Täter und teilweise promi¬ 
nente Opfer dreht? Sicherlich sind die 
Besetzungscouch und sexuelle Gefäl¬ 
ligkeiten in „normalen“ Vorstellungs¬ 
gesprächen nicht gang und gäbe, trotz¬ 
dem müssen Frauen einiges über sich 
ergehen lassen, was Männern so nicht 
passiert. Welcher Mann wird schon - 
weil die konkrete Frage nach einer be¬ 
stehenden Schwangerschaft ja verboten 
ist - nach seiner Familienplanung ge¬ 
fragt, wenn er sich um eine Arbeitsstel¬ 
le bewirbt? Oder nach einem Blick in 
die Bewerbungsunterlagen darauf hin¬ 


gewiesen, dass es ja langsam auch mal 
anstände Kinder in die Welt zu setzen, 
wenn er denn wolle? Und selbst wenn, 
wäre es bei der derzeitigen Verteilung 
der elterlichen Verantwortung sicherlich 
kein Grund, ihn nicht einzustellen. Aber 
es geht auch weniger abstrakt: Nach An¬ 
gaben des Bundesamtes für Familie und 
zivilgesellschaftliche Aufgaben wurden 
mehr als zwei Drittel aller Frauen be¬ 
reits an ihrem Arbeitsplatz von Kolle¬ 
gen oder Vorgesetzten sexuell belästigt. 
Die Spannweite reicht hier von auf¬ 
dringlichen Blicken bis zu Vergewalti¬ 
gung. Wenn wir jetzt über sexuelle Be¬ 
lästigung reden, darf das (Berufs-)Le- 
ben außerhalb der Kreativbranche nicht 
ausgeblendet werden. Denn auch hier 


stehen Frauen vor der Entscheidung: sie 
wehren sich gegen sexuelle Belästigun¬ 
gen und verbauen sich damit berufliche 
Chancen. Sexuelle Belästigung ist im 
Berufsleben an der Tagesordnung und 
das macht es so schwer, sich dagegen zu 
wehren. Natürlich kann man dem Chef 
sagen, dass der „Klaps auf den Hintern“ 
nicht okay ist, aber dann kann man sich 
auch die Chancen bei der nächsten Be¬ 
förderung oder Gehaltsverhandlung 
ausrechnen. Natürlich kann man als 
Kellnerin dem Gast in der Kneipe sa¬ 
gen, dass anzügliche Sprüche nicht okay 
sind, aber Trinkgeld kann man sich dann 
auch abschminken. Um sexuelle Beläs¬ 
tigung zu verhindern, muss sich in der 
Gesellschaft grundlegend etwas ändern, 
da ist es mit einer Diskussionsrunde und 
„so vielen Filmen von Frauen wie noch 
nie“ auf der Berlinale nicht getan. Trotz 
all der Debatte waren von den vierund¬ 
zwanzig Filmen im Wettbewerb um den 
Goldenen Bären übrigens nur vier von 
Frauen. 



Eigentlich brauchen die USA keine Gründe mehr zu nennen für ihre Feldzüge für „Freiheit“ und „Demokratie“. Und den¬ 
noch gibt es Menschen wie Nimrata „Nikki“ Haley, UN-Botschafterin bei den Vereinten Nationen. Sie ist das menschliche 
Gesicht des US-lmperialismus, weil US-Präsident Donald Trump es nicht ist. Sie versucht regelmäßig verständliche Argu¬ 
mente und Beweise zu liefern, warum die Bösen die Bösen sind. So „bewies“ Haley im Dezember letzten Jahres, dass der 
Iran den Nahen Osten destabilisiere und Waffen an die Huthi-Rebellen im Jemen liefere (siehe Bild), ein Auftritt, der an 
den damaligen US-Außenminister Colin Powell erinnert, der uns 2003 erzählte, der Irak besitze Massenvernichtungswaf¬ 
fen. Derzeit fabuliert sie übereinen Chemiewaffen-Einsatz durch die syrische Regierung. Während Präsident Trump in auf¬ 
geblasener Pose Drohungen in alle Richtungen ausstößt, ist bei Haley zu befürchten, dass einem ihrer „diplomatischen“ 
Auftritte Taten folgen werden. Imö 


Zweite Reihe 

Wo die SPD noch Zukunft hat • Kolumne von Georg Fülberth 


Der SPD wird derzeit folgende Progno¬ 
se gestellt: Lehnen ihre Mitglieder die 
Große Koalition ab, sei das Selbstmord. 
Stimmen sie zu, bedeute es Siechtum. 
Begleitet werden diese Vorhersagen 
von viel Häme, der sich in den Leitme¬ 
dien überraschenderweise wieder eine 
Spur von Klassenhass beizumischen 
scheint, zu dem diese Partei doch schon 
seit Jahrzehnten keinen Anlass mehr 
gibt. Wer aus ganz anderen Gründen 
an der SPD schon seit 1914 einiges aus¬ 
zusetzen hat, wird bei diesem Nachtre¬ 
ten nicht mitmachen. Das verbietet sich 
aus Gründen der Ästhetik und des Cha¬ 
rakters. 

Für das andere Extrem, Mitleid, 
besteht allerdings schon deshalb kein 
Grund, weil es um die SPD gar nicht 
so schlecht steht, wie manche fürch¬ 
ten, hoffen oder meinen. In der höchs¬ 
ten Staatspolitik allerdings wird sie 
auf längere Zeit nicht die Richtlinien 
der Politik bestimmen. Das ist aber 
nichts Neuen: von 69 Jahren BRD hat 
sie nur 20 den Kanzler gestellt. Aber 
nach wie vor sind Sozialdemokrat(inn) 
en in mehreren Bundesländern 
Ministerpräsident(inn)en. Auch in den 
Kommunen ist die SPD breit veran¬ 
kert. Auf diesen beiden nachgeordneten 
Ebenen bringt diese Partei mehr Kom¬ 
petenz mit als im Bund. Da geht es nicht 
um den ersten Platz neben dem Thron 
des Kapitals, sondern um Vor- und 
Nachsorge, Infrastruktur, Sozialpolitik 
und um die so genannten „weichen“ 
Themen. Um einiges davon kümmern 
sich auch Kirchen und Wohlfahrtsver¬ 
bände, aber das reicht nicht aus. 


Wer sich in Gemeindevertretun¬ 
gen, Stadtverordnetenversammlungen, 
Kreistagen, Magistraten und Bürger¬ 
meistereien umsieht, wird kompetentes 
sozialdemokratisches Personal finden, 
das sich dort ebenso sicher bewährt wie 



Georg Fülberth 


es auf Bundesebene versagt. (Manch¬ 
mal sind es dieselben Personen, die un¬ 
ten Großes leisten, und versagen, so¬ 
bald sie zu weit aufsteigen.) Und selbst 
in den Großen Merkel-Koalitionen 
konnten SPD-Minister(innen) punkten, 
wenn sie auf den angestammten Kom¬ 
petenzfeldern ihrer Partei blieben, zum 
Beispiel Andrea Nahles im Arbeitsmi¬ 
nisterium. Als Sanitätsgefreite werden 
sie also zuweilen auch in Bundesregie¬ 
rungen nützlich. Geraten sie an die gro¬ 
ße Politik, kann es schlimm ausgehen: 
Schmidt und die „Nachrüstung“, Schrö¬ 
der und die Agenda 2010. Da handeln 
sie nicht in eigener Sache (nämlich ir¬ 
gendwie doch, wenngleich um viele 
Ecken herum, für die Unterschichten), 
sondern in Auftragsverwaltung fürs Ka¬ 


pital. Das nützt zwar diesem, schadet 
aber regelmäßig der SPD. 

Wer nach Ausnahmen sucht, verfällt 
auf Willy Brandt. Die Ostverträge wa¬ 
ren große internationale Politik, und 
diese Aufgabe hat tatsächlich die SPD 
wahrgenommen. Es war eine Ausnah¬ 
me: Die CDU/CSU hatte sich zu dumm 
angestellt und war drauf und dran, den 
letzten verbliebenen Schleichweg zur 
kapitalistischen Wiedervereinigung zu 
übersehen. Solche historischen Einzel¬ 
momente gibt es, ähnlich wie 1918, als 
eine Partei gebraucht wurde, die sich 
von den Generälen die Verantwortung 
für die Kriegsniederlage zuschieben 
ließ und den alten Eliten die Macht 
sicherte. Dafür gibt es anschließend 
Haue, und so geschah es ja auch. 

Der SPD-Ministerpräsident Ste¬ 
phan Weil sagte kürzlich, er habe schon 
lange nicht mehr gehört, dass seine 
Wähler(innen) von ihm etwas über die 
Bürgerversicherung hätten erfahren wol¬ 
len. Sie hätten viel kleinere Dinge von ihm 
verlangt und seien ihm dankbar, wenn er 
sich darum kümmere. Nun wäre die Bür¬ 
gerversicherung ja durchaus ein sozial¬ 
demokratisches Thema. Aber die Leute 
wissen zugleich, dass hierzu noch etwas 
Anderes gehört: entschlossener Kampf 
gegen das Kapital und für eine Umvertei¬ 
lung von oben nach unten. Den trauen sie 
der Sozialdemokratie nicht zu, nehmen ihr 
übel, wenn sie so tut als ob (Schulz) und 
begrüßen es, wenn es von ihr wenigstens 
Fahrradwege und Parkplätze gibt. 

Als eine solche Partei der zweiten 
Reihe hat die SPD durchaus noch eine 
Zukunft. 


Werner Sarbok zu Gebühren für Polizeieinsätze bei der Bundesliga 


Brot und Spiele 


Das Oberverwaltungsgericht Bremen 
hat dem Bundesland Bremen Recht 
gegeben, Gebühren für Polizeieinsätze 
bei sogenannten Hochrisikospielen der 
Bundesliga von der Deutschen Fußball 
Liga (DFL) verlangen zu dürfen. Da¬ 
mit darf Bremen den Fußballverband 
an den Mehrkosten beteiligen, die durch 
den Einsatz von zusätzlich etwa 1 000 
Polizeibeamten entstehen. Bei „norma¬ 
len“ Spielen werden etwa 200 Polizisten 
aufgeboten. Ein solches Hochrisikospiel 
ist beispielsweise bei einem Keller-Der¬ 
by zwischen dem SV Werder Bremen 
und dem Hamburger SV gegeben. 

Der Hintergrund ist in vielfacher 
Hinsicht ein Trauerspiel: Nicht nur, 
dass es eine beachtliche Anzahl von 
Menschen gibt, die es sich zur Aufga¬ 
be gemacht haben, sich gegenseitig auf 
die Fresse zu hauen, um irgendwelchen 
Frust abzubauen. Da ist auch das hoch¬ 
verschuldete Bundesland Bremen, das 
nach jedem Strohhalm greift, um sich 
bis ins Jahr 2020 zu retten - dann soll 
der neue Länderfinanzausgleich 400 
Millionen Euro in die leeren Kassen 
spülen. 

Dann ist da die Kommerzialisierung 
des Sports und der Fußballbundesliga 
im Besonderen zu bedauern, aber im 
Marx-Jahr 2018 sei daran erinnert, dass 
die Bourgeoisie nicht nur dem Famili¬ 


enverhältnis, sondern auch dem Sport 
seinen rührend-sentimentalen Schlei¬ 
er abgerissen und auf ein reines Geld¬ 
verhältnis zurückgeführt hat. Wenn das 
Geschäftsmodell des Profisports beibe¬ 
halten werden soll, dann ist es logisch, 
dass Gewinne privatisiert werden und 
der Staat die Kosten trägt - machen die 
Automobilindustrie, die Energiemafia, 
die Flughafen- und Krankenhausbetrei¬ 
ber ja auch nicht anders. 

Die Sicherheitsauflagen sind inzwi¬ 
schen so ausgeprägt, dass kommerziel¬ 
le und nichtkommerzielle Veranstalter 
über die Kosten stöhnen. Bürokraten, 
die Auflagen erteilen, um mögliche Ter¬ 
roranschläge unmöglich zu machen, 
machen auch jegliche Art von Fest mit 
mehr als drei Teilnehmerinnen unmög¬ 
lich. Sich unsittlich abtasten zu lassen, 
um dann anschließend eingezäunt bei¬ 
sammen zu stehen und ein Glas Bier 
für sechs Euro zu trinken, gefällt auch 
nicht jedem. 

Der Gedanke drängt sich auf, dass 
nach diesem Modell zukünftig auch 
Veranstaltern von Demonstrationen 
die Rechnung für den Einsatz der ord¬ 
nenden Kräfte der Staatsmacht prä¬ 
sentiert werden könnten. Da gibt es so 
einiges, was die Herrschenden gerne 
mit dem Label „Hochrisiko“ versehen 
würden. 


Jan von Hagen zur Personalie Spahn 


An der Sache vorbei 


Jetzt also Jens Spahn als Bundesge¬ 
sundheitsminister - so ist zumindest 
der Plan von Merkels CDU, wenn die 
Große Koalition zustande kommt. 
Nach Philipp Rösler und Daniel Bahr 
folgt, nur unterbrochen durch Hermann 
Gröhe, wieder ein Politiker, der neben 
der fraglichen fachlichen Eignung vor 
allem Signale im Machtspiel der Re¬ 
gierungsparteien und der CDU setzen 
soll: Die Einbindung eines prominenten 
Merkel-Kritikers und der von den lau¬ 
ernden Nachwuchspolitikern erwarte¬ 
te Generationenwechsel sind sicherlich 
die Hauptgründe für die Wahl des ge¬ 
lernten Bankkaufmanns und studierten 
Politikwissenschaftlers. Und diese Rol¬ 
le hat er sich trotz sechs Jahren in der 
Funktion des Gesundheitspolitischen 
Sprechers der CDU/CSU-Fraktion 
nicht etwa in gesundheitspolitischen 
Fragen erarbeitet, sondern eher mit 
seiner klaren Forderung nach einem 
Burka-Verbot vor zwei Jahren. Weiter 
Zitate gefällig aus dem entsprechenden 
Interview? „Jedem, der sich auf den 
Weg nach Deutschland macht, muss 
klar sein, dass sein Leben hier ganz an¬ 
ders aussehen wird als in der Heimat“, 
sagte er der Zeitung „Die Welt“. „Er 
sollte es sich genauer überlegen, ob er 
wirklich in diese westliche Kultur hier 


will.“ Die Einforderung einer härteren 
flüchtlingspolitischen Linie passt in 
dieses Gesamtbild. Folgerichtig stellte 
Spahn keine 24 Stunden nach seiner 
vorläufigen Ernennung klar, dass ihn 
ein Kabinettsposten keinesfalls daran 
hindern wird, auch weiterhin Kritik zu 
gesellschaftlich relevanten Fragen, wie 
der Flüchtlingspolitik, zu äußern. 

Um einzuschätzen, was die Pati¬ 
entinnen und Patienten sowie die Be¬ 
schäftigten im Gesundheitssystem von 
ihm erwarten dürfen, reicht ein Blick 
in Spahns Vergangenheit. Er verhan¬ 
delte die Gesundheitsreform 2007 in 
der Regierungsarbeitsgruppe mit: Die 
Einführung des Gesundheitsfonds und 
die Ermöglichung von Wahltarifen in 
der Krankenversicherung hatte eher 
die Krankenkassen und Spitzenverdie¬ 
ner im Blick. Zu einer Verbesserung 
der Krankenversorgung oder besseren 
Arbeitsbedingungen in den Kliniken 
hat sie nicht geführt. Aber das war ja 
auch damals politisch schon nicht ge¬ 
wollt. Und der Koalitionsvertrag, der 
als Handlungsleitlinie für den Bundes¬ 
gesundheitsminister verstanden werden 
kann, bekämpft die wirklichen Fehler 
des Gesundheitssystems auch nicht. 
Das werden die Beschäftigten weiter 
selbst in die Hand nehmen müssen. 
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Über die neue Privatisierungswelle 

Lunapark 21 und ein Buch von Kay Eicker-Wolf und Patrick Schreiner zur Grundgesetzänderung von 2017 


E rst 2017, also relativ kurz vor der 
Bundestagswahl, hat die damals 
regierende Große Koalition jene 
Grundgesetzänderung durchgezogen, 
die die Grundlage für eine neue Pri¬ 
vatisierungswelle darstellt. Das Neue 
daran war auch, dass die Betreiber 
ihre Absichten zu verbergen versuch¬ 
ten. Vom Herbst 2016 bis zum Frühjahr 
2017 waren die offiziellen Medien, die 
Mainstream-Presse voll mit Nachrich¬ 
ten vom Typ: „Gabriel stoppt Auto¬ 
bahn-Privatisierung“ („ Süddeutsche “ 
21.11.2016 ) oder „Überlegungen inner¬ 
halb der Bundesregierung für eine Teil¬ 
privatisierung der geplanten Betreiber¬ 
gesellschaft für Autobahnen sind vom 
Tisch“ („Tagesschau“, 24.11.2016). Die 
Zitate haben Kai Eicker-Wolf und Pa¬ 
trick Schreiner gesammelt. Sie führen 
sie an in ihrem Buch „Mit Vollgas in 
die Privatisierung^ um zu belegen, wie 
trickreich die regierenden Politiker 
vorgingen, um zu verbergen, was sie 
vorhatten. Nichts war vom Tisch. Sig¬ 


mar Gabriel, damals noch Wirtschafts¬ 
minister, Vizekanzler und Vorsitzen¬ 
der der SPD, hatte die neue Privatisie¬ 
rungswelle wesentlich mit eingeleitet 
und viel dazu beigetragen, seine Partei 
und ihre Funktionsträger zum stram¬ 
men Mitmachen zu bewegen. Erst im 
Juni 2017 wurde die Änderung des 
Grundgesetzes mit der notwendigen 
Zweidrittelmehrheit von Bundestag 
und Bundesrat beschlossen. 

UZ-Leser werden in dem genann¬ 
ten Buch nichts grundsätzlich Neues 
erfahren. Aber sie erhalten hier eine 
Bestandsaufnahme darüber, wie diese 
Beschlüsse zustande kamen. Es wird 
deutlich, wie schwer es ist, sich gegen 
die Privatisierungspolitik zu wehren. 
Wer das tut, muss nicht nur die Öffent¬ 
lichkeit überzeugen, dass die Privati¬ 
sierung öffentlicher Dienstleistungen, 
für die Bürger schädlich sowie für die 
Staats- oder Gemeindefinanzen teuer 
ist, er muss auch glaubwürdig darlegen 
können, dass Privatisierungen über¬ 


haupt geplant sind und stattfinden. 
Der Blog des „Handelsblatt“-Redak- 
teurs Norbert Häring (norherthaering. 
de) und der des Buchautors Schreiner 
(annotazioni.de) spielten dabei eine 
sehr positive Rolle, vor allem aber die 
Bürgerinitiative „Gemeingut in Bürge¬ 
rinnenhand“ (GiB). Verwiesen sei auch 
auf Werner Rügemer, der nun seit ei¬ 
nigen Jahrzehnten einen effektiven 
Aufklärungskampf gegen die Privati¬ 
sierungspest führt. Sein Buch „Priva¬ 
tisierung in Deutschland, Eine Bilanz“ 
(Münster, 2. Auflage 2006) sei hier 
denjenigen empfohlen, die sich für die 
Privatisierung als entscheidender Be¬ 
standteil der internationalen Gegen¬ 
reform (oder besser Konterrevolution) 
interessieren. 

So weit holen Eicker-Wolf und 
Schreiner nicht aus. Vielmehr enthält 
ihr Buch vor allem wertvolle Details 
über das Vorgehen der Privatisierer, 
die Interessen der Finanzunterneh¬ 
men, Banken und Versicherungen an 


einer höheren Rendite, die Methode 
der Geheimhaltung der Verträge usw. 
Wer sich gegen die Privatisierung einer 
Schule oder eines Krankenhauses weh¬ 
ren muss, findet nützliche Hinweise. 

Besonders erfreulich ist es, dass die 
Autoren die fatale Grundsatzentschei¬ 
dung der „Schuldenbremse“ hervor¬ 
heben. Auch das war 2009 eine Ände¬ 
rung des Grundgesetzes. Sie gab vor, 
die Staatsfinanzen dauerhaft schonen 
zu wollen. Sie bewirkt in der Praxis das 
Gegenteil. Denn sie nimmt den Parla¬ 
menten die Möglichkeit, ökonomisch 
sinnvolle Investitionen oder über¬ 
haupt Entscheidungen zu treffen. Die 
Finanzverpflichtungen, die öffentliche 
Körperschaften eingehen, wenn sie öf¬ 
fentliche Leistungen Privaten zum Teil 
oder ganz übertragen, werden nicht als 
Schuldenzuwachs verbucht. Aber es 
sind Zahlungsverpflichtungen in der 
Zukunft, die in der Regel höher sind 
als eine einfache Erhöhung der öffent¬ 
lichen Schulden. 

Dem Thema Privatisierung ist auch 
eine gerade erschienenes Extraheft 
der Zeitschrift „Lunapark 21“ gewid¬ 
met. Schreiner, Eicker-Wolf und das 
Vorstandsmitglied der GiB Carl Waß- 
muth finden sich hier unter den pro¬ 
minenten Autoren. Waßmuth, Katrin 
Kusche und der Chefredakteur von 
„Lunapark“ und gelegentliche Autor 
in der UZ Winfried Wolf haben das 
Sonderheft zusammengestellt. Es ist 
bunt und vielfältig geworden. Leider, 
muss man sagen. Denn die Privatisierer 
greifen nach allem, was noch nicht pri¬ 
vatem Renditestreben unterworfen ist. 
Allerdings findet sich im Heft auch ein 
Missgriff: Daniela Dahn schreibt unter 
der Überschrift „Warum Staat und Ei¬ 
gentum getrennt werden müssen“ über 
Begriffliches und geht mit den Begrif¬ 
fen kühn um. Sie stellt „staatliches Ei¬ 
gentum“ dem „Gemeineigentum“ ent¬ 
gegen, in das laut Grundgesetz, Arti¬ 
kel 15, Grund und Boden, Naturschätze 
und Produktionsmittel überführt wer¬ 
den können. Dass Staaten das Gemein¬ 
eigentum privatisieren, ist laut Dahn 
Grund genug, Staatseigentum dem Ei¬ 
gentum Privater gleichzusetzen. Sie be¬ 
klagt, dass der „Souverän“ beim Staats¬ 
eigentum nicht die Kontrolle ausübt 


oder ausüben kann. Sie sollte beklagen, 
dass der Souverän (auch Volk genannt) 
die Macht im Staat eben nicht ausübt. 
Die Frage, welche Rolle Staatseigen¬ 
tum oder öffentliches Eigentum im 
Kapitalismus spielt oder spielen sollte, 
ist einiger ernsthafter Gedanken wert. 

Lucas Zeise 

Kai Eicker-Wolf, Patrick Schreiner: Mit 
Tempo in die Privatisierung, Köln 2017, 
194 S., 14,90 Euro 

Lunapark 21 Extra Nr. 16/17: ÖPP, Berlin 
2018 
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Trickreich gingen die regierenden Politiker bei der Planung der Autobahnprivatisierung vor um zu verbergen, was sie vorhat¬ 
ten. Im Juni 2017 wurde dann eine Änderung des Grundgesetzes beschlossen (Braunschweig, Autobahnbrücke der A392 über 
die Oker, 8. April 2016 / Ausschnitt) 



ln finsteren Zeiten 

Dokumentation der Abwehrkämpfe 


Wir leben in ziemlich finsteren Zei¬ 
ten. Die neoliberale Kapitaloffensive 
geht weiter. Der Klassenkonflikt hat 
seine revolutionäre Schärfe verloren; 
die kommunistischen und linkssozi¬ 
alistischen Parteien in zahlreichen 
Ländern ihre Stärke. Umso wichti¬ 
ger ist es genau hinzusehen, wo sich 
Abwehrkämpfe von Belang entwi¬ 
ckeln, in welchen Ländern wer mit 
welchen Mitteln diese Kämpfe führt. 
Die vorliegende Broschüre, ein Ge¬ 
meinschaftsprojekt von LabourNet 
Germany und der Reihe „Ökonomi¬ 
sches Alphabetisierungsprogramm“ 
des pad-Verlages/Bergkamen doku¬ 
mentiert diese kurzfristigen Proteste 
und Kämpfe im Jahre 2016. Autoren 
sind Mag Wompel und Helmut Weiss 
von http://www.labournet.de. 

Informiert wird ausführlich über 
die größte sozialpolitische Bewe¬ 
gung dieses Jahres, die sich in Frank¬ 
reich gegen das neue Arbeitsgesetz 
unter den Bedingungen der dorti¬ 
gen Notstandspolitik entwickelte. 
Anliegen des Gesetzes war es unter 
anderem Entlassungen zu verein¬ 
fachen und Überstundenbezahlung 
zu kürzen. Nach Angaben der be¬ 
teiligten Gewerkschaften demons¬ 
trierten am 14. Juni allein in Paris 
eine Million Menschen und 300 000 
im übrigen Frankreich. Die mediale 
Berichterstattung „meldete“ ledig¬ 
lich 125 000 Teilnehmer landesweit. 
Dokumentiert wird außerdem der 
Kampf der Lehrer und insbesondere 


ihrer Gewerkschaft SNTE in Mexiko 
gegen die auf eine rigorose Privati¬ 
sierung abzielende Bildungsreform 
der mexikanischen Regierung. Im 
Zusammenhang mit den Protesten 
und Streikaktionen gab es neun To¬ 
desopfer, 23 „Verschwundene“ und 
45 Menschen in Krankenhäusern. 
Die Regierenden setzten auf massive 
Einschüchterung: militärische Beset¬ 
zungen von Gemeinden, willkürliche 
Verhaftungen und mediale Lynch¬ 
justiz. In Brasilien sprach Redakteur 
Helmut Weiss mit Aktivistinnen und 
Aktivisten, die mit Demonstrationen 
und Streiks gegen die Absetzung der 
Präsidentin Dilma Rousseff von der 
sozialdemokratischen Arbeiterpar¬ 
tei am 17. April durch das brasiliani¬ 
sche Abgeordnetenhaus berichteten. 
2016 fand der bisher größte Streik in 
der indischen Geschichte statt. Am 
2. September 2016 streikten und de¬ 
monstrierten mehrere zehn Millio¬ 
nen Lohnabhängige. Ziele waren ein 
Ende der Leiharbeit, ein ausreichen¬ 
der Mindestlohn und eine Verbesse¬ 
rung der Arbeitsgesetze. Erfolgreich 
beendet werden konnte in Portugal 
der Dockerstreik am 28. Mai gegen 
Prekarisierung in Lissabon. Leihar¬ 
beit wurde abgeschafft, Entlassungen 
zurückgenommen. Berichtet wird fer¬ 
ner über die Entwicklung einer eigen¬ 
ständigen Gewerkschaftsbewegung 
in China, so bei der Walmart-Beleg- 
schaft. Dokumentiert wird der Kampf 
der britischen Radfahrkuriere für ei¬ 


nen Stundenlohn von acht Pfund pro 
Stunde und der Kampf um die Aner¬ 
kennung der Basisgewerkschaft In- 
dependant Workers Union of Great 
Britain. 

Vermisst habe ich eine Dokumen¬ 
tation der zahlreichen Streiks und 
Demonstrationen gegen die Spar¬ 
diktate der EZB und der Europäi¬ 


schen Kommission in Griechenland. 
Neben der konkreten Dokumentati¬ 
on der Abwehrkämpfe wäre auch je¬ 
weils eine Streikstatistik wünschens¬ 
wert (möglichst aller kapitalistischen 
Hauptländer). Ratsam aber ist vor al¬ 
lem, die mit diesem Heft begonnene 
Reihe fortzusetzen. 

Ekkehard Lieberam 


Mag Wompel, Helmut Weiss, Best of- 
LabourNet Internationales, 

Berkamen 2017, pad-Verlag, 71 Seiten, 
5,- Euro. 


pad-Verlag - Am Schlehdorn 6-59192 

Bergkamen 

pad-verlag@gmx.net, 


Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Nr. 113 


Das neue Heft von Z. wird in diesen Tagen ausgeliefert. 
Es hat den Schwerpunkt „Arbeit und Ausbeutung“ und 
ist-wie das Heft 116, das im Dezember erscheint,-dem 
200. Geburtstag von Karl Marx gewidmet. 

Dazu heißt es im Editorial des neuen Heftes: „Die zen¬ 
trale Frage für Marxistinnen und Marxisten stellt sich je¬ 
doch ganz unabhängig von diesem Jahrestag als dauer¬ 
hafte Herausforderung: Es ist die nach der Aktualität des 
Marx’schen Denkens und der Fähigkeit seiner heutigen 
Anhänger, die inneren Widersprüche der globalen kapita¬ 
listischen Entwicklung adäquat zu fassen und eine Kapita¬ 
lismuskritik zu entwickeln, die Zugänge zu dessen Über¬ 
windung und eine Perspektive eröffnet,,alle Verhältnisse 
umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein 
geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist'. 
,Marx20o’ist Gelegenheit,diese Frage in aller Deutlichkeit 
gegen den zu erwartenden Tenor der öffentlichen Medien 
und Publizistik zu stellen, die Marx attestieren werden, die 
krisenhafte Entwicklung und Dynamik des Kapitalismus 
zwar überraschend gut beschrieben zu haben, aber für die 
Zukunft nicht befragbar zu sein.“ 

Das aktuelle Heft behandelt praktische und theore¬ 
tische Aspekte von Arbeitskämpfen sowie Arbeit und 
Ausbeutung: Arbeitskämpfe um Arbeitszeit, Lohn und 
Arbeitsbedingungen werden in Beiträgen von Robert 
Sadowsky, Isa Paape, Werner Siebler und Michel Fütterer 
analysierrt. Hier kommen Gewerkschaftssekretäre, Be¬ 
triebs- und Personalräte zu Wort. Zu Arbeit und Ausbeu¬ 
tung gibt es Analysen von Klaus Müller, Erik Olin Wright, 


Harald Werner, Heinz-Jürgen Krug, Marcus Schwarzbach 
und Rolf Schmucker zu politisch-ökonomischen, soziologi¬ 
schen und sozialstrukturellen Aspekten von Ausbeutung 
im heutigen Kapitalismus. 

Neben dem Schwerpunkt enthält das neue Heft von Z. 
eine Reihe weiterer Artikel, darunter einen von Thomas Ku- 
czynski, der die gängige Formulierung von der „Inwertset¬ 
zung der Natur“, eine im Konzept des „grünen Kapitalis¬ 
mus“ zentrale Vorstellung, hinterfragt. Die Neuedition der 
„Deutschen Ideologie“ von Marx und Engels im Rahmen der 
MEGA wird - mit Rückgriff auf die Editionsgeschichte-von 
Winfried Schwarz erläutert. 

Weitere Beiträge: Mit Blick auf die i968er-Bewegung 
wurde Wolfgang Abendroths erstmals 1978 erschienener 
Artikel überden Weg der Studenten zum Marxismus aufge¬ 
nommen. Mit Kersten Artus' Beitrag über„Linke und Prosti¬ 
tution“, dem von Dieter Boris über „Populismus-Debatte“ 
und dem Artikel von Kai Wagner über „Linke, Nation und 
Rechtspopulismus“ werden Debatten fortgeführt.Thomas 
Metscher schreibt über Probleme der ästhetischen Termi¬ 
nologie. Jens Grandt geht es in „Gott im Geld-Wirtschafts¬ 
theorie und -politik als Religion“ um Ideologiekritik.Dazu 
enthält das Heft eine Zeitschriftenschau,Tagungsberichte 
und Buchbesprechungen. 

Z113 (März 2018), 224 Seiten. Einzelheftbezug 10,-Euro). 

Bestellungen über redaktion@zme-net.de oder www. 
zeitschrift-marxistische-erneuerung.de 
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Neue (Irr-)Wege für das Kino 

Bilanz der 68. Berlinale 


D ie Berlinale im Jahr 1 nach Wein¬ 
stein und Metoo-Bewegung. Zwar 
hatte Hollywood außer Wes An¬ 
dersons Animationsfilm „Isle of Dogs? 
der immerhin den Regie-Bären bekam, 
kaum Nennenswertes zum Wettbewerb 
geschickt, aber den Petitionen, Hashtags 
und Debatten um sexuelles Fehlverhal¬ 
ten im Filmgewerbe entging Festivalchef 
Kosslick nicht. Den Roten Teppich wie 
gefordert schwarz zu streichen lehnte er 
als „Symbolpolitik“ zwar ab, versprach 
aber die Einrichtung einer anonymen 
Beratungsstelle und verwies darauf, dass 
immerhin vier Regisseurinnen es mit ih¬ 
ren Filmen in den Wettbewerb geschafft 
hatten. Sichtlich tiefer beugte sich die In¬ 
ternationale Jury den Forderungen der 
Metoo-Bewegung: Der Goldene Bär und 
fünf weitere der zehn Hauptpreise gin¬ 
gen an Frauen - sechs zu vier, ein klarer 
Sieg! Hätte Jurypräsident Tom Tykwers 
das gemeint mit seiner Maxime, „nicht 
nur zu würdigen, was das Kino kann, son¬ 
dern auch, wo es hingehen kann“ wäre 
dem Festival der wohl umstrittenste 
Goldbär seiner Geschichte erspart ge¬ 
blieben. „Touch me not“ ist eine über sie¬ 
ben Jahre und ohne Drehbuch entstan¬ 
dene Sammlung diverser Sexpraktiken 
in der Regie der Rumänin Adina Pintilie, 
eine Art verfilmter Angebotskatalog ei¬ 
nes Swingerclubs, aus dem in der von mir 
besuchten Vorstellung etwa ein Drittel 
der Zuschauer vorzeitig flüchteten. Soll 
das die Zukunft des Kinos sein? 

Auch der Silberbär für „Twarz“ 
(„Das Gesicht“) der Polin Malgorzata 


Szumowska kam für viele überraschend. 
Berlinale-Stammgast Szumowska nimmt 
als Hauptfigur einen jungen Hallodri, 
dem nach einem Arbeitsunfall die ers¬ 
te Gesichtstransplantation in der polni¬ 
schen Geschichte zuteil wird; die entstellt 
ihn, macht ihn aber zum Nationalhelden 
und Medienstar, zumal an seiner Bau¬ 
stelle die weltweit größte Jesus-Statue 
entsteht - was aus „Twarz“ eine höchst 
doppelbödige, wenn auch nicht immer 
klare Allegorie auf Polens Gesellschaft 
macht. Ähnlich wie Szumowskas Film 
zeugt „Las Herederas“ von Mut in einer 
repressiven, von Religion geprägten Ge¬ 
sellschaft, denn der aus Paraguay stam¬ 
mende Regisseur Marcelo Martines- 
si wählte als Titelfiguren ein lesbisches 
Paar. Sein Film erhielt den renommier¬ 
ten Alfred-Bauer-Preis, Hauptdarstel¬ 
lerin Ana Brun Silber für die Rolle der 
Chela. Der Iraner Mani Haghighi spielt 
mit seiner schrägen Groteske „Khook“ 
(„Schwein“) auf die Lage der Kultur¬ 
schaffenden in seinem Land an: Ein Se¬ 
rienmörder geht um und tötet die Eli¬ 
te der Filmregisseure - darunter, welch 
feine Selbstironie, Haghighi selbst. Doch 
ausgerechnet Hasan, der sich selbst für 
den Größten unter ihnen hält, obwohl er 
wegen Arbeitsverbots nur billige Werbe¬ 
filmehen drehen darf, lässt er am Leben. 
Eine herrliche Harlekinade mit Hinter¬ 
sinn! 

Vier deutsche Filme im Wettbewerb, 
das gab es bisher fast nie. Noch dazu mit 
einer Breite an Themen und Stilen, wie 
man sie in Zeiten von „Fack ju Göhte 


3“ kaum mehr zu erwarten wagt. Dass 
ein dreistündiges Opus von Philip Grö- 
ning „über Zwillinge,... über Glück und 
Trennung, über Philosophie, Leben, Sex 
und Tod“ (Originalton Presseheft) mit 
dem monströsen Titel „Mein Bruder 
heißt Robert und ist ein Idiot“ bei Pub¬ 
likum oder Jury Anklang finden könnte, 
war kaum zu erwarten. Anders bei Emi- 
ly Atefs „3 Tage in Quiberon“ einer von 
Kameramann Thomas W. Kiennast in 
feinem Schwarzweiß gedrehten Episode 
aus der Mediengeschichte, nämlich dem 
legendären Interview des „Stern“ mit 
dem deutschen Weltstar Romy Schnei¬ 
der in der Bretagne kurz vor ihrem Tod. 
In die Figur des hartnäckigen Intervie¬ 
wers Michael Jürgs, gespielt von Robert 
Gwisdek, hat Atef arg viel Frust über 
nervende Journalisten hinein geschrie¬ 
ben, aber mit Charly Hübner als Fotograf 
Robert Lebeck, Marie Bäumer als Romy 


und Birgit Minichmayr als ihre Freundin 
Hilde eine Idealbesetzung gefunden für 
ein Psychodrama um die Last des Star¬ 
ruhms und das Geschäft der Medien. Bei 
der Jury blieb es zwar erfolglos, wird im 
Kino aber gewiss sein Publikum finden. 

Was das Kino kann und wohin es ge¬ 
hen könnte? Das war zu sehen in Chris¬ 
tian Petzolds Anna-Seghers-Verfümung 
„Transit“ und vor allem in Thomas Stü¬ 
bers „In den Gängen“, die in dem viel¬ 
seitigen Bühnen- und Filmschauspieler 
Franz Rogowski auch noch ihren Haupt¬ 
darsteller teilen. Petzolds Entscheidung, 
Seghers 4 Geschichte aus dem Marseille 
des Jahres 1942 in den Kulissen des heu¬ 
tigen Marseille spielen zu lassen, unter¬ 
legt mit Passagen des Romans, ist zwar 
wegen des Wechsels von Handlung und 
Off-Stimme gewöhnungsbedürftig, ent¬ 
geht aber der Versuchung, das Thema 
Flucht und Verfolgung als historisch erle¬ 


digt abzutun. Rogowski gibt dem Flücht¬ 
ling Georg ein von Angst und Gejagtwer¬ 
den geprägtes Gesicht. Dieser Georg ist 
ständig in Bewegung, denn er spielt eine 
Doppelrolle, einmal in der falschen Iden¬ 
tität eines Schriftstellers, dessen Selbst¬ 
mord ihm die begehrten Ausreisepa¬ 
piere in die Hände spielt, und zugleich 
als Partner von dessen nichts ahnender 
Frau. Ganz anders die Figur, die Rogows¬ 
ki in Stübers Film spielt. Dieser Christian 
steht, vor kurzem aus der Haft entlassen 
und als Packarbeiter in einen Großmarkt 
vermittelt, an seinem ersten Arbeitstag in 
den Schluchten der Getränkeabteilung 
zwischen umhersausenden Gabelstap¬ 
lern, fast stumm, schüchtern und unbe¬ 
holfen bei der Arbeit wie bei der kessen 
Kollegin Marion (Sandra Hüller). Die 
muntert ihn auf, wohl auch, weil sie da¬ 
heim von ihrem Ehemann „nicht gut be¬ 
handelt wird“, wie Christian von seinem 
Vorarbeiter Bruno erfährt. Von Bruno 
lernt er auch Staplerfahren und den al¬ 
ten Brigadegeist, der sich hier aus alten 
DDR-Zeiten noch erhalten hat, und auf 
Brunos Posten wird Christian nachrü¬ 
cken, als diesen die neuen Verhältnisse 
aus dem Leben treiben. Stübers Film mit 
seinen wie abgelauscht genauen Dialo¬ 
gen (Koautor Clemens Meyer!) entdeckt 
für das Kino die Arbeitswelt und das 
Leben der von ihr geprägten Menschen 
ganz neu - nicht als bloße Garnierung 
schicker Komödien, sondern als Erleb¬ 
niswelt jenseits der Traumfabrik. Dahin 
könnte das Kino gehen - wenn es denn 
wollte. Hans-Günther Dicks 



„Transit“: Angst und Gejagtwerden in Marseille 


Eine unbeugsame Frau 

„Die Tat sei unser Losungswort“ • Von Ellen Beeftink 


Die Ehe war der Bruch. Die durch den 
Vater erzwungene Ehe mit dem Fabri¬ 
kanten Samuel Aston. Sie machte die 
Pastorentochter Louise Hoche erst zur 
Frauenrechtlerin, dann zur Revoluti¬ 
onärin. 

Barbara Sichtermann beschreibt in 
ihrem Buch „Ich rauche Zigarren und 
glaube nicht an Gott“ eine Frau, die 
Zeit ihres Lebens für die Rechte von 
Frauen und für soziale Gerechtigkeit 
gekämpft hat. Sie betrachtet dieses 
Leben nicht losgelöst von, sondern im 
Kontext der historischen Bedingungen. 
So entsteht auch ein Bild jener Zeit, des 
sogenannten Vormärz, zu dessen Prota- 
gonistinnen Louise Aston gehörte. 

Louise Franziska wurde am 26. No¬ 
vember 1814 als jüngstes von fünf 
Kindern geboren. Als Pastorentoch¬ 
ter genoss sie eine ziemlich umfassen¬ 
de Bildung, die den meisten ihrer Ge¬ 
schlechtsgenossinnen versagt blieb. Sie 
las viel. Neben dem üblichen bildungs¬ 
bürgerlichen Kanon hatte sie Zugang 
zu Schriften der Frühhegelianer, die 
französischen Frühsozialisten konnte 
sie wohl im Original lesen. Eine unbe¬ 
schwerte Kindheit und Jugend, immer 
gefördert von ihrer Mutter, endet ab¬ 
rupt. Irgendwann ist auch für Pastoren¬ 
töchter das Idyll vorbei. 

Für Louise bedeutet das, einen un¬ 
geliebten, 23 Jahre älteren englischen 
Unternehmer zu heiraten. Auch wenn 
sie sich noch so sehr sträubte. In ihrem 
ersten Roman „Aus dem Leben einer 
Frau“, der 1847 bei Hoffmann & Cam¬ 
pe erschien, hat sie dieses Trauma lite¬ 
rarisch verarbeitet. Da war sie schon 
längst aus ihrer Ehe ausgebrochen. 
1844 ließ sie sich von Aston scheiden. 
Seit Napoleons Code civil war eine 
Scheidung in Preußen möglich, wenn 
auch für Frauen ganz und gar verpönt 
und mit unendlichen Schwierigkeiten 
verbunden. 

Louise, und es gibt keinen Grund 
anzunehmen, dass nicht sie es war, die 
die Scheidung eingereicht hatte, nahm 
alle Anfeindungen auf sich und ging 
mit ihrer vierjährigen Tochter nach 
Berlin. Hier suchte und fand sie das 
intellektuelle, freizügige Klima und 
die geistige Anregung, die sie brauch¬ 
te. Sie eiferte ihrem Vorbild George 


Sand nach, kleidete sich wie ein Mann, 
rauchte öffentlich Zigarren, verkehrt in 
den verschiedenen Szenekneipen, hat 
Liebhaber. Sie will Schriftstellerin wer¬ 
den. Das war in den 1840er Jahren für 
eine Frau kühn und realistisch zugleich. 
Es gab eine revolutionäre Stimmung 
im Land, den sogenannten Vormärz. 
Sie wechselte von der literarischen 
Boheme zu den Junghegelianern. Las 
Ludwig Leuerbachs Religionskritik 
und wusste endlich, warum sie ihren 
kindlichen Gottesglauben verlieren 
musste. Henri de Saint-Simons Credo 
der freien Liebe entsprang ihr Motto: 
„Freiem Leben, freiem Lieben bin ich 
immer treu geblieben.“ 

Louise sieht junge Mädchen in 
konventionellen Ehen seelisch ver¬ 
hungern und stellt die Gretchenfrage 
„Wie hältst du es mit der Religion?“. 
Im 19. Jahrhundert war die soziale Welt 
hierarchisch durchstrukturiert. Vom 
Militär und der Kirche über die Schu¬ 
len und Universitäten zum Handwerk 
bis ins Privatleben. Von Lrauen wur¬ 
de Entsagung, Selbstverleugnung und 
fraglose Anpassung verlangt. Und die 
Kirchenoberen verkündeten dies als 
ihre göttliche Bestimmung. Louise As¬ 
ton kämpft für die Emanzipation der 
Frauen und schließlich für die Eman¬ 
zipation aller Menschen, verknüpft das 
Schicksal der Frauen mit dem der Ar¬ 
beiterklasse. Dazu musste es kommen, 
hatte sie doch das Elend der Arbeiter 
in den Fabriken ihres Mannes gesehen. 
Und sie wusste sehr genau, dass sich 
daran nichts ändern würde, beließe es 
man den Kapitalisten. Sie wurde von 
der individualistischen Rebellin zur 
politischen Aktivistin. 

Mit ihrer harschen Religionskritik 
und dem freimütigen „Ich glaube nicht 
an Gott“ machte sie sich nicht nur bei 
der Obrigkeit keine Freunde. Auch die 
bürgerlichen Frauenrechtlerinnen, die 
zu dieser Zeit erste Versuche unter¬ 
nehmen, Frauen aus ihren Abhängig¬ 
keitsverhältnissen zu befreien, standen 
Louise Aston feindselig gegenüber. 
Sie stellten die Kirche und ihre heilige 
Ordnung nicht in Frage. Kurz und gut, 
diese Frauenrechtlerinnen beschimpf¬ 
ten sie als lasterhaftes Weib, die Po¬ 
lizei wies sie 1846 aus Berlin aus. Sie 


gefährde mit ihren Ansichten über die 
Ehe die öffentliche Ordnung. Es würde 
nicht das letzte Mal sein, dass sie aus¬ 
gewiesen wurde. 

Dennoch war sie in den Jahren 
1846 bis 1850 enorm produktiv, schrieb 
in dieser Zeit drei Romane, mehrere 
Gedichtbände und gründete die Zeit¬ 
schrift „Der Lreischärler für Kunst 
und soziales Leben“. Ihr wichtigs¬ 
tes Werk jedoch ist ihre Streitschrift 
„Meine Emanzipation, Verweisung 
und Rechtfertigung“ nach ihrer ersten 
Ausweisung. Intelligent, scharfsinnig, 
humorvoll und weitblickend klagt sie 
darin die Zustände an. Sie will zu de¬ 
ren Veränderung beitragen, nicht nur 
mit Worten. Nein, sie ist aktiv, lebt ihre 
Vorstellung, und das wird ihr zum Ver¬ 
hängnis. 

Heutige Leserinnen werden ihre 
Romane bestenfalls gewöhnungs¬ 
bedürftig finden. Ihr Schreibstil ist 
schwülstig, kitschig, kaum lesbar. In¬ 
haltlich aber brachte sie ihre Botschaf¬ 
ten unters Volk und traf dennoch den 
Zeitgeschmack. Louise Aston wollte 
und musste von ihren Publikationen 
leben. Es ist also anzunehmen, dass 
sie alles dafür tat, viele Leserinnen zu 
erreichen. Ihre Gedichte dagegen sind, 
wenn auch schlicht im Reim, kraftvoll 
und geeignet zur politischen Agitation. 
Und im „Lreischärler“ nahm sie kein 
Blatt vor den Mund, schrieb trotz al¬ 
ler Schikanen nicht unter Pseudonym. 
In ihrem letzten Roman „Revolution 
und Konterrevolution“ beschrieb sie 
die Ereignisse während der Märzrevo¬ 
lution und die sich anschließende Re¬ 
stauration so faktenreich, dass Barba¬ 
ra Sicht ermann wohl nicht zu Unrecht 
vermutet, sie habe im März 1848 selbst 
auf den Berliner Barrikaden gekämpft. 

Nach der Niederschlagung dieses 
kurzen Kampfes, der 300 Menschen 
den Tod brachte, schloss sich Louise 
Aston einem der zahlreichen Freikorps 
an, die für die Einheit Deutschlands 
im Schleswig-Holstein-Feldzug gegen 
die Dänen kämpften. Die Märzrevo¬ 
lutionäre unterstützten diesen Krieg, 
um die Nationalversammlung, die in 
der Paulskirche tagte, zu stärken. Sie 
erhofften sich davon mehr Lreiheit, 
mehr Rechte und mehr Einfluss auch 


für die größer werdende Arbeiterklas¬ 
se. Sie arbeitete als Krankenschwester 
und traf dabei ihre große Liebe und 
späteren Ehemann, den Arzt Daniel 
Eduard Meier. Die Konterrevolution 
siegte, das Parlament löste sich auf. 
Louise bezeichnet die Abgeordneten 
als Verräter. Wieder wird sie verfolgt 
und ausgewiesen, ihr Mann steht ihr 
bei, verliert darob seine Anstellung 
als Arzt in Bremen. Ein langes Wan¬ 
derleben durch den Osten Europas be¬ 
ginnt. Am 21. Dezember 1871 stirbt sie, 
vermutlich an Tuberkulose in Wangen. 

Barbara Sichtermann erzählt in 
ihrer „Hommage an Louise Aston“ 


von einer in jeder Hinsicht muti¬ 
gen Lrau, deren Radikalität zu früh 
für ihre Zeit kam. Damals wurde sie 
schnell wieder vergessen, heute muss 
sie dem Vergessen entrissen werden. 
Sichtermann gelingt das. „Ich rauche 
Zigarren und glaube nicht an Gott“ 
ist eine ebenso lesenswerte wie leicht, 
ja spannend zu lesende Biographie, 
der viele Leserinnen zu wünschen 
sind. 

Barbara Sichtermann „Ich rauche Zi¬ 
garren und glaube nicht an Gott“ 
Hommage an Louise Aston, Edition 
Ebersbach, 142 Seiten, 16,80 Euro 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Robert Steigerwald 
Sind wir Sklaven der Natur? 

Die Inanspruchnahme der Biologie 
durch den Konservatismus 


Beiträge zur marxistischen Theorie 

Aus der Anthropologie, der Genetik 
und der Sozialbiologie wird Material ge¬ 
schöpft, um die „natürliche“ Unordnung 
der kapitalistischen Gesellschaft, die Herrschaft von Eliten und 
den „starken Staat“ ideologisch zu rechtfertigen. Rober Steiger¬ 
wald analysiert diese Versuche und zeigt ihre Unhaltbarkeit auf. 

Das sind die Kapitel: Konservative Ideologie und Politik heute / 
Zu den Wurzeln heutiger konservativer Philosophie / Neue Rech¬ 
te, Biologie, Weltbild / Antikommunismus, seine Grundmythen 
und Grundmechanismen. 

Edition Marxistische Blätter 1988, 138 Seiten, eingeschweißt, 

4,- Euro plus Porto 

www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Frauen in der kommunistischen Partei 


unsere zeit m 


In die Offensive und nie allein 


Heidi Hummler aus Stuttgart über die Kämpfe in der legalen und illegalen KPD 


UZ: Wie bist du zur KPD gekommen? 

Heidi Hummler: Ich bin in Rheinsberg 
bei Heilbronn geboren und in Heil¬ 
bronn aufgewachsen bis zum fürchter¬ 
lichen Luftangriff im Dezember 1944. 
Wir sind dann zu meinen Großeltern 
nach Buxberg in Baden. Ich musste 
die Schule in Heilbronn abbrechen. In 
Boxberg habe ich bis zum Kriegsende 
Kämpfe miterlebt. 

Bei den ersten Wahlen in der Bun¬ 
desrepublik begann sich meine Mutter, 
die davor völlig unpolitisch war, für Po¬ 
litik zu interessieren - aus Schreck, was 
die Nazis alles getan haben. Sie hat dann 
alle Versammlungen der verschiedenen 
Parteien in Boxberg besucht. Die KPD 
wollte auch eine Versammlung veran¬ 
stalten. Es gab aber keine Kommunis¬ 
ten in Boxberg und da hat sich meine 
Mutter gemeldet und sagte, alle Parteien 
sollten die Möglichkeit haben zu spre¬ 
chen, und erklärte sich bereit die Ein¬ 
ladungsflugblätter für die KPD in Box¬ 
berg zu verteilen. Ich habe dann gesagt, 
ich ziehe aus! Bei einer Kommunistin 
bleibe ich nicht. Dann kamen Kommu¬ 
nisten aus Stuttgart, ehemalige KZler, 
und diskutierten mit meiner Mutter und 
mir. Fakt ist, dass meine Mutter und ich 
gleichzeitig in die KPD eingetreten sind. 

Weil es in Boxberg keine Arbeit für 
mich gab, meinte der KPD-Landtagsab- 
geordnete Julius Schätzle zu mir, wenn 
ich die Höhere Handelsschule mit der 
Mittleren Reife abschließe, dann könn¬ 
te ich bei ihm in der KPD-Landeslei¬ 
tung in Stuttgart arbeiten. 1950 bin ich 
dann nach Stuttgart gezogen. 

UZ: Was waren deine ersten Erfahrun¬ 
gen in Stuttgart? Du hast doch dort auch 
deinen Mann kennengelernt. 

Heidi Hummler: Weil ich alleine in 
Stuttgart war, haben Julius und vor al¬ 
lem Gertrud Strohbach, KPD-Bundes- 
tagsabgeordnete, mich dann bemuttert 
und bevatert. Die sagten, das Mädle, 
die kann net nur unter uns alte Leut 
sein, die muss zur Jugend. Dann haben 
sie mich zur FDJ geschickt. 

Am Königsbau in Stuttgart hing 
ein großes Transparent mit „Kampf 
dem Kommunismus“ und die FDJ be¬ 
schloss dieses Transparent zu entfernen 
und es wurde ein Plan ausgearbeitet. 
Möglichst spät wollte man mit Häm¬ 
mern und Seilen das Transparent ent¬ 
fernen. Ich sollte das Seil unter meinem 
Anorak zum Königsbau bringen. Um 
nicht aufzufallen, sollte ich mit einem 
Genossen ein Liebespaar spielen. Es 
hieß dann, der Genosse Heinz Humm¬ 
ler spielt mit dir das Liebespaar. Ich 


kannte ihn davor noch garnicht. Dann 
haben wir ein Liebespaar gespielt, be¬ 
vor wir eins waren. 

UZ: Welche Auf gaben hattest du zu die¬ 
ser Zeit? 

Heidi Hummler: Die KPD-Landeslei- 
tung hat mich als Instrukteurin die Mo¬ 
bilisierung zu den 3. Weltfestspielen 
vorbereiten lassen. Wir mussten illegal 
über die innerdeutsche Grenze. Auf 
dem Rückweg von den Weltfestspielen 
musste ich miterleben, wie BRD-Gren- 
zer auf uns schossen. Ich bin verhaftet 
und mit 20 Genossen eingesperrt wor¬ 
den. Ich war fünf Wochen im Gefängnis 
in Bamberg ohne Anwalt, ohne Haftbe¬ 
fehl. Meine Genossen haben dann ei¬ 
nen Hungerstreik begonnen. Ich habe 
mich dem angeschlossen, aber nur einen 
Tag gefastet, weil mich dann der KPD- 
Bundestagsabgeordnete Rudolf Kohl 
im Gefängnis besuchte und dann klar 
wurde, dass ich noch minderjährig war 
und sie gegen sämtliche Gesetze versto¬ 
ßen hatten. Dann wurden wir Hals über 
Kopf freigelassen und die ganze Sache 
vertuscht. Später beim Prozess wurden 
nur die Genossen verurteilt, die beim 
Grenzübertritt verletzt wurden. Ich 
stand zwar in der Anklageschrift, wurde 
aber während der ganzen Verhandlung 
nicht ein einziges Mal erwähnt. 

Wir haben damals den Fehler ge¬ 
macht, dass wir so was zu wenig thema¬ 
tisiert haben. Wir haben uns gedacht, 
das ist halt der Klassengegner. Wir hät¬ 
ten mehr publik machen müssen, dass 
sie sich wie ihre Vorgänger, die Nazis, 
verhielten. 

UZ: Und nach der Haft? 

Heidi Hummler: Nachdem ich aus der 
Haft entlassen worden war, habe ich 
wieder für die KPD-Landesleitung ge¬ 
arbeitet. Im Zuge der „Ohne-mich“-Be- 
wegungen gegen die Remilitarisierung 
der BRD bin ich mit Heinz und den Ge¬ 
nossen nach Essen zur Friedenskarawa¬ 
ne gefahren. Im Sonderzug nach Essen, 
der aus München kam, habe ich Philipp 
Müller am Stuttgarter Hauptbahnhof 
kennen gelernt. Ein lustiger, netter und 
gut aussehender Bayer. Mit dem habe 
ich geflirtet. In Essen habe ich dann ge¬ 
sehen, wie Polizisten ihn auf den Wa¬ 
gen geworfen haben. Auf der Rückfahrt 
hörte ich dann, dass „Fips“ tot war. 

UZ: Du hast mit Philipp Müller geflirtet 
und warst aber mit Heinz zusammen? 

Heidi Hummler: Na ja, wenn sich Ju¬ 
gendliche halt kennen lernen, da macht 


man seine Späße, so von Abteil zu Ab¬ 
teil. Der Zug wurde ja auch immer vol¬ 
ler, da stiegen noch später welche zu 
und dann war ... 

UZ:... Party? 

Heidi Hummler: Ja, so würden das heu¬ 
te die jungen Leute sagen! 

UZ: Die KPD wurde dann 1956 wider¬ 
rechtlich verboten. Wie hast du darauf 
reagiert? 

Heidi Hummler: Ich habe mich in an¬ 
deren Organisationen verankert. Ich 
war in der Gewerkschaft und bei den 
Naturfreunden, die in Stuttgart und 
Umgebung eine größere Rolle spielten. 
Ich wurde zuerst zur Kindergruppen¬ 
leiterin und dann zur Jugendgruppen¬ 
leiterin gewählt. Heinz war Betriebsrat. 
Und dann haben wir immer Kandida¬ 
turen gehabt. Nach dem KPD-Verbot 
gab es in Baden-Württemberg bei der 
ersten Wahl die Demokratische Linke, 
später die Deutsche Friedensunion. 

Wir waren in Fünfergruppen organi¬ 
siert und trafen uns heimlich. Das Über¬ 
ängstliche kam noch aus der Nazizeit. 
Aus meiner Gruppe waren dann alle bei 
den Naturfreunden aktiv und angese¬ 
hen, aber immer auch bekannt als Kom¬ 
munisten. Ich erinnere mich an keine 
Zeit, wo wir nicht verankert waren. 

Der Vorteil von Stuttgart als Groß¬ 
stadt war, dass die ganzen Friedensak¬ 
tionen gegen den Vietnamkrieg hier 
stattfanden. Da waren die ganzen lin¬ 
ken Jugendgruppierungen und bei den 
Studenten veränderte sich der SDS 
vom sozialdemokratischen Studenten¬ 
bund zum praktisch marxistischen. 

UZ: Wie habt ihr es geschafft als illegale 
Organisation an die Jugend- und Stu¬ 
dentengruppen ran zu kommen? 

Heidi Hummler: Bei Heinz und mir 
war es klar, dass wir Kommunisten sind. 
Heinz hat immer für die Demokrati¬ 
sche Linke und später für die Deut¬ 
sche Friedensunion kandidiert. Dort 
wurde immer gesagt, dass er Kommu¬ 
nist ist. Zudem wurde sein Vater im 3. 
Reich hingerichtet. Da war der Name 
Hummler eh als Widerstandskämpfer 
bekannt. 

Niemand konnte behaupten, Kom¬ 
munisten unterwandern die Natur¬ 
freunde oder die Gewerkschaft, weil 
wir verankert waren. Es kamen mal 
Leute auf mich zu und meinten, uns 
geht es nichts an, was Sie machen, aber 
wenn Sie etwas zu verstecken haben, 
dann geben Sie es uns. Ich habe ihnen 


dann meine Schreibmaschine aus der 
KPD-Landesleitung gegeben. 

UZ: Wie kam der Gedanke einer legalen 
Partei auf? 

Heidi Hummler: Wir hatten dann wil¬ 
de Streiks in Baden-Württemberg. Al¬ 
les drängte danach, eine legale Kom¬ 
munistische Partei musste her. Heinz 
war im Sekretariat der illegalen KPD 
hier in Stuttgart. Dann gab es die Infor¬ 
mation, es steht was bevor. Wir wussten 
aber noch nicht was. 

Dann gab es die Orientierung, 
Schritte hin zur Legalität zu unterneh¬ 
men. Wir begannen Leute anzuspre¬ 
chen, Sympathisanten zu werben, Un¬ 
terschriften zu sammeln und Initiati¬ 
ven für die Wiederzulassung der KPD 
zu gründen. Wir haben nicht gesagt, wir 
wollen die Neukonstituierung der DKP, 
sondern es muss eigentlich die KPD 
wieder legal werden. 

UZ: Wann wurde es für euch klar, es 
kommt keine legale KPD, sondern der 


Kampf geht jetzt darum, eine Partei neu 
zu kostituieren? 

Heidi Hummler: Ich bin immer noch 
der Meinung, man muss heute noch um 
die Legalität der KPD kämpfen, aber 
wir fanden es notwendig, dass es eine 
legale Kommunistische Partei gibt, die 
offiziell nicht verboten ist und nicht im 
Untergrund arbeiten muss. Unsere De¬ 
vise war: Immer in die Offensive und 
nie allein. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 

Genoss 
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Frauenpolitik der DKP - Orientierungen, Aktivitäten, Probleme 

Von Marianne Konze 


Die Neukonstituierung der DKP ge¬ 
schah in einer Zeit, in der zunehmend 
über die gesellschaftliche Stellung der 
Frau diskutiert wurde. Das altherge¬ 
brachte Frauenleitbild der drei „K’s“ 
(Küche, Kinder, Kirche) geriet erheblich 
ins Wanken. Die kapitalistische Indus¬ 
trie brauchte die Frauen als (...) billige 
Arbeitskräfte. 35 Prozent aller Erwerbs¬ 
tätigen waren 1970 Frauen, darunter vie¬ 
le Mütter mit mehreren Kindern. 

Direkt in den Produktions- und 
Ausbeutungsprozess einbezogen, in 
der Öffentlichkeit mit sozialen, öko¬ 
nomischen und rechtlichen Benach¬ 
teiligungen konfrontiert, begannen 
immer mehr nach Ursachen zu fragen, 
Auswege zu suchen. Ihre Bereitschaft, 
sich in Gewerkschaften zu organisie¬ 
ren, wuchs. Ihr Engagement in betrieb¬ 
lichen, Sozialen, Solidaritäts- und Frie¬ 
densinitiativen verbanden sie mit den 
Forderungen nach Gleichberechtigung 
(...). In der außerparlamentarischen 
Opposition (APO), in linken Studen¬ 
tenorganisationen, bildeten sich Frau¬ 
engruppen, „Weiberräte“ mit radikalen 
Forderungen für das private, organisa¬ 


torische und gesellschaftliche Zusam¬ 
menleben. Der DGB verabschiedete 
1969 sein erstes „Programm für weib¬ 
liche Arbeitnehmer“ und erklärte 1972 
zum „Jahr der Arbeitnehmerin“. Aus 
der Forderung: „Für die Selbstentschei¬ 
dung der Frau, weg mit dem § 218“ wur¬ 
de eine Massenbewegung. 

Kommunistinnen gehörten nach 
der Zerschlagung des Hitlerfaschis¬ 
mus beim Wiederaufbau unseres Lan¬ 
des zu den Frauen der ersten Stunde. 
In Kommunal- und Landesparlamen¬ 
ten, im Deutschen Bundestag, in ge¬ 
werkschaftlichen, betrieblichen und 
Wohlfahrtsausschüssen, im Demokra¬ 
tischen Frauenbund (DFD, der 1957 in 
der BRD als angebliche kommunisti¬ 
sche Tarnorganisation verboten wur¬ 
de), in der Westdeutschen Frauenfrie¬ 
densbewegung (WFFB), haben sie für 
Frauen- und Familieninteressen, gegen 
die Wiederbewaffnung, für die Einheit 
Deutschlands, für die Völkerfreund¬ 
schaft und Frieden gekämpft. 

In der jungen DKP ging es ihnen 
darum, dass ihre Partei nicht nur in der 
Tradition kommunistischer Frauenpoli¬ 


tik die Arbeit wieder aufnahm, sondern 
entsprechend den neuen Herausforde¬ 
rungen aktiv in die Auseinanderset¬ 
zungen eingreift. (...) Die bürgerliche 
Ideologie zur Rolle der Frau wurde den 
entwickelten Produktionsbedingungen 
der kapitalistischen Wirtschaft ange¬ 
passt: Das Heimchen am Herd sollte 
nun mitverdienen, sollte ehrenamtlich 
gesellschaftliche Arbeit leisten, sollte 
nach der Kindererziehung (...) wieder 
berufstätig werden, sollte modern und 
flexibel die „Wahlfreiheit zwischen Fa¬ 
milie und Beruf“ nutzen. 

Dieses geänderte Rollenklischee 
schaffte jedoch mehr Schuldkomplexe 
als Selbstbewusstsein. Es wurde alles ge¬ 
tan, um das wachsende Aufbegehren der 
Frauen zu kanalisieren. Von den wirk¬ 
lichen Verursachern und Profiteuren 
fehlender Gleichberechtigung wurde 
abgelenkt. Aus gesellschaftlichen Kon¬ 
flikten wurden privates Versagen und 
Geschlechterkonflikt konstruiert. (...) 

Wir taten uns schwer 

Der in Teilen der Frauenbewegung 
sehr umstrittene Grundsatz des Mar¬ 


xismus: Der Kampf um Gleichberech¬ 
tigung und Gleichstellung ist Teil der 
Klassenauseinandersetzungen, ist Be¬ 
standteil des Klassenkampfes, wird 
heute deutlicher denn je. Mit der Spe¬ 
zifik der Frauenfrage, der zusätzlichen 
Ausbeutung, der doppelten Belastung 
und Unterdrückung in Gesellschaft, 
Familie und Partnerschaft, in ihrer ge¬ 
samten Lebenssituation, haben wir uns 
als kommunistische Partei in Geschich¬ 
te und Gegenwart schwer getan. Auch 
war und ist es immer noch ein schwer¬ 
fälliger Prozess, in der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung den männ¬ 
lichen Teil für den Kampf um Frau¬ 
enrechte zu gewinnen. Gemeinsamer 
Kampf war und bleibt ständige Erzie¬ 
hungsarbeit in jeder Gemeinschaft, 
auch in einer kommunistischen Partei. 
Da gibt es keinen Automatismus und es 
hilft auch nicht allein die richtige Fest¬ 
stellung: Wer die Menschheit von Un¬ 
terdrückung und Ausbeutung befreien 
will, kann eine Hälfte der Menschheit 
nicht ausschließen. 

In unserer praktischen und theo¬ 
retischen Arbeit ging es darum nach¬ 


zuweisen, dass durch fehlende Gleich¬ 
berechtigung, z.B. durch Lohndiskri¬ 
minierung der Frau, die arbeitende 
Bevölkerung insgesamt betroffen ist. 
Es gibt zu wenige Beispiele, wo Beleg¬ 
schaften und Gewerkschaften insge¬ 
samt den Kampf gegen den Lohnbe¬ 
trug unterstützt haben. „Im Jahr 1979 
geschah es das erste Mal: eine Gruppe 
Gelsenkirchener Fotolaborantinnen 
wagten den Aufstand. Mit der Forde¬ 
rung nach gleichen Löhnen zogen sie 
vors Arbeitsgericht ...“ Ihre Gewerk¬ 
schaft Druck und Papier hat die Kolle¬ 
ginnen bis zum Bundesarbeitsgericht 
in Kassel unterstützt, wo sie Recht be¬ 
kamen. (...) 

Konkurrenzdenken und Entsolida- 
risierung zwischen Männern und Frau¬ 
en, zwischen ausländischen und einhei¬ 
mischen Kolleginnen und Kollegen, hat 
den arbeitenden Menschen nie gehol¬ 
fen, den Druck des Großkapitals abzu¬ 
wehren. 

Aus: 25 Jahre DKP - Eine Geschich¬ 
te ohne Ende, Heinz Stehr, RolfPriemer 
(Hrsg), Neue Impulse Verlag, 1993 
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Immer fragen - dann wird man Kommunistin 


Elfriede Haug über den Vater im KZ, Verfolgung unter Adenauer und den Aufbau der neuen Partei 


UZ: Du hattest engen Kontakt zu Ge¬ 
nossen der illegalen KPD. Wann wur¬ 
de für dich die Neukonstituierung der 
Kommunistischen Partei konkret? 

Elfriede Haug: Als eine KPD-Genos- 
sin, mit der ich Veranstaltungen zum 
8. März vorbereitete, im September 
1968 zu uns kam und sagte: „Es hat 
sich die Kommunistische Partei als 
DKP neu konstituiert, wollt ihr Mit¬ 
glied werden?“ Mein Mann hat zu¬ 
nächst gesagt, er müsse sich das noch 


Struktur in der Hinterhand zu be¬ 
halten. 

UZ: Du bist 1930 geboren und hast als 
Kind Faschismus und Krieg miterlebt. 
Wie bist du zur kommunistischen Be¬ 
wegung gekommen? 

Elfriede Haug: Manche saugen das 
ja angeblich mit der Muttermilch auf. 
Bei mir war es so, dass ich in einem 
Kinderwagen gelegen habe, unter 
dem eine Schreibmaschine versteckt 


innen 

entlassen, sie kämpfen weiter: Zwei Frauen berich- 
eckter Arbeit, alten Nazis und neuen Hoffnungen, 
P - und davon, wie sie in der täglichen Arbeit für 
rtung übernommen haben. 


der KPD gewählt worden. Nach mei¬ 
ner Ausbildung 1951 hat die Partei 
gesagt, ich solle erst einmal ein Jahr 
zur Parteischule. Das war zu der Zeit, 
als die FDJ gerade verboten worden 
war und die Bundesregierung das 
KPD-Verbot beantragte. 

Nach Rücksprache mit den Genos¬ 
sen in Berlin hieß es dann, wir schicken 
dich nicht auf die Parteischule, sondern 
zum Studium. Ich bin dann direkt zum 
Institut für Publizistik nach Leipzig ge¬ 
gangen, ohne vorher das Abitur nach¬ 
machen zu müssen, ohne Vorstudium. 
Das war ein hartes Brot. Ich hatte kei¬ 
ne Vorkenntnisse und eine schwache 
Schulausbildung. Jetzt hieß es, drei Jah¬ 
re Publizistik studieren und dann noch 
mit „gut“ abschließen. 

Nach dem Studium ging es nach 
Hannover in die kommunistische 
Tageszeitung „Die Wahrheit“. Es gab 
damals eine Verfolgung kommunis¬ 
tischer Zeitungen, den Namen „Nie¬ 
dersächsische Volksstimme“ hatte 
man uns geklaut. Um diesen Namen 
haben wir dann gekämpft. 



überlegen und ich habe gleich gesagt, 
dass ich Mitglied werden will. 

UZ: Warum der Vorbehalt deines 
Partners? 

Elfriede Haug: Er musste ja erst ein¬ 
mal schauen wie das läuft. Er war 
Mitglied der KPD und jetzt wollte 
er erst einmal wissen, was da vor sich 
geht. Es gab ja vor der Neukonstitu¬ 
ierung auch in Bielefeld denVersuch, 
den Programm-Entwurf der KPD 
vorzustellen. Die Genossen, die das 
Programm vorstellen sollten, wur¬ 
den aber nicht aus dem Zug gelas¬ 
sen oder am Bahnhof verhaftet. Da 
war der Manfred Kapluck (Mitglied 
des ZK der illegalen KPD, Anm. d. 
Red.) dabei. Die Genossen waren 
sehr vorsichtig, auch weil nach dem 
KPD-Verbot einige Gruppen aufge¬ 
flogen waren. 

Als es dann um die Neukonsti¬ 
tuierung der Partei in Bielefeld ging 
und da 35 Leute saßen und im Präsi¬ 
dium Genossen, die ich u.a. vom Os¬ 
termarsch her kannte, da war dann al¬ 
les klar und da haben wir angefangen 
die Partei aufzubauen. 

Inhaltliche Vorbehalte hatte auch 
Alfred keine. Außerdem wussten wir 
ja zunächst nicht, ob das nicht schief¬ 
geht mit der Neukonstituierung. Da 
ging es auch darum, eine illegale 


war. 

Als Kind habe ich gefragt, warum 
Papa weg ist, und mir wurde geant¬ 
wortet, dass er weg ist, dass er im KZ 
sitzt. Als Drei- oder Vierjährige hört 
man solche Buchstaben wie „KZ“, 
aber man versteht die Bedeutung 
nicht. 

Ich war ein Kind, das nie allein ge¬ 
lassen, immer mitgenommen wurde. 
Ich war dabei, wenn meine Mutter zu 
Genossen ging und sie den Moskau¬ 
er Rundfunk hörten. Nach jeder Sen¬ 
dung waren sie ganz glücklich, weil 
sie im Rundfunk erfuhren, dass der 
Teddy - Ernst Thälmann - noch lebt. 
Von Teddy wusste ich, dass mein Va¬ 
ter ihn auf einer Kundgebung in Ol¬ 
denburg anlässlich des Bauernhilfs¬ 
programms der KPD 1930 in den Saal 
begleitete. Teddy war ein Name, der 
in meiner Kindheit immer wieder 
vorkam. 

Damit fing das Fragen an. Ich habe 
dann nicht mehr aufgehört zu fragen 
und nach Ursachen zu forschen. Und 
wenn man damit angefangen hat, 
dann wird man Kommunistin. 

UZ : Und nach der Befreiung vom Fa¬ 
schismus? 

Elfriede Haug: Ich bin 1948 in die 
FDJ, und 1949 in die KPD eingetreten 
und dann gleich in die Kreisleitung 


Am 16. August 1956 stürmte eine 
Polizeitruppe die Verlags- und Re¬ 
daktionsräume, nahm uns alle gefan¬ 
gen, sperrte uns in einen Raum, nahm 
unsere Fingerabdrücke und schickte 
uns anschließend auf die Straße. Da¬ 
mit waren wir arbeitslos, die Zeitung 
existierte fortan nicht mehr. Uns klei¬ 
nere Redakteure hat man damals lau¬ 
fen lassen, leitende Genossinnen und 
Genossen kamen ins Gefängnis. Wir 
wurden in alle Richtungen verstreut, 
der Kontakt zu den Genossinnen und 
Genossen der Redaktion war erst 
einmal weg. Wir kriegten ab sofort 
keinen Lohn mehr und die Solidari¬ 
tät der Partei - der illegalen KPD - 
und der Gewerkschaft IG Druck & 
Papier war für uns überlebenswichtig. 

UZ: Hattest du nach dem KPD-Ver¬ 
bot noch Kontakt zu deiner Parteig¬ 
ruppe? 

Elfriede Haug: Nein, die legale Struk¬ 
tur der Partei war mit dem Verbot 
vollkommen weg. Ich bin erst einmal 
zurück zu meinen Eltern. Ich habe 
mich dann als Buchhalterin - ich hat¬ 
te vor meinem Studium eine Ausbil¬ 
dung zur Buchhalterin gemacht - bei 
einem Waschmaschinenvertrieb be¬ 
worben. Die haben mich auch sofort 
genommen, weil sie mich brauchten. 
Aber auch da wurde Druck ausgeübt, 


keine Kommunistin zu beschäftigen, 
und ich wurde wieder entlassen. Ich 
habe dann bei einem Industrie- und 
Handelsverlag angefangen zu arbei¬ 
ten. 

UZ: Gab es da noch Genossinnen und 
Genossen oder eine Parteigruppe, die 
dich unterstützt oder mit dir deinen 
weiteren Werdegang besprochen hat? 

Elfriede Haug: Es gab keine Partei¬ 
gruppe, aber irgendwo gab es immer 
Genossinnen und Genossen, zu de¬ 
nen ich Kontakt hatte. Irgendwie hat¬ 
te ich immer die Partei im Hinter¬ 
kopf. Es gab auch immer jemanden, 
der mich auf dem Laufenden gehal¬ 
ten hat. Die haben einen nie hängen 
lassen. 

Als ich mit meinem Lebenspart¬ 
ner damals von Hannover nach Bie¬ 
lefeld ging, habe ich einen Kollegen 
aus dem Verlag gefragt, wie ich dort 
an die Partei herankomme. Der sag¬ 
te zu mir, ich müsse einfach schauen, 
was draußen in der Welt los sei, und 
da gäbe es bestimmt Veranstaltungen, 
vielleicht auch von der Gewerkschaft, 
und wenn ich auf solchen Veranstal¬ 
tungen aufträte, dann werde die Par¬ 
tei schon auf mich aufmerksam. 

UZ: Wie war die Arbeit in der illega¬ 
len KPD organisiert, hast du davon 
etwas mitbekommen? 

Elfriede Haug: Mein Partner war in 
einem illegalen Dreierkopf, was auch 
bedeutete, dass wir über seine Arbeit 
nicht gesprochen haben. Ich erinnere 
mich aber an eine Stubenversamm¬ 
lung, also eine Versammlung mit ver¬ 
trauten Genossen privat bei jeman¬ 
dem zu Hause, aber mit einem Re¬ 
ferenten. Da kam ein Genosse, der 
Axel hieß und zu uns sprechen soll¬ 
te. Ich kam da hin und bekam teller¬ 
große Augen, weil der Genosse Axel 
Herbert Mies war. Herbert Mies be¬ 
kam genauso große Augen und wir 
taten aber nun so, als hätten wir uns 
nie zuvor gesehen. Ich durfte mir ja 


nicht anmerken lassen, dass ich Her¬ 
bert aus der Zeit meiner Arbeit im 
FDJ-Landesvorstand Niedersachsen 
kannte. 

UZ: Und der Übergang zur Neukons¬ 
tituierung der kommunistischen Partei 
bei euch, hast du davon etwas mitbe¬ 
kommen? 

Elfriede Haug: Bei einem Besuch ei¬ 
ner offiziellen Feier der Stadt Leip¬ 
zig ergab sich eine Möglichkeit, rela¬ 
tiv gefahrlos alle möglichen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten über die 
Grenze zu bringen und sich dort zu 
treffen. Dort waren auch Max Rei- 
mann und Herbert Mies als Axel. Der 
Kurs war zu dieser Zeit schon auf Le¬ 
galisierung gesetzt. Herbert hat dann 
alle Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten im Saal aufgefordert, die Po¬ 
litik der KPD offen zu vertreten und 
öffentlich aufzutreten. 

UZ: Und wie habt ihr das umgesetzt? 

Elfriede Haug: Bei einer IG-Me- 
tall-Versammlung, bei der über den 
Sechstagekrieg 1967 diskutiert wur¬ 
de, bin ich aufgetreten gegen Israels 
Überfall auf Ägypten. Das war eine 
andere Meinung. Das Gebrüll danach 
war entsprechend. Am Ende der De¬ 
legiertenkonferenz wusste ich: Ein 
Drittel der Delegierten sind eher 
links und zwei Drittel sind rechte Ge¬ 
werkschafter, Sozialdemokraten. Mit 
dem öffentlichen Auftreten habe ich 
dann gelernt, wie man sich mit dem 
linken Drittel verständigen kann. 

Im Ausschuss gegen die Atombe¬ 
waffnung war es beispielsweise so, 
dass mich jemand gefragt hat, wo ich 
herkäme, und hat mich zur Gründung 
des Bündnisses „Blumen für Stuken¬ 
brock“ eingeladen. Das war in der 
Zeit vor der Neukonstituierung der 
DKP, da haben wir uns schon keinen 
Maulschutz mehr auferlegt. Da ha¬ 
ben wir dann offen gesagt, wer wir 
sind und was wir diskutieren. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 


Anzeige 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr.202,50937Köln 


Andreas Wehr 
EUROPA, WAS NUN? 

Trump, Brexit, Migration und Eurokrise 

Es wird zunehmend deutlich, dass sich die Volkswirtschaften 
der EU-Länder in einem schrankenlosen Binnenmarkt nicht 
annähern, sondern immer weiter voneinander entfernen. Andreas 
Wehr seziert diese und die weiteren Krisen der Union, von denen 
im Süden die Linke und im Norden rechte Kräfte profitieren. 

ISBN 978-3-89438-653-5 1175 Seiten | € 13,90 

Georg Auernheimer 
WIE FLÜCHTLINGE GEMACHT WERDEN 
Über Fluchtursachen und Fluchtverursacher 

Das Buch geht sozialen wie ökologischen Verwüstungen und einer 
Kultur der Gewalt nach. Ja, Fluchtursachen müssen bekämpft 
werden, so Auernheimer. Als Verursacher nennt er u. a. einen 
entfesselten Kapitalismus, die westliche Geopolitik, ihre Kriege 
in Nahost und eine neokoloniale Herrschaftssicherung. 

ISBN 978-3-89438-661-0 | 283 Seiten | € 17,90 

Luciano Canfora 
EUROPA, DER WESTEN 
UND DIE SKLAVEREI DES KAPITALS 

Der Kapitalismus - einst nur im Westen heimisch - erscheint 
heute weltweit auf der Bühne und ruft Formen längst überwunden 
geglaubter Sklaverei hervor. Aber ist die Ungleichheit, die sich 
überall noch verschärft hat, eine unvermeidliche Zwangslage? 
Und wird, wer herrscht, dies immer tun? 

ISBN 978-3-89438-663-4 1107 Seiten | € 9,90 





www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 
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Wir trauern um 

Sändor Räcz 

29. 10. 1933-19. 2. 2018 

Unser Genosse Sändor aus Rheine ist im Alter von 84 
Jahren verstorben. Aus gesundheitlichen Gründen konn¬ 
te er schon einige Zeit nicht mehr aktiv am politischen 
Leben unserer Partei teilnehmen, fühlte sich der DKP 
aber eng verbunden. 

Sändor vertrat seine Kolleginnen und Kollegen viele Jah¬ 
re als Betriebsrat bei den Karmann-Werken in Rheine 
und später im Vorstand des Seniorenkreises der IG Me¬ 
tall Rheine, ln den l970/80er Jahren engagierte er sich in 
der Friedensbewegung, war Direktkandidat für die Frie¬ 
densliste zu den Bundestagswahlen 1987. 

Die DKP verliert mit Sändor einen aufrechten Genossen 
und anerkannten Gewerkschafter. Unser Beileid und Mit¬ 
gefühl gelten seiner Frau Irmgard, seinen Töchtern Piros- 
ka und Marika sowie seinem Sohn Zoltän mit Familien. 
Wir werden sein Andenken in Ehren halten. 

DKP Münster 



Internationaler Frauentag 

Tina Modotti, 

Kämpferin im Spanischen Bürgerkrieg. 

Einladung der DKP Offenbach zu einem Abend mit Liedern, 
Geschichten und Szenen mit Erich Schaffner, Schauspieler 
und Sänger. Am Klavier begleitet ihn Georg Klemp. 

Freitag, 9. März 2018 

Wiener Hof, Langener Straße 23, Offenbach-Bieber, 
Beginn 19.30 Uhr, Eintritt: 8 € /erm. 5 € 


DKP Wuppertal lädt ein 

Zum internationalen Frauentag: 

„Die Mildernden Umstände und Freunde" - 
Kabarett und mehr... 

Samstag, 10. März, 19 Uhr 

Im Atelier, Hofaue 31, Wuppertal-Elberfeld 



HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

Gtagtfjof £>eime£ 

1591 - 168 £ - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 



www.marx-engels-stiftung.de 


Industrie 4.0 

Sa, 10. März - Essen 

Beiträge von Thomas Engel, 

Peter Brödner, 
Marcus Schwarzbach 

Hoffnungstr. 18, 

10.30-17.00 Uhr 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel 8c Havelseen, Boot 8c Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

vrww.taikmi-binhcif.dr 1MtlfttHtö. IWE 

Ökch&f im Olivenhain, 
weitet Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kirkderparadies» 




UNSERE KRISENBERATER 

Qßl DKP 

Motiv weiß auf schwarzem 
Kapuzenpullover; 97 % Baumwolle, 
Öko-Tex 100 Siegel; Größen S - 3XL 

www.uzshop.de 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17788923 



Über 100 Bände umfasst die 
Sammlung von Tatsachenbe¬ 
richten aus dem Militärverlag 
der DDR. Schwerpunkt ist das 
Geschehen im Zweiten Welt¬ 
krieg. Mit ihren Lebensberich¬ 
ten kommen Beteiligte an den 
Kriegsereignissen an allen Fronten zu Wort, von Generä¬ 
len und Admirälen bis zu den „einfachen" Soldaten. Sie 
haben aufgeschrieben, was sie erlebt und beobachtet 
haben. Verbunden mit ihren weiteren Nachforschungen 
sind wertvolle geschichtliche Dokumente entstanden. 
Teilweise mit Karten und Bildern. 


Sammlung von 
Tatsachenberichten 
aus dem Militärverlag 
der DDR 


Die Sammlung hat über die Jahre hinweg viele Liebha¬ 
ber gefunden. Falls Lücken bestehen, könnten wir Ab¬ 
hilfe schaffen. Unsere Bestandsliste kann angefordert 
werden. 


Militärverlag der DDR, verschiedene Erscheinungsjahre, 
gebunden, jeweils mit Schutzumschlag, zum Teil mit Ge¬ 
brauchsschäden, je 5 Euro. 

Bücherliste anfordern unter: 

Walter Herbster; E-Mail: buero@unsere-zeit.de 



Die neuen DKP Plakate Jetzt bestellen! 


NATO STOPPEN! 

Plakate Al 
Vierfarbig / 

Weiße Schrift 
auf rotem Grund 

je 10 Plakate 3 # -€ 
plus Porto 


www.unsere-zeit.de 
www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17788923 



BILDUNG 

STATT 

BOMBEN! 

Geld ist genug da - 
Abrüstung statt Aufrüstung! 


KITAS 

STATT 

KRIEGE! 

Geld ist genug da - 
Abrüstung statt Aufrüstung! 


ng U/s. dkp.de 


DKP 


newsdkp.cie 


DKP 


PFLEGE 

STATT 

PANZER! 

Geld ist genug da - 
Abrüstung statt Aufrüstung! 
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newsMkp.äe 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 2. März 2018 


Erfolge nutzen 

„Lehren aus dem Streik“, 

UZ vom 23.2„ S.3 

Dem Bericht von Christa Hourani ist 
wenig hinzuzufügen. Vieles davon wur¬ 
de in einer Delegiertenversammlung 
der IG Metall in Karlsruhe auch so 
ausgesprochen. Die Demos im Januar 
anlässlich der ersten Verhandlungsrun¬ 
den und vor allem die Warnstreiks und 
24-Stunden-Streiks haben Vertrauens¬ 
leuten und Betriebsräten richtig Mut 
gemacht. Dies bestätigten auch Kolle¬ 
ginnen, die in der Diskussion um die 
28-Stunden-Forderungen ursprünglich 
skeptisch waren. Alle sind stolz auf das 
Erreichte und berichteten über große 
Zustimmung aus ihren Betrieben. In 
einem wichtigen Aspekt spannten die 
Kolleginnen und Kollegen in Karlsru¬ 
he den Bogen allerdings noch etwas 
weiter. Vor dem Hintergrund der (ab¬ 
solut nicht ausreichenden) Ergebnis¬ 
se der GroKo-Verhandlungen wiesen 
mehrere Teilnehmerinnen darauf hin, 
dass zum Beispiel die Parität bei der 
Krankenversicherung oder das Nein 
zu einer weiteren Absenkung der Ren¬ 
te nur durch den Druck aus den Fa¬ 


briken und auf der Straße auch durch¬ 
gesetzt werden kann. Dafür gab’s üb¬ 
rigens richtig Beifall. In Aktionen 
wächst also die Erkenntnis. Ein wei¬ 
terer Punkt aus der Versammlung: Die 
Erfolge im Streik müssen genutzt wer¬ 
den für die Gewinnung neuer Mitglie¬ 
der und bei den bevorstehenden Be¬ 
triebsratswahlen. 

Stefan Kühner ; Karlsruhe 

Unwürdig 

Bildtext „Frauenmarsch“, 

UZ vom 23.2„ S. 9 

Der rechten Politikerin Leyla Bilge zu 
bescheinigen, dass ihr „der Übertritt 
zum Christentum wohl eine namhaf¬ 
te Anzahl Hirnzellen gekostet hat“, ist 
unserer sozialistischen Wochenzeitung 
unwürdig. Selbstverständlich sind we¬ 
der Antireligiöses noch im Besonderen 
christenfeindliches Sektierertum bis¬ 
her Markenzeichen der Partei oder der 
Zeitung gewesen. Gerade deshalb er¬ 
schließt sich mir nicht, was eine solche 
Avance an eine ziemlich dumpfe Art 
„religionskritischer“ Polemik bezwe¬ 
cken soll. Es liegt auf der Hand, dass 
eine der Grundvoraussetzungen erfolg¬ 


reicher antimonopolistischer Mobilisie¬ 
rung der Verzicht auf kulturkämpferi¬ 
sche Spitzen ist (ob gegen Juden oder 
Muslime, gegen Atheisten oder gegen 
Christen gerichtet). Den an einer Spal¬ 
tung der Werktätigen entlang ethni¬ 
scher oder religiöser Bruchlinien Inte¬ 
ressierten ist überall entgegenzuwirken. 
Und wer ausgerechnet einen Religions¬ 
wechsel zur Zielscheibe der Verspot¬ 
tung macht, sollte bedenken, wem er 
damit im konkreten Fall eine Freude 
bereitet, nämlich religiösen Fanatikern, 
die (zuungunsten der eigenen Religion) 
niemandem ein Recht auf Konversion 
zuerkennen. 

Demgegenüber hat Hans-Peter 
Brenner in seinem Beitrag „Antifa¬ 
schismus und die Strategie der DKP“ 
(UZ vom 9.2.), der auch den christli¬ 
chen Nazi-Gegner Dietrich Bonhoef- 
fer würdigt, in gelungener Weise dafür 
plädiert, anstelle „kommunistischen 
Hochmutes“ auch nichtkommunisti¬ 
sche, einschließlich religiöser, Motiva¬ 
tionen antifaschistische Aktivität zu re¬ 
spektieren und in unserer Bündnispoli¬ 
tik positiv aufzugreifen. 

Daniel L. Schikora, Rostock 


Veranstaltungen zum 
Internationalen Frauentag 


DO ★ 8. MÄR 

Berlin: Frauen für 
Frieden, gegen Auf¬ 
rüstung und Krieg, 

Frauentagsveranstal¬ 
tung der DKP Berlin, 

Seminarraum 3 des 
ND-Hauses, Franz- 
Mehring-Platz 1, 18 
Uhr 

Nürnberg: Hilde Faul 
und Hedwig Regnart, 
zwei aufrechte Ge¬ 
nossinnen in Nürn¬ 
berg und Fürth - im 
Kommunistischen 
Jugendverband, an¬ 
tifaschistischen Wi¬ 
derstand, Verfolgung 
und KZ, KPD, DKP..., 

Frauentagsveranstal¬ 
tung der DKP Nürn¬ 
berg, Rotes Zentrum, 

Reichstraße 8, 19 Uhr 
FR ★ 9 . MÄR 
Offenbach: Frauen¬ 
tagsveranstaltung der 
DKP Offenbach, ein Abend über den Spanischen Bürger¬ 
krieg und die Kämpferin Tina Modotti mit Erich Schaffner 
und Georg Klemp am Klavier, Eintritt: 8 Euro/erm. 5 Euro, 
Wiener Hof, Langener Straße 23, 19.39 Uhr 
SA ★ 10 . MÄR 

Stuttgart: Frauentagsveranstaltung der DKP Baden- 
Württemberg, 100 Jahre Frauenbewegung, Waldheim 
Gaisburg, Neue Halde 1,14 Uhr 

Hattingen: Kommunistinnen - Frauen wie Du und ich, 
Eine Gesprächsrunde zum Internationalen Frauentag, 


DKP Hattingen, Cafe 
des Stadtmuseums, 
Marktplatz 1-3, 17 
Uhr 

SO ★ 11 . MÄR 

Essen: Rebellinnen 
verändern die Welt, 
Matinee des Frau¬ 
enarbeitskreises der 
DKP Essen, Zeche 
Carl, Wilhelm-Nies- 
wandt-Allee 100, 12 
Uhr 

Düsseldorf: „Frauen¬ 
träume und Wirklich¬ 
keit“ von Sonja Gott¬ 
lieb, Naturfreunde 
Düsseldorf zum Inter¬ 
nationalen Frauentag, 
Eintritt: 5,- Euro, Na¬ 
turfreundehaus Düs¬ 
seldorf, Morperstraße 
128, 15.00 Uhr 
SO ★ 18 . MÄR 
Frankfurt am Main: 
Frauentagsveranstaltung der DKP Frankfurt über Anna 
Seghers und Lore Wolf, Gewerkschaftshaus des DGB, 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, Raum 3, 14 Uhr 
SA ★ 24 . MÄR 

Hamburg: jAy, Carmela! Eine Revue zum Spanischen 
Bürgerkrieg zum Internationalen Frauentag 2018 mit 
„Contraviento“, Eintritt: 10 Euro/erm. 5 Euro, Apero und 
Tapas SternChance/Norwegensaal, Schröderstiftstraße 
7, 19.30 Uhr 



Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 3. MÄR 


Hamburg: Dialektik-Kategorien, Über 
Dialektik-Kategorien wie Zufall und Not¬ 
wendigkeit, Ursache und Wirkung - und 
Praxisbeispiele mit Dr. Peter M. Kaiser, Marx- 
Engels-Stiftung in Zusammenarbeit mit dem 
Gesprächskreis Dialektik & Materialismus, 
Anmeldung über unsereweltclub@gmx.de, 
HAW, Alexanderstraße 1,10 Uhr 


MO ★ 5. MÄR 


Usingen: Analyse der Änderungsanträge 
zur hessischen Verfassung, Gruppenabend 
der DKP-Wohngebietsgruppe „Hochtau¬ 
nus“ im Büro „DIE ANDRE“, Emminghaus- 
straße 1,18.30 Uhr 


Dl ★ 6. MÄR 


München: PESC0 - die neue EU-Armee? 
mit Jürgen Wagner, Informationsstelle Mi¬ 
litarisierung (IMI), DKP München, Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★ 8. MÄR 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP Ros¬ 
tock, Maya Galerie, Wismarsche Straße 21, 
19 Uhr 


FR ★ 9. MÄR 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 


SA ★ 10. MÄR 


Essen: Digitalisierung: Hype oder Drohku¬ 
lisse? - Die „vierte industrielle Revolution“ 
bei Licht betrachtet, Konferenz der Marx- 
Engels-Stiftung, Hoffnungstraße 18,11 Uhr 


Dl ★ 13. MÄR 


Osnabrück: Nazis raus aus der Ostkurve, 
Rechte Fußballfans in Osnabrück mit An¬ 
dres Irurre, WN-BdA Osnabrück, Lagerhal¬ 
le Osnabrück, Raum 207, Rolandsmauer 
26,19 Uhr 


Ml ★ 14. MÄR 


Fellbach: Der 22. Parteitag der DKP, Be¬ 
richt und Auswertung, Lokal zom Schiller, 
Schillerstraße 24,18 Uhr 

München: Gesundheit als Ware? Das ist 
doch krank! Gruppenabend des DKP Be¬ 
triebsaktivs München, KommTreff, Holzap¬ 
felstraße 3,19 Uhr 


DO ★IS. MÄR 


Nürnberg: Der 22. Parteitag der DKP - Be¬ 
richt und Auswertung, Gruppenabend der 
DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19 Uhr 


SA ★ 17. MÄR 


Berlin: Die deutsche Novemberrevolution 
und die Gründung der KPD. Eine Bilanz, 
Seminar in Kooperation mit dem Marxis¬ 
tischen Arbeitskreis mit Prof. Dr. Gerhard 
Engel: Der Platz der Novemberrevolution 
in der deutschen Geschichte und Prof. Dr. 
Heinz Karl: Die Gründung der KPD und ihre 
Wirkung, Undine, Hagenstraße 57,11 Uhr 

Hannover: ARGUS & friends mit dem Pro¬ 
gramm: „Weiß ich, was ein Mensch ist?“ - 
Lieder gegen das Vergessen zum Tag der 
politischen Gefangenen, Kulturzentrum Pa¬ 
villon, Lister Meile 4,20 Uhr 


SO ★ 18. MÄR 


Bremen: ARGUS & friends mit dem Pro¬ 
gramm: „Weiß ich, was ein Mensch ist?“ - 
Lieder gegen das Vergessen zum Tag der 
politischen Gefangenen, Kulturzentrum 
Schlachthof, Findorffstraße 51,20 Uhr 


DO ★ 19 MÄR 


Nürnberg: Kommunalpolitik in Nürnberg 
mit DKP-Stadträtin Marion Padua, Grup¬ 
penabend der DKP Nürnberg, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Ml ★ 21. MÄR 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land, Auswertung unseres 
Parteitages, Floraheim, Siedlerstraße 10, 
19 Uhr 


DO ★ 22. MÄR 


Rostock: Mitgliederversammlung der DKP 
Rostock, Gemeinsames Haus der Vereine, 
Henrik-Ibsen-Straße 20,18.30 Uhr_ 

Nürnberg: Karl Marx - biografisch, Bil¬ 
dungsabend der DKP Nürnberg, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 24. MÄR 


Böblingen: Jörg Ratgebs Herrenberger Al¬ 
tar und der Bauernkrieg mit Hermann Kopp, 
Marx-Engels-Stiftung, Bauernkriegsmuse¬ 
um und Städtische Galerie, Pfarrgasse 2, 
10 Uhr 


SO ★ 25. MÄR 


Stuttgart: Elektromobilität - eine Alterna¬ 
tive? mit Dr. Winfried Wolf, Michael Clauss, 
Dr. Martin Schwarz-Kocher, Marx-Engels- 
Stiftung in Kooperation mit dem Stuttgarter 
Zukunftsforum, Clara-Zetkin-Haus, Gorch- 
Fock-Straße 26,10 Uhr 


Ml H 28. MÄR 


München: Wie weiter mit dem Betriebs¬ 
aktiv, Es stößt an seine Kapazitätsgrenzen 
und die Situation hat sich im Kreis verän¬ 
dert, Gruppenabend des DKP Betriebsak¬ 
tivs München, KommTreff, Holzapfelstraße 
3,19 Uhr 


DO H 29. MÄR 


Osnabrück: Concert Against Racism mit 
Strom & Wasser und Diyaa Abbasi und 
Feras Jarir, Eintritt: 5,00 Euro, Lagerhalle 
Osnabrück, Rolandsmauer 26,19 Uhr 


Dl ★ 10. APR 


Marburg: 200 Jahre Karl Marx mit Georg 
Fülberth, DKP Marburg-Biedenkopf, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und 
der Uhrzeit der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18, 45127 Essen. Die Termine 
erscheinen online auch auf news.dkp.de. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* nvierleSjahrticb* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O EinzLigsannäch[i0:ung / SEPA-Laatschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Bad Banks 

Ein starker Einstieg: Es kommt kein 
Geld mehr aus den Automaten, Men¬ 
schen geraten in Panik und starten 
sofort eine Straßenschlacht mit der 
Polizei. Ein Politiker will die Massen 
beruhigen, kommt aber zu spät. Wie 
es dazu kam? Das weiß Protagonis¬ 
tin Jana, eine Investmentbankerin, 
die absichtlich komplizierte Finanz¬ 
produkte entwickelt, die hohe Rendi¬ 
te und niedriges Risiko versprechen - 
und eine derbe Steuerersparnis na¬ 
türlich. Ihre Geschichte beginnt acht 
Wochen vor dem Crash. Ob die Serie 
hält, was der Einstieg verspricht? 
Online auf arte.tv Staffel 1 bis zum 
8. März frei verfügbar. 

Folge l + 2 Sa, 3.3., 21.45 Uhr, ZDF 


Venus - nackte Wahrheiten 

Wenn alles getan ist setzt sich Mutti 
vor den Fernseher und guckt sich an, 
was andere Muttis so für Probleme 
haben: Junge Frauen plaudern über 
ihr Sexleben. Laut Filmankündigung 
auch noch „ehrlich“ und unverblümt. 
Arte versendet das als Beitrag zum 
„Weltfrauentag“, wie die Fortsetzung 
des Valentinstages mit anderen Mit¬ 
teln bei den Sendern heißt. 

5. März, 23.30 Uhr, Arte 

Ich will! 

Frauen im Topmanagement 
Auch so ein Beitrag zum „Weltfrau¬ 
entag“: Angeblich greift EU-weit die 
Frauenquote im Management. Alles 
nur eine Frage des Willens? Oder 
wie? Oder was? Und was geht das 
die Kolleginnen am Arbeitsplatz an? 

6. März, 20.15 Uhr, Arte 


Fanboykott im Oualityland 


Montagspiele gibt es nicht 

Letzten Sonntag, gegen Gladbach, sa¬ 
ßen wir nur noch zu viert am Tisch. Es 
war arschkalt, es war Sonntag, es bahn¬ 
te sich kein Gourmetspiel an ... trotz¬ 
dem enttäuschend. Die einzige Frau, 
M., sagte kaum etwas, wohl ob der 
Kälte, G. befand sich zwei Stunden vor 
seiner Nachtschicht und war ähnlich 
beredt („Was machst du denn beruf¬ 
lich?“ „Stahl.“ „Aha.“) und U. versteht 
man nicht, er hat keine Zähne mehr im 
Mund. Interessante Gespräche also al¬ 
lenthalben. Das Spiel gewannen wir 1:0, 
obwohl wir 1:7 hätten verlieren müssen. 
Mund abputzen. Ab nach Hause. 

Dieses „Wochenende“ spielt der 
BVB am Montag. Dies bedeutet ... 
nichts! Ein Spieltag der Bundesliga 
existiert für mich montags nicht, nicht 
diese Woche und auch nicht nächste 
oder im Jahr 2043. Diese ganze ver¬ 
dammte Zerstückelung der einzelnen 
Spiele für einen Hauch von Mammon 
ist das Ende der Fankultur. „Wenn wir 
diese Entwicklung nicht stoppen, wird 
es die Stimmung, die wir kennen, über 
kurz oder lang nicht mehr geben“, so 
die „Nordwestkurve Frankfurt“. Rich¬ 
tig. Der sogenannte Eurosport-Exper¬ 
te Sammer dagegen: „Die Fans waren 
nicht vor dem Fußballspiel da. Das 
Fußballspiel war zuerst da.“ Bei so viel 
abgrundtiefer Dummheit kann man 
eigentlich nur antworten: Bitte sehr. 
Dann lasst eure Puppen doch tanzen, 
so völlig ohne Zuschauer oder mit 300 
bezahlten Leuten, die mit Werbefähn¬ 
chen wedeln. Und dann werden wir ja 
sehen, was eure Sponsoren von Audi 
und Mercedes, Deutsche Bank und 
Arsch & Furunkel noch zu zahlen be¬ 


reit sind, wenn ihre Kunden im Stadion 
und vor den Fernsehern vor Langewei¬ 
le einschlafen. 

Nach organisiertem Fanboykott war 
das Stadion in Dortmund mit 54000 
statt 81 000 Zuschauern dann auch nur 
zu zwei Dritteln voll. In Dortmund ei¬ 
gentlich undenkbar und ein schöner 
Warnschuss. Ich zeigte mich solida¬ 
risch: Keine Kneipe, kein Stream, kein 
Radio und kein Bierchen. Stattdessen 
„Qualityland“ von Marc-Uwe Kling 
und Jever Fun. Das Buch kann ich üb¬ 
rigens sehr empfehlen, das Getränk 
eher überhaupt nicht. Das Spiel muss 
gruselig gewesen sein (Kommentar auf 
schwatzgelb.de: „Das ist Thomas-Doll- 
Fußball in teuer.“) und endete dement¬ 
sprechend 1:1. 

Und sonst? Arbeitskollege Daniel 
tippt frecherweise Bayern gegen Ber¬ 
lin 0:0 und schlägt mich damit in der 
Tipprunde um genau einen Punkt. Mist. 
Stuttgart gegen Frankfurt (1:0) hatten 
wir beide ebenso falsch wie Leipzig ge¬ 
gen Köln (1:2) und Leverkusen gegen 
Schalke (0:2), aber mal ganz ehrlich: 
Wer tippt denn so etwas? Immerhin hat 
Bremen mir auch drei Pünktchen gesi¬ 
chert, indem sie den HSV mit 1:0 Rich¬ 
tung 2. Liga geduselt haben. Zu solchen 
Spielen sagte Fredi Bobich einst: „Man 
darf jetzt nicht alles so schlecht reden, 
wie es war.“ Da hat er ja mal Recht. 

Ich verabschiede mich nun in die 
nächste Knie-OP und hoffe, dass es mir 
dabei besser ergeht als Peter Pacult, der 
seinerzeit den schönen Satz prägte: „Ja, 
der FC Tirol hat eine Obduktion auf 
mich.“ Aua. 

Karl Rehnagel 



Nachgeschmack 

Die Winterspiele in Pyeongchang sind Geschichte 


Z wei Wochen lang gab es spannende 
Wettkämpfe - knappe Entschei¬ 
dungen, aber auch überlegene Sie¬ 
ger. Oft war die Zahl der Zuschauenden 
recht übersichtlich. Das änderte sich 
allerdings im Verlauf der Wettkämpfe. 
Die Gastgeber hatten sich große Mühe 
gegeben, um schnelle Verkehrsverbin¬ 
dungen zu gewährleisten und moder¬ 
ne Wettkampfstätten zu schaffen. Al¬ 
lerdings auch hier - wie zuvor in Sot¬ 
schi und anderswo - auf Kosten der 
Umwelt. Zum Beispiel wurden für den 
Bau der alpinen Skipiste am Mount Ga- 
riwang in einem Wald, der vielen Men¬ 
schen vor Ort als heilig gilt, 60 000 Bäu¬ 
me gefällt, darunter solche, die 500 Jah¬ 
re alt waren. Eine Wiederaufforstung ist 
offenbar nicht vorgesehen. Eine moder¬ 
ne Bob- und Rodelbahn wurde gebaut, 
die künftig wohl kaum genutzt werden 
wird. Einige der extra für die Olympi¬ 
schen Spiele und die im März folgenden 
Paralympischen Spiele gebauten Hallen 
sollen nach dem Ende der Wettkämpfe 
wieder abgerissen werden. Auch diese 
Spiele waren also nicht „nachhaltig? 
Das Internationale Olympische Komi¬ 
tee hatte zwar vor etwas mehr als drei 
Jahren eine Agenda 2020 beschlossen 
(Olympische Spiele sollen kostengüns¬ 
tiger und nachhaltiger werden), Verän¬ 
derungen sind aber nicht in Sicht. Denn 
es geht um Prestige und viel Geld - wie 
zum Beispiel um Einnahmen aus Wer¬ 
bung und Übertragungsrechten. 

Die Olympischen Winterspiele in 
Pyeongchang sind Geschichte. Was 


bleibt? Auch die Erinnerung dar¬ 
an, dass es doch möglich ist, zu einer 
friedlichen Lösung der Konflikte auf 
der Halbinsel zu kommen? Schließlich 
gab es ja zum Beispiel den gemeinsa¬ 
men Einmarsch von Sportlerinnen und 
Sportlern aus Süd- und Nordkorea bei 
der Eröffnungsfeier sowie ein gemein¬ 
sames Eishockeyteam der Frauen, aber 
auch den Besuch hochrangiger Politi¬ 
ker aus Nordkorea und, ganz der UN- 
Resolution vom Dezember 2017 zum 
Olympischen Frieden entsprechend, 
Gespräche. Doch die Spiele waren 
noch nicht vorbei, da drohte Trump 
wieder prompt Richtung Nordkorea - 
Südkorea ist Verbündeter der USA und 
abhängig von diesen. 

Bleiben wird auch die Erinnerung 
daran, dass russische Sportlerinnen und 
Sportler in Pyeongchang nur unter der 
Olympiaflagge und der Bezeichnung 
„Olympische Athleten aus Russland“ 
starten durften. Wer startberechtigt 
war, bestimmte eine Kommission des 
IOC. Jeder Auftritt einer russischen 
Sportlerin bzw. eines Sportlers wurde - 
zumindest von einigen Medien hierzu¬ 
lande - mit Misstrauen beäugt. „Ganz 
legal“ hatte dagegen die norwegische 
Mannschaft 6 000 Dosen Asthmamittel 
dabei. Ihre Benutzung ist mit medizini¬ 
scher Ausnahmegenehmigung erlaubt, 
aber trotzdem nicht unumstritten. Die 
Mittel erweitern die Atemwege und 
verbessern die Sauerstoffaufnahme. 
Der slowenische Eishockeyspieler 
Jeglic wurde während der Spiele posi¬ 


tiv auf das Asthmamittel Fenoterol ge¬ 
testet und musste sofort abreisen. Er 
hatte keine Ausnahmegenehmigung 
beantragt. Als es dann tatsächlich zwei 
Dopingfälle unter den „Olympischen 
Athleten“ gab (Wie dumm waren die 
denn?), hatten journalistische Doping¬ 
jäger wie Hajo Seppelt, der in diesen 
Tagen teilweise schon fast Dauergast 
im ARD-Studio war, wieder Oberwas¬ 
ser. Auch seine Auftritte und die wüten¬ 
den Reaktionen darauf, dass das IOC 
bald die Sanktionen gegen Russland 
aufheben könnte, machten deutlich, 
dass es eben nicht nur um den Kampf 
gegen Doping geht. 

Zur Bilanz dieser Spiele gehört 
aber auch, dass bundesdeutsche Olym¬ 
pioniken bei Winterspielen noch nie 
eine bessere Bilanz aufweisen konn¬ 
ten. Das Eishockeyteam hätte - nach 
einer unglaublichen Steigerung im Tur¬ 
nier - im Endspiel fast eine Sensation 
geschafft. Trotzdem zeigten sich die 
bekannten Defizite: In einigen Diszi¬ 
plinen war man gar nicht vertreten, in 
anderen wie im Eisschnelllauf, bei den 
Langläuferinnen und -läufern, im Eis¬ 
kunstlauf (bis auf Sawtschenko/Massot, 
die im Paarlaufen Gold gewannen), im 
Shorttrack, bei den Trendsportarten 
gab es nur wenige Lichtblicke. Da 
fehlt es an Breite und Qualität, es fehlt 
Nachwuchs oder Förderung. 

Bei aller Freude über spannende, 
teilweise grandiose Wettkämpfe: Ein 
bitterer Beigeschmack bleibt. 

Nina Hager 
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NEUE IMPULSE VERLAG 


Von Autorinnen der Marxistischen Blätter empfohlen: 



Herbert Graf 
Von der Demokratie 
zur Agonie 

Edition Ost 2017, 328 Seiten, kart., 
16,99 Euro; ISBN 9783360018755 

Herbert Graf hat wie kaum ein 
Wissenschaftler vor ihm Entstehung, 
Wirkungsweise, Erscheinungsformen 
von Demokratie systematisch unter¬ 
sucht und, anders als andere, sich 
nicht darauf beschränkt, Symptome 
zu beschreiben. Er fragt nach Ursa¬ 
chen und Zusammenhängen, weshalb 
diese Form gesellschaftlichen Zusam¬ 
menlebens aktuell immer schlechter 
funktioniert. Dabei verbindet er die 
Theorie mit eigener praktischer Er¬ 
fahrung auf vier Kontinenten. 



S. Barck, U. Plener (Hrsg.) 
Verrat - Arbeiterbewegung 
zwischen Trauma und Trauer 

Dietz Berlin, 2009, 384 S., geb., 
19,90 Euro; ISBN 9783320021924 

Verrat - ob real oder vermutet - 
spielt in der Arbeiterbewegung eine 
bedeutende Rolle, in der sozialde¬ 
mokratischen wie der kommunisti¬ 
schen. Zur Abgrenzung als auch zur 
Disziplinierung der eigenen Gefolg¬ 
schaft. Oder auch zur Produktion 
von »Sündenböcken« für Fehlein¬ 
schätzungen, Erfolglosigkeit und 
Niederlagen. Im »Stalinismus« waren 
die Funktionen des , Verrates' - zu¬ 
mindest im Rückblick - aller heili¬ 
gen Schleier entkleidet. 



Sklaverei 

als 

Menschenrecht 


Rainer Roth 

Sklaverei als Menschenrecht 

Über die bürgerlichen Revolutionen 
in England, den USA und Frankreich 
DVS, 2. Auflage 2017, 600 S., kart., 
15,00 Euro; ISBN 9783932246807 

Sklaverei gehörte zu den öko¬ 
nomischen Grundlagen, auf denen 
die Menschenrechtserklärungen 
Englands, der USA und Frankreichs 
fußten. Kapitalismus und Menschen¬ 
rechte sind Grundlage auch der 
heutigen bürgerlichen Gesellschaf¬ 
ten. Und in ihnen ist die barbarische 
Vergangenheit der Sklaverei noch 
höchst lebendig. Sie existiert in 
anderen Formen weiter. 



Wolfgang Jantzen 
Grenzerfahrungen - 
Gastprofessor in Leipzig/DDR 

Vorträge und Aufsätze 

NIV, 2017, 312 S., kart.; 19,80 Euro; 

ISBN 9783961700028 

Das Wintersemester 1987/88 war 
ein besonderes in Leipzig. Als 
West-Kommunist an einer DDR-Uni 
zu lehren, war nicht alltäglich. Eine 
Grenzerfahrung der besonderen 
Art. Für beide Seiten. Die Vorträge 
und Aufsätze, die der Autor vor, 
während und nach dem Zusammen¬ 
bruch des realen Sozialismus verfasst 
hat, sind wichtige Puzzlesteine für 
ein realistisches DDR-Bild und eine 
zukünftige Gesellschaft. 
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Mt»« 

lang« Marsch 
U der : »Neuen 
ft .Manmnfln« 


Holger Wendt 

Der lange Marsch der 

»Neuen Marxlektüre« 

NIV, 2018, MASCH-Skript, 52 S., 

5 Euro; ISBN 9783961700103 

Das vorliegende MASCH-Skript ist 
die deutlich erweiterte Fassung eines 
Vortrages, der im Jahr 2010 auf einer 
Tagung der Marx-Engels-Stiftung 
an der Schiller Universität Jena 
gehalten wurde. Seine Methode und 
»Botschaft« ist zum 200. Geburtstag 
von Karl Marx hochaktuell: Vertraue 
niemals den Interpretationen irgend¬ 
welcher »Marxologen«. Schlage die 
als schlagende Beweise vorgetragenen 
Zitate im Original selber nach. Du 
wirst manche Überraschung erleben. 


Weitere 3 Mio. Artikel im Lieferservice für Lesende Linke: www.neue-impulse-verlag.de 




Marxistische Lehrbriefe & 
ausgewählte Bildungshefte 
der DKP 

19,80 Euro 


Bestelladresse: 

Neue Impulse Verlag, Hoffnung Straße 
18, 45127 Essen, Tel. 0201-236757 
info@neue-impulse-verlag.de 




































